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1. Vorwort 
Ein müdes Lächeln war die verbreitete Reaktion, wenn der Autor über seine Vorstellungen 
hinsichtlich des Inhaltes seiner Staatsexamensarbeit Auskunft gab. Da seine wohlgemein-
ten Erklärungsversuche wenig fruchteten, verlegte er sich schnell darauf, dieses Thema zu 
meiden oder einsilbig abzutun und sich die Mitleidsbekundungen anläßlich seiner viertel-
jährigen Archivstudien kommentarlos gefallen zu lassen. 
Warum also Agrargeschichte? Für einen, der auf dem Lande aufgewachsen ist, liegt die 
Beschäftigung mit einem noch vor wenigen Jahrzehnten das Leben der meisten Menschen 
unmittelbar betreffenden Sektor der Wirtschaft näher als für vorwiegend städtisch Soziali-
sierte. Dementsprechend hatte sich der Autor bereits im Laufe seines Studiums ein wenig 
mit der Entwicklung der Landwirtschaft der SBZ/DDR befaßt und war hellhörig geworden, 
als Prof. Kluge zur Mitarbeit bei einem seiner Forschungsschwerpunkte einlud. Beide ka-
men schnell über die Betreuung der Examensarbeit überein; die wenigen, aber intensiven 
Gespräche mit Herrn Kluge möchte der Autor nicht missen. 
Die einem Glaubenssatz gleichende Ansicht, daß für eine Examensarbeit im Fach Ge-
schichte Archivstudien nötig seien, bescherte dem Autor neue Bekanntschaften und viele 
Erkenntnisse über interessante, aber eher nicht zum Thema gehörende Sachverhalte. Erst in 
der letzten Woche seiner Forschungen im Sächsischen Hauptstaatsarchiv stieß er auf die 
Akte, nach der er drei Monate lang gesucht hatte und an deren Existenz er schon nicht 
mehr geglaubt hatte. Am Ende war mehr Elbwasser als geplant durch das frühlingshafte 
Dresden geflossen, und der Autor ist sich mittlerweile nicht mehr so sicher, ob eine solch 
umfangreiche Archivarbeit tatsächlich vonnöten gewesen wäre; zugleich war er aber auch 
ein wenig stolz auf seinen Fund, von dem er hofft, daß dieser bislang noch nicht aus sei-
nem 50jährigen Dornröschenschlaf befreit worden ist. Immerhin braucht sich der Autor bei 
der Entwicklung seiner Gedankengänge nun nicht ausschließlich auf Forschungsliteratur 
zu stützen, sondern kann diese durch noch nicht ediertes Material ergänzen. 
Durch die sächsisch-gemütliche Praxis der Kopienanfertigung im Hauptstaatsarchiv noch 
zusätzlich auf die Folter gespannt, blieb letztlich weniger Zeit, als nötig gewesen wäre, um 
die Erkenntnisse und Meinungen in Ruhe zu Papier zu bringen. Dennoch hat sich der Au-
tor bemüht, auf den folgenden Seiten etwas Substantielles und Innovatives darzubieten. 
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2. Einleitung 
Es mag in der Tat müßig erscheinen, sich mit einem nach heutigem Verständnis eher nach-
rangigen Sektor der Volkswirtschaft in dieser relativen Ausführlichkeit zu befassen. Bei 
genauerer Betrachtung durch die Brille des Historikers dürfte jedoch schnell deutlich wer-
den, daß der agrarische Bereich im zwar vom nationalsozialistischen Regime erlösten, aber 
in allen Belangen seines Daseins geschlagenen Nachkriegsdeutschland noch einmal eine 
immense, ja geradezu existentielle Bedeutung erhielt.13 Von der unzureichenden Lebens-
mittelversorgung heimgesuchte Stadtbewohner, entwurzelte Häftlinge, Kriegsgefangene, 
Flüchtlinge und Vertriebene, marodierende Soldaten verschiedenster Herkunft verursach-
ten einen ungeheuren Nachfragedruck, den die größtenteils vom angestammten Personal 
entblößte Landwirtschaft unmöglich zu befriedigen in der Lage war. Der um sich greifende 
Hunger zog weitreichende Folgeerscheinungen nach sich, von denen die mit dem heute in 
anderen Zusammenhängen üblichen Begriff Beschaffungskriminalität umrissenen lediglich 
die sichtbare Spitze des Eisberges darstellten; soziale, politische und wirtschaftliche Ver-
werfungen trugen das ihre dazu bei, daß der Agrarpolitik beim Wiederaufbau des geschun-
denen Landes (und seiner Bewohner) eine entscheidende Rolle zukommen würde. 
Deswegen ist es kaum verwunderlich, wenn die Besatzungsmächte große Anstrengungen 
auf diesen Sektor verwendeten, jeweils unterstützt von ihren deutschen Vertrauten. Hier 
stellen sich interessante Fragen, etwa wie es um das Verhältnis der Besatzer zu den deut-
schen Mitarbeitern bestellt war, wer wie und auf wen Einfluß ausübte, inwieweit sich 
Sachverstand und Macht miteinander arrangierten etc. Gebündelt schlagen sich diese und 
andere verwandte Fragestellungen in der Diskussion um eine sogenannte Sowjetisierung 
nieder.14 
Der Titel seiner Arbeit erweckt den Anschein, der Autor stehe diesem Beschreibungsmo-
dell einigermaßen distanziert gegenüber. Doch anders als der erste Eindruck nahelegt, be-
zeichnet das Wort angeblich hier nicht eine Ablehnung des Modells von vornherein; diese 
semantische Fußangel wurde ausgelegt, um den Anspruch zu unterstreichen, im folgenden 
eine möglichst unvoreingenommene Annäherung an die Frage nach dem sowjetischen 
                                                 
13 Betrachtet man die Aufwendungen der Europäischen Union für den Agrarsektor, gewinnt man den Eindruck, daß sich 
bis heute daran nichts Wesentliches geändert hat. 
14 Eine knappe, aber fundierte einführende Übersicht zu diesem Thema liefert der Forschungsbericht von Harm G. 
Schröter, der sich zuvörderst auf die Sowjetisierung (resp. Amerikanisierung) der Wirtschaft und des Handels konzent-
riert. Zur Einführung gleichfalls zu empfehlen ist JARAUSCH/SIEGRIST, 11-46. 
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Einfluß auf die Entwicklung der Landwirtschaft in Ostdeutschland15 zu versuchen. Aus 
diesem Grunde möchte der Autor an dieser Stelle auch noch keine Aussage über die Er-
gebnisse seiner Überlegungen treffen, sondern den Leser an deren Genese teilhaben lassen. 
Indem er nicht bereits am Anfang den Schluß vorwegnimmt, hofft er, eine vielleicht nicht 
über die Maßen spannende, doch immerhin interessante Lektüre zu ermöglichen. Um dem 
Leser die dafür nötige Orientierungshilfe an die Hand zu geben, sei nun kurz auf die Glie-
derung der in dieser Arbeit zu verhandelnden Sachverhalte eingegangen. 
Zuallererst soll das Problem der Sowjetisierung ganz konkret im Zentrum der Aufmerk-
samkeit stehen. Es gilt, unter Zuhilfenahme einiger Angebote aus unterschiedlichen Zeiten 
und Zusammenhängen einen für diese Abhandlung tauglichen, dem Stand der Forschung 
verbundenen Arbeitsbegriff zu finden. 
Damit soll quasi nebenbei gleichzeitig verdeutlicht werden, wie wichtig es ist, den mit dem 
Terminus Sowjetisierung häufig sehr eng verknüpften ideologischen Ballast aufzuspüren 
und ihn davon zu befreien oder diese ausdrücklichen oder impliziten Wertungen wenigs-
tens mit zu berücksichtigen; ansonsten wird dieser Begriff für seriöse Historiographie un-
nütz. 
Die zweite Hälfte des dominant theoretisch-begriffsgeschichtlichen ersten Teils dieser Ar-
beit bilden einige sparsame Ausführungen über die Anregungen der Klassiker des Marxis-
mus-Leninismus bezüglich der Agrarpolitik. Hierbei geht es nicht etwa darum, einen Über-
blick über die Entwicklung agrarpolitischer Konzepte der Vordenker des Sozialismus resp. 
Kommunismus geben zu wollen,16 sondern lediglich um die Darstellung einiger Gedanken 
der Leitfiguren, die von den neuen Machthabern für die Legitimierung von Umgestaltun-
gen im landwirtschaftlichen Sektor der SBZ/DDR herangezogen wurden. An diesem Punkt 
dürfte sehr schnell deutlich werden, wie mit den Äußerungen von faktisch zu Galionsfigu-
ren erhobenen Denkern doch erstaunlich flexibel umgegangen wurde, wenn die Tagespoli-
tik es erforderte. 
Mit diesem Instrumentarium versehen, kann die Rekonstruktion der für die Thematik die-
ser Arbeit bedeutsamen historischen Ereignisse beginnen. Dem Autor erscheint es notwen-
                                                 
15 Anders als in vielen zeitgenössischen Äußerungen steht der Terminus Ostdeutschland in dieser Arbeit für das Territo-
rium der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands in den seit 1945 gültigen Grenzen bzw. der DDR; für das Gebiet also, 
das derzeit gern, wenn auch etwas unglücklich als fünf neue Bundesländer bezeichnet wird. 
16 In den Monographien von Christian Krebs (vgl. KREBS, 6-33) und Diethelm Gabler (vgl. GABLER, 28-49) ist dies 
recht gut dargestellt. 
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dig, sich dabei als erstes der Entwicklung der Landwirtschaft im revolutionären Rußland 
bzw. in der Sowjetunion zu widmen. Die dortigen Vorgänge lassen sich nicht nur in der 
Rückschau als Folie für die Maßnahmen in der SBZ/DDR nutzen, sondern wurden schon 
von Zeitgenossen als eine solche verwendet.17 Überdies ist eine rudimentäre Kenntnis der 
Agrargeschichte Sowjetrußlands bzw. der frühen UdSSR unverzichtbar, um sich darüber 
verständigen zu können, was man als sowjetisches Modell, das als Fundament einer Sowje-
tisierung angenommen wird, fassen kann. Hier – wie auch später bei der Beschreibung der 
Verhältnisse in der SBZ – sind die Thesen der Klassiker sowie der Umgang mit ihnen im 
Blick zu behalten. 
Anschließend soll dargestellt werden, welche konkreten Maßnahmen im sowjetischen Teil 
des besetzten Deutschlands auf dem Gebiet der Landwirtschaft eingeleitet wurden. Dabei 
kommt es dem Autor weniger darauf an, die einzelnen Details nachzuzeichnen,18 vielmehr 
ist es ihm darum zu tun, seine Position, die Sowjetisierung der ostdeutschen Landwirt-
schaft betreffend, auf eine solide Basis zu stellen. 
Ein eigenes Kapitel wird der Politik gegenüber den landwirtschaftlichen Genossenschaften 
eingeräumt. Bereits das Wort Genossenschaft in der nur als Abkürzung gebräuchlichen 
Bezeichnung für die dörflichen Kollektivwirtschaften in der DDR19 läßt vermuten, dem 
landwirtschaftlichen Genossenschaftswesen komme eine besondere Bedeutung für die 
Entwicklung zur nahezu vollständigen Kollektivierung in der ostdeutschen Agrarwirtschaft 
zu. Darüber, daß dieser aufgrund der identischen Wortwahl naheliegende Schluß (in dieser 
Form) falsch ist, ließ sich der Autor durch sein Aktenstudium belehren. Dennoch ist die 
Konzentration auf einige wichtige Etappen der Veränderungen in der Verfassung der 
landwirtschaftlichen Genossenschaften sehr aufschlußreich für das Verständnis der Agrar-
geschichte der SBZ/DDR. 
                                                 
17 Vgl. etwa die vom BMGF verantworteten Schriften sowie das Buch von Matthias Kramer. 
18 Solches sollte besser einschlägigen Abhandlungen entnommen werden, etwa dem 1996 von Arnd Bauerkämper he-
rausgegebenen Sammelband, der stärker ideologiegeschichtlich angelegten Arbeit von Christian Krebs oder auch NAI-
MARK, 181-212. 
19 Aufgrund einer nicht nur im sowjetischen Einflußbereich verbreiteten Vorliebe für umständliche (aber korrekte) Be-
nennungen wurde es in der DDR üblich, manche Institutionen, Sachverhalte etc. aus sprachökonomischen Gründen nur 
mit den entsprechenden Abkürzungen oder Kurzwörtern zu titulieren. In anderen Ostblockländern scheint das ähnlich 
gewesen zu sein, jedenfalls hatte eine rumänische Kommilitonin arge Schwierigkeiten, mehr als die Abkürzung CAP zu 
liefern, als der Autor sie nach der Benennung der den ostdeutschen LPG vergleichbaren Kollektivwirtschaften in ihrem 
Land fragte. Übrigens stellte sich heraus, daß diese dort ebenfalls unter dem Label Landwirtschaftliche Produktionsge-
nossenschaft – Cooperativa Agricolă de Producţie firmierten. 
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Gleichsam als Fußnoten in der Geschichte der Landwirtschaft im Osten Deutschlands ste-
hen einige Modelle da, die aus verschiedenen Gründen nicht reüssierten, jedoch gerade 
deswegen von großem Interesse für den hier zur Verhandlung stehenden Sachverhalt sind. 
Sie symbolisieren Alternativen zum vorgegebenen Kurs und waren eben deswegen uner-
wünscht. Insbesondere einem durchaus mit der später als LPG, Typ III bezeichneten Form 
kollektiven Wirtschaftens vergleichbaren Modell wird besondere Aufmerksamkeit und 
dementsprechend relativ viel Platz im Rahmen der folgenden Ausführungen gewidmet. 
Dies dürfte zunächst verwundern und mag zu Recht die Frage aufwerfen, was in einer 500-
Seelen-Gemeinde20 im Leipziger Land Bedeutungsvolles geschehen sein soll. Am Beispiel 
der unverhältnismäßig energischen Reaktion der sächsischen Zentralbehörden auf die an-
gesichts der schwierigen Nachkriegssituation (die durch die Umgestaltungen im Zuge der 
Bodenreform noch verschärft wurde) vernünftige Zusammenarbeit der örtlichen Bauern 
kann recht gut veranschaulicht werden, welche Leitlinien mit welchem Nachdruck in die-
ser Zeit des Umbruchs in Ostdeutschland verfolgt wurden. 
Im letzten Teil dieser Arbeit wird endlich eine Position hinsichtlich der Frage zu beziehen 
sein, ob man mit Blick auf die Entwicklung der Landwirtschaft im östlichen Teil Deutsch-
lands um die Mitte unseres Jahrhunderts herum tatsächlich von einer Sowjetisierung spre-
chen kann oder nicht. Für diese Aufgabe ist in den vorangegangenen Kapiteln hoffentlich 
genügend Material ausgebreitet worden, so daß die Stellungnahme des Autors auf einem 
einigermaßen stabilen Fundament bezogen werden kann. 
Man mag am Ende dieser einführenden Worte einwenden, daß in der Titelzeile die nachher 
unbefriedigt bleibende Erwartung geweckt worden ist, hier eine Abhandlung über genuin 
sächsische Agrargeschichte vorzufinden. Es liegt fern, den Leser durch eine zu breit gefaß-
te Themenformulierung enttäuschen zu wollen, doch hat sich der Autor bei seinen Archiv-
studien aus naheliegenden Gründen auf sächsisches Material beschränkt, so daß im Ergeb-
nis dieser Nachforschungen der Politik der sächsischen Landesverwaltung bzw. Landesre-
gierung – durch die breite Ausführung eines sächsischen Fallbeispiels zusätzlich verstärkt 
– zwangsläufig eine dominierende Rolle zukommt. Deswegen erscheint dem Autor die Be-
schränkung auf Sachsen in der Titelzeile gerechtfertigt. Eine geschlossene und lückenlose 
                                                 
20 Steinbach (Muldentalkreis) hatte 1946 474 Einwohner, womit durch in den Ort gekommene Flüchtlinge bzw. Vertrie-
bene erstmals der Trend zur Bevölkerungsabnahme durchbrochen wurde: 1890 – 421 Einwohner, 1910 – 361, 1925 – 
325, 1939 – 319 (vgl. BLASCHKE, 146). Heute hat Steinbach schätzungsweise etwa 600-700 Einwohner, aufgrund von 
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Darstellung der Vorgänge in der sächsischen Landwirtschaft des angegebenen Zeitraums 
ist indes in der Tat nicht zu erwarten. 
Insbesondere der letzte Teil dieser Arbeit weist ein wenig über die im Titel gesetzte Grenze 
des Jahres 1949 hinaus. Es erschien aber dennoch günstig, gerade dieses Jahr als vorläufi-
gen Endpunkt zu wählen, denn der Schwerpunkt des Interesses liegt im folgenden auf der 
zweiten Hälfte der vierziger Jahre, während für die anstehende Thematik ebenso wichtige 
spätere Ereignisse und Entwicklungen weitgehend außer Acht bleiben müssen. Da die 
Vorgänge, auf die der Autor seinen Standpunkt bauen wird, in der Hauptsache Ergebnisse 
der Bodenreform sind, liegt eine Beschränkung des zeitlichen Horizonts näher als dessen – 
zweifellos gleichfalls sinnvolle – Ausdehnung bis zum Jahr 1952. 
Abschließend noch eine Bemerkung am Rande: Die uns überlieferten Akten zeugen durch 
vermehrt vorhandene orthographische Lapsus und Tippfehler davon, daß ihre Bearbeiter zu 
nicht geringer Zahl keine Verwaltungsprofis waren. Solche Fehler wurden stillschweigend 
korrigiert. 
Alle Rechte der im Anhang beigefügten Aktenauszüge liegen beim Sächsischen Haupt-
staatsarchiv, Archivstraße 1, 01097 Dresden. Eine Genehmigung zur Veröffentlichung von 
Archivmaterialien wurde nicht eingeholt. Die mitunter schlechte Qualität dieser Dokumen-
te bittet der Autor zu entschuldigen; um seine Schilderungen transparent zu gestalten, hat 
er sich um eine möglichst vollständige Wiedergabe der wichtigen Aktenstücke bemüht und 
die unleserlichen Stellen in einer unmittelbar anschließenden Abschrift wiederholt. 
 
 
3. Der Terminus Sowjetisierung 
Es bietet sich an, die Ausführungen über eine bestimmte Thematik mit der Klärung dessen 
zu eröffnen, worüber man auszuführen gedenkt. Im besonderen kommt es hier darauf an zu 
definieren, was unter Sowjetisierung zu verstehen sei. Bevor der Autor seine Auffassung 
darlegt, möchte er einige wenige ziemlich willkürlich ausgewählte Beispiele einer mit dem 
Thema in Zusammenhang stehenden Begriffsverwendung vorstellen. Damit soll demonst-
                                                                                                                                                    
Eingemeindungen ist leider kein aktuelles Zahlenmaterial greifbar, die offiziellen statistischen Angaben geben nur noch 
über die Großgemeinden Auskunft. 
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riert werden, wie dieser Terminus zwar relativ einheitlich gebraucht, dabei jedoch von un-
terschiedlichen Konnotationen begleitet wird.21 
 
3.1. Einige Beispiele 
3.1.1. Kramer (1951) 
Matthias Kramer, seinerzeit Professor für Landwirtschaftliche Betriebslehre an der TU 
Berlin, überschreibt sein kleines Büchlein über die Kopie des sowjetischen Vorbildes in 
den Landwirtschaften der neu zum Einflußbereich der UdSSR gekommenen Länder mit 
„Die Bolschewisierung der Landwirtschaft“. 
Zur anfänglichen Verwunderung des Lesers vermeidet er in seinen Ausführungen beinahe 
vollständig die Begriffe Bolschewisierung und Sowjetisierung. Dies läßt sich (in diesem 
Fall wie in den weiteren ähnlich gelagerten) wohl nur so deuten, daß Kramer seine gesam-
ten Äußerungen unter den Leitgedanken einer agrarischen Bolschewisierung stellen will. 
Darauf lassen jedenfalls seine Ausführungen schließen, die sich heute ein wenig wie Aus-
lassungen lesen, damit jedoch einen für diese Zeit und Textsorte durchaus üblichen Stil 
aufweisen und manchmal fast schon prophetischen Charakters sind, beispielsweise wenn 
Kramer mit Blick auf eine absehbare Kollektivierung schreibt: 
 
Die Tendenz der von Moskau und seinem Sprachrohr, dem Politbüro, diktierten Linie liegt klar zutage. 
Die auffallende Übereinstimmung der in den letzten Jahren durchgeführten Maßnahmen sowohl in der 
Generallinie als auch in vielen Einzelheiten mit der Entwicklung in Rußland nach der Oktoberrevoluti-
on 1917 bis zur endgültigen und restlosen Einführung der Kolchosen, der Vergleich der verschiedenen 
Etappen dieser Entwicklung lassen erkennen, daß Zweifel über das, was dem deutschen Bauern bei un-
gestörter Weiterentwicklung bevorsteht, nicht mehr am Platze sind.22 
 
Eindringlich warnt Kramer vor der Einführung sowjetischer Verhältnisse in Ostdeutsch-
land23 und bemüht sich gleichzeitig um Erklärungen dafür, daß ein seiner Meinung nach 
unverantwortlichen Kurs gesteuert wird.  
 
                                                 
21 Man mag einwenden, daß für diese Abhandlung begriffsgeschichtliche Überblicke nicht von Interesse seien, doch soll-
te man sich vor Augen halten, wie weit aus der Mode gekommene Termini, sprachliche Gebräuche und Tabus in die Zu-
kunft zu wirken in der Lage sind; beispielsweise ist die Verwendung der Abkürzung BRD noch heute ungebräuchlich, 
ebenso wie die Auflösung des Kürzels DDR. 
22 KRAMER, 5 f. 
23 „Nicht das ängstliche Anhören sowjetdeutscher Legenden, nicht Rückversicherung und schlotternde Hosenbeine, son-
dern einzig und allein die klare Erkenntnis der großen Gefahr des Bolschewismus für die Zivilisation und die abendländi-
sche Kultur, für ein freiheitliches Menschentum können diese Gefahr bannen.“ (ebenda, 134). 
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In vielen Verhandlungen und Unterhaltungen mit sowjetrussischen Agronomen verstärkte sich mehr 
und mehr die Gewißheit, daß die Russen eine völlig falsche Vorstellung von der deutschen Landwirt-
schaft haben, und daß sie sich auch nach längerem Aufenthalt in unsere deutschen Verhältnisse nicht 
hineinzudenken vermochten, es wahrscheinlich auch gar nicht wollten, weil sie mit einem ungewöhnli-
chen und nicht zu erschütternden Fanatismus von der alleinigen Richtigkeit ihres Systems und ihrer 
Weltanschauung überzeugt waren und selbstverständlich weiterhin überzeugt sind.24 
Die sowjetische Bodenreform war und bleibt ... eine einseitig politische Maßnahme, wie auch das ganze 
agrarpolitische Programm in Sowjetrußland. Die Voraussetzungen für dieses sowjetische Programm 
waren jedoch ganz andere als in Deutschland, aber die deutschen Kommunisten waren nicht mutig ge-
nug, diese Unterschiede zu berücksichtigen. Wirtschaftliche Überlegungen spielten bei der Durchfüh-
rung politischer Ziele keine Rolle, wie sich das in Rußland und – getreu diesem geheiligten und angebe-
teten Vorbild – auch in der Sowjetzone in vielen anderen Fällen nachweisen läßt.25 
 
Wenn Sowjetisierung (unter Vermeidung dieses Begriffes formuliert) für Kramer die Ü-
bernahme des „geheiligten und angebeteten Vorbildes“ bedeutet, dann meint er mit diesem 
Vorbild die Entwicklung in Sowjetrußland bzw. der UdSSR, bestehend aus 
• Sozialisierung des Bodens, Neuaufteilung, Kriegskommunismus 1917-1922; 
• „Neue Ökonomische Politik“ als Atempause 1922-1927; 
• Kollektivierung (Vernichtung der Großbauern, zunächst freiwillige, später erzwungene 
Kollektivierung, Ausschaltung des Privatbauerntums)26 1928-1932.27 
 
3.1.2. Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (1950-1956) 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen hat zwischen 1950 und 1956 mehrere 
kleine Schriften in einfacher Aufmachung (was eine relativ große Auflage vermuten läßt) 
veröffentlicht, die sich den Sowjetisierungstendenzen in der DDR widmen und dabei dezi-
diert auf den Agrarsektor eingehen.28 
Während Kramer trotz seines klar erkennbaren Standpunktes noch Verständnis für die 
Vorgänge in Ostdeutschland aufzubringen versucht, legen die Heftchen des BMGF für ge-
                                                 
24 Ebenda, 7. 
25 Ebenda, 95. 
26 „Kollektivierung bedeutet das Ende der freien Bauern, ihre Erniedrigung zum Kolchosarbeiter und eine Rückkehr in 
eine modernisierte Leibeigenschaft.“ (Ebenda, 67). Besondere Aufmerksamkeit widmet Kramer der Rolle der Besteue-
rung und der differenzierten Tarife der MAS bei der Ausschaltung zuerst der Groß- und später der Privatbauern. 
27 Vgl. ebenda, 28-67. 
28 Der Autor möchte die 1951 erschienene Schrift „Die Sowjetisierung der Landwirtschaft in der Sowjetzone“ in den 
Mittelpunkt stellen, ihre Charakteristika gelten sinngemäß auch für die übrigen der ins Literaturverzeichnis aufgenom-
menen Broschüren. 
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samtdeutsche Fragen genau jenen Stil an den Tag,29 den die Offiziellen der SBZ/DDR – im 
gleichen harschen Ton – als Propaganda des Gegners brandmarken. Immerhin läßt sich die 
Substanz dieser Äußerungen nicht in Abrede stellen: mit spitzer Feder werden Mißstände 
in der SBZ/DDR auf- und an-, nicht aber aus der Luft gegriffen. 
Sowjetisierung heißt auch hier wieder nachgerade blinder Nachvollzug der sowjetischen 
Entwicklung (die wiederum knapp nachgezeichnet wird) und meint konkret in etwa diesel-
ben Ereignisse, die bereits Kramer anführte.30 Über diesen hinaus weisen weitere von den 
Autoren als sowjetisch empfundene Charakteristika, die sie nun auch in Ostdeutschland 
vorzufinden meinen. Solches gilt für den Terror, mit dem die Umgestaltung der Landwirt-
schaft nicht selten verbunden war; für die übermäßige Ideologisierung, Bürokratisierung 
und Kontrolle aller Abläufe; für die Besetzung von Führungspositionen nach politischen, 
statt nach fachlichen Kriterien und nicht zuletzt für eine die Bauern entmündigende Kom-
mandowirtschaft, die zu einer unrealistischen Selbstüberschätzung der Mächtigen geriet.31 
 
3.1.3. Birke/Neumann (1959) 
Einige Jahre nach den eben erwähnten Abhandlungen wird der Terminus Sowjetisierung 
zwar noch immer mit relativer Selbstverständlichkeit gebraucht, doch regen sich inzwi-
schen Zweifel an dessen Nützlichkeit, machen sich Reflexionen über diesen Begriff not-
wendig. 
Während die Verfasser der Beiträge des von Ernst Birke und Rudolf Neumann herausge-
gebenen Sammelbandes wie auch die Herausgeber in ihrem Vorwort nahezu vollständig 
auf eine Begriffsdiskussion verzichten (obwohl doch Buch und Vorwort die Sowjetisierung 
im Titel tragen), äußert Ernst Birke in seinem Vorwort immerhin Bedenken gegenüber ei-
nem problematisch werdenden Terminus, ohne ihn jedoch aufgeben zu wollen: 
 
Der Sammeltitel ‚Sowjetisierung‘ für alle diese Vorgänge hat sich im internationalen wissenschaftlichen 
Schrifttum ... eingebürgert. Hier wurde er zunächst nur als Arbeitstitel gewählt. Im Laufe der jahrelan-
gen Vorbereitungen dieses Buches hat er sich selbständig gemacht. Wenn er nun als Schablone auf dem 
Umschlag erscheint, dann hoffen die Herausgeber, daß er weder den dynamischen und problematischen 
Charakter der ost-mitteleuropäischen Strukturwandlungen verdeckt noch den bescheidenen Anspruch 
                                                 
29 „MAS = Mord am Siedler“ (BMGF [1951b], 14). „Sie [die ostdeutschen Bauern; PZ] lehnen jede Parteidiktatur ab, 
denn sie haben gelernt, daß die Nazizeit für sie fast ein Kinderspiel war gegenüber der kommunistischen Diktatur.“ (e-
benda, 24). Vgl. auch die Abbildungen 1 und 2. 
30 Es ist sehr wahrscheinlich, daß Matthias Kramer an der Abfassung der Broschüren mitgearbeitet hat. 
31 Vgl. BMGF (1951b), 8 ff., 20. 
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unseres Versuchs, zu ihrer Erkenntnis wie zur politisch-pädagogischen Urteilsbildung in Deutschland 
einen Beitrag zu liefern.32 
 
Birke erwähnt die Gefahren, die dem eingeführten, allgemeinverständlichen und daher un-
scharfen Begriff innewohnen, doch macht ihn seine Popularität für Birkes Anliegen wie-
derum attraktiv. Der Verfasser sieht sich mit dem grundlegenden Problem aller relativ ge-
bräuchlichen Bezeichnungen konfrontiert: sie wecken aufgrund ihrer Bekanntheit das Inte-
resse des Lesers, lenken selbiges wegen ihrer einigermaßen statischen Bezeichnungsfunk-
tion aber sofort in eine bestimmte Richtung, welche nicht unbedingt mit der vom Textpro-
duzenten intendierten identisch sein muß. In diesem Fall befürchtet Birke, der Terminus 
Sowjetisierung könnte dynamische und problematische Entwicklungsprozesse nicht gut 
genug abbilden und damit Lernprozesse beim Leser – die immer mit einer Bewußtseinsän-
derung einhergehen müssen – behindern. Offensichtlich schien zur Zeit der Entstehung des 
von Birke und Neumann verantworteten Sammelbandes ziemlich leicht vorhersehbar, wel-
che Assoziationen der Leser beim Begriff Sowjetisierung haben würde; nach Auskunft von 
Birkes Vorwort dürften vor allem solche Assoziationen zu befürchten gewesen sein, die 
dem Rezipienten eine einseitige, d. h. negative Bewertung der Entwicklungen in Ostmittel- 
und Südosteuropa nahelegen und damit einer unvoreingenommenen Beschäftigung mit den 
im Buch dargestellten Informationen abträglich sind. 
Inhaltlich fügen Birke und Neumann dem Phänomen der Sowjetisierung eine weitere Fa-
cette hinzu, die anders als die bereits genannten nicht wirtschaftlicher, sondern kultureller 
Natur ist und als „Enteuropäisierung“,33 als kulturelle Entfremdung von Westeuropa be-
schrieben wird. 
 
3.1.4. Jarausch/Siegrist (1997) 
Mit dem Sammelband von Konrad Jarausch und Hannes Siegrist, dessen Beiträge das 
Problem der Sowjetisierung (resp. Amerikanisierung) in Deutschland auf dem heutigen 
                                                 
32 BIRKE/NEUMANN, VII. 
33 Vgl. ebenda, 18. Mit diesem Problem beschäftigte sich später Oskar Anweiler (vgl. z. B. seinen Beitrag im Sammel-
band von Hans Lemberg). 
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Stand der Forschung thematisieren,34 soll der Überblick über einige Beispiele der Verwen-
dung des Begriffes Sowjetisierung beendet werden. 
Nach einem ausführlichen Überblick über die bisherigen Ansätze zu den beiden einander 
gegenüberstehenden Termini in ihrer Einleitung überlassen es die Herausgeber den Auto-
ren des Sammelbandes, Antworten auf die aufgeworfenen Fragen zu liefern, die nicht zu-
letzt auch um die Wahrnehmung der sowjetischen (bzw. amerikanischen) Maßnahmen 
kreisen.35 
Jürgen Danyel verfolgt diesbezüglich ein sehr schlüssiges Konzept, das übrigens auch auf-
grund seiner erfrischenden Darstellung besticht. Er unterscheidet folgende Bereiche der 
Sowjetisierung in den zum Einflußbereich der UdSSR gehörenden Staaten: 
• genetisch kodierte Sowjetisierung: die „bereits in der wirtschaftlichen, sozialen und po-
litischen Konstruktion der ... Gesellschaften“ verankerte sowjetische Prägung;36 
• permanente Adaption des sowjetischen Vorbildes;37 
• Formen und politischer Stil der öffentlichen Selbstdarstellung: aus dem politischen 
Habitus der Sowjetunion entlehnte Symbole, Stilmittel und Inszenierungsformen.38 
Es fällt auf, daß kein übergreifendes Konzept von Sowjetisierung angestrebt, sondern 
vielmehr der kleinste gemeinsame Nenner festgehalten wird, nämlich darunter die Über-
nahme eines wie auch immer gearteten sowjetischen Modells zu verstehen. Diese recht all-
gemeine Formel zu konkretisieren muß im Einzelfall aufgrund der jeweiligen Fragestel-
lung geschehen. Eine solche vernünftige Beschränkung des Begriffes macht ihn brauchbar 
für übergreifende Forschungen, gibt ihm – bei aller Offenheit – die nötigen Konturen, ver-
langt aber auch vom Anwender eine intensive Auseinandersetzung mit den als sowjetisch 
eingestuften Zuständen und Entwicklungen. 
 
                                                 
34 Solches trifft auch und besonders für das von Michael Lemke herausgegebene Buch zu. Dort wird das Schwergewicht 
auf die zwischenstaatlichen Beziehungen zwischen der UdSSR und den zu ihrem Einflußbereich gehörenden Ländern ge-
legt und unter Zuhilfenahme des Begriffes Eigenständigkeit ein auf den jeweiligen Staat zugeschnittenes Konzept von 
Sowjetisierung herausgearbeitet (vgl. LEMKE, 12). 
35 Vgl. JARAUSCH/SIEGRIST, 13. 
36 DANYEL, 68. 
37 Vgl. ebenda, 71-74. 
38 Vgl. ebenda, 74. 
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3.1.4. Fazit 
Der Terminus Sowjetisierung hat, wie bereits die wenigen dargestellten Beispiele zeigen, 
in den letzten fünfzig Jahren einige wichtige Veränderungen hinsichtlich seiner Konnotati-
onen erfahren, die es bei seiner Verwendung für eine historiographische Abhandlung zu 
berücksichtigen gilt. 
Die unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg veröffentlichten Werke schreiben sich diesen 
Begriff wie selbstverständlich auf die Fahnen, ohne viele Worte über dessen Füllung zu 
verlieren. Dies ist nicht nur Zeugnis einer weniger auf trennscharfe Termini versessenen 
Wissenschaftsepoche, sondern auch Beleg für eine massive Vereinnahmung dieses Begrif-
fes durch die politische Propaganda im Westen.39 Dennoch hat der Autor den Hinterlassen-
schaften dieses Zeitraums relativ viel Platz eingeräumt, da eine Berücksichtigung dieser 
doch inzwischen etwas anrüchig anmutenden Schriften Aufschluß darüber liefern kann, 
welche sowjetischen Vorbilder man damals in der SBZ/DDR verwirklicht sah. Einige die-
ser Ideen lassen sich durchaus auch heute noch (bzw. wieder) aufgreifen, man muß sie le-
diglich ihres ideologischen, den Standpunkt des Autors überdeutlich markierenden Ballasts 
entkleiden. 
Wenige Jahre später spricht man immer noch mit einiger Selbstverständlichkeit von Sow-
jetisierung, doch sind sich die Autoren zunehmend darüber bewußt, daß dieser zu einem 
agitatorischen Kampfbegriff zu verkommen drohende Terminus40 einer wissenschaftlichen 
Fundierung bedarf,41 die jedoch in den hier berücksichtigten Werken nicht geliefert wird. 
Statt dessen firmiert er weiterhin als konturenarmer, zu assoziativer Ergänzung einladender 
Leitbegriff, der im konkreten Argumentationszusammenhang fast ausnahmslos gemieden 
wird. 
In letzter Zeit und insbesondere seit 1989 erlebt die Frage der Sowjetisierung einen erneu-
ten Aufschwung, z. B. im Rahmen der Versuche, Vergleiche zwischen der untergegange-
nen DDR und der alten BRD anzustellen. Dabei scheint sich die Übereinkunft herauszu-
                                                 
39 Vgl. REIMANN, 3. 
40 Ernst Birke hatte in diesem Zusammenhang von Verselbständigung gesprochen (vgl. BIRKE/NEUMANN, VII). Vgl. 
dazu auch JARAUSCH/SIEGRIST, 20 f. 
41 In diese Reihe gehört auch die von Konrad Merkel und Eduard Schuhans verantwortete Schrift, in welcher ebenso wie 
bei BIRKE/NEUMANN im Vorwort auf eventuelle Probleme des Begriffes Sowjetisierung hingewiesen wird (vgl. 
MERKEL/SCHUHANS, 12), derselbe dann aber ohne weitere Erläuterungen oder Einschränkungen als selbstverständli-
ches Etikett mehrerer Kapitel im Buch Verwendung findet. 
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kristallisieren, in kluger Selbstbeschränkung unter Sowjetisierung zunächst nicht mehr fas-
sen zu wollen als eine Übertragung des sowjetischen Modells, was viel Platz für eigenstän-
dige und unvoreingenommene Forschung ließe. Es bleibt zu hoffen, daß diese Tendenz 
beibehalten wird; der Autor wird sich im folgenden daran anlehnen. 
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die bereits bei Matthais Kramer anzutreffende 
Annahme, Sowjetisierung bedeute zuerst und vor allem die Übernahme des sowjetischen 
Vorbildes durch die Satellitenstaaten, noch in aktuellen Veröffentlichungen vertreten 
wird.42 Doch ist inzwischen eine Sensibilisierung dafür erreicht worden, die jeweilige 
Konkretisierung dessen, was man das sowjetische Modell nennen will, mit besonderer 
Sorgfalt und Vorsicht zu betreiben; außerdem berücksichtigt man nun nicht mehr nur wirt-
schaftliche, sondern auch administrative, kulturelle und mentale Einflüsse bzw. Beeinflus-
sungen. 
 
3.2. Formulierung eines Arbeitsbegriffes 
Nach dieser weit ausholenden Präsentation von Beispielen kann sich der Autor bei der 
Formulierung seines Begriffes von Sowjetisierung nun kurz fassen. Wie bereits erwähnt, 
möchte er sich das eben beschriebene Konzept zu eigen machen und unter Sowjetisierung 
die Übernahme des sowjetischen Vorbildes in Ostdeutschland verstehen.43 
Solches erfordert, wie gleichfalls angemerkt wurde, eine genaue Klärung dessen, was die-
ses Modell bezüglich der zu verhandelnden Thematik – hier also mit Blick auf die Agrar-
wirtschaft – konkret bedeutet. Dafür ist nicht nur ein Blick in die „Vor- und Frühgeschich-
te“ der Sowjetunion nötig, sondern zuvor eine Verständigung darüber, worauf dabei die 
Aufmerksamkeit in erster Linie gerichtet werden soll. 
Wegen der besonderen Bedeutung institutioneller und organisatorischer Charakteristika für 
die Aufgabenstellung dieser Arbeit, die zudem bereits durch die Beschaffenheit des zur 
Verfügung stehenden Quellenmaterials evident wird, werden solche Zustände und Ent-
wicklungen auch bei der Beleuchtung der sowjetischen und anschließend der ostdeutschen 
Agrargeschichte im Vordergrund zu stehen haben. Mentalitäts- und alltagsgeschichtliche 
                                                 
42 Vgl. JARAUSCH/SIEGRIST, u. a. 89, 111. So auch – ohne Begriffsdiskussion – bei SCHROEDER, 48-54. 
43 „Ich verwende den Begriff ausschließlich zur Bezeichnung des Versuchs, die gesellschaftspolitische und sozioökono-
mische Ordnung sowjetischer Prägung in den Ländern Ostmittel- und Südosteuropas aufzubauen.“ (REIMANN, 3). 
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Untersuchungen oder Vergleiche wären selbstverständlich ebenfalls von Interesse,44 doch 
fehlen dem Autor dafür schlicht die nötigen Grundlagen in Form von Dokumenten bzw. 
anderen Quellen. 
 
 
4. Theoretische Vorgaben für eine sozialistische Landwirtschaft 
In den nächsten beiden Abschnitten soll geklärt werden, wie das sowjetische Modell be-
schaffen war, dessen mögliche Übertragung auf die SBZ/DDR anschließend zur Diskussi-
on stehen wird. 
Dieses Kapitel soll zunächst darüber Auskunft geben, welche theoretischen Konzepte für 
die Umgestaltung der Agrarwirtschaft zu Rate gezogen resp. reklamiert oder konstruiert 
wurden. Es wird hier nicht darum gehen, einen theoriegeschichtlichen Abriß zu liefern, 
sondern vielmehr jene Ansätze zu beleuchten, die schließlich in der Agrarpolitik produktiv 
(gemacht) wurden. Deswegen dürfte es legitim und empfehlenswert sein, statt der entspre-
chenden Primärtexte einige elaborierte Studien zu Rate zu ziehen. 
Die sogenannten Klassiker des Marxismus-Leninismus, deren Schriften von ihren Epigo-
nen als Sammlung von Zitaten popularisiert wurden, welche sich dann entsprechend den 
Erfordernissen der Tagespolitik relativ beliebig kompilieren ließen, haben nicht eben zahl-
reiche Aussagen zur Landwirtschaft hinterlassen,45 so daß sich kein in sich geschlossenes 
Gedankengebäude beschreiben ließe. 
Karl Marx und Friedrich Engels betrachteten die zu gestaltende Agrarpolitik als Anhängsel 
der Industriepolitik, sie leiteten aus ihren Gedanken über die Entwicklung von Arbeiter-
schaft und städtischen Großbetrieben Aussagen über die Entwicklung der Landwirtschaft 
ab („... gleicher Arbeitszwang für alle, Errichtung industrieller Armeen, besonders für den 
Ackerbau ... Vereinigung des Betriebs von Ackerbau und Industrie, Hinwirken auf die all-
                                                 
44 Darauf zielt u. a. die Definition von Harm G. Schröter ab: „Wir verstehen hier unter Amerikanisierung bzw. Sowjeti-
sierung die Übernahme in die Unternehmensführung von Werten, Verhaltensweisen, Verfahrensweisen, Normen und In-
stitutionen, die jeweils in den U.S.A. bzw. in der Sowjetunion verbreitet waren. Damit umfassen die Begriffe Verände-
rungen, die teils reflektiert, zum Teil aber auch unreflektiert in der Industrie- und Handelskultur vonstatten gingen.“ 
(SCHRÖTER, 5 f.). 
45 Dies ist einigermaßen verwunderlich; war doch in der Mitte des letzten Jahrhunderts (und auch um die Jahrhundert-
wende in Rußland) die Versorgung der Bevölkerung mit (qualitativ und quantitativ) hinreichenden und erschwinglichen 
Nahrungsmitteln noch nicht in einem Maße gesichert, das den nachgeordneten Rang der Agrarwirtschaft in einem we-
sentlich auf der Unzufriedenheit der Produzierenden errichteten Gesellschaftsentwurf hätte erwarten lassen. 
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mähliche Beseitigung des Gegensatzes von Stadt und Land ...“).46 Dabei entstanden zwei 
Annahmen, die sich mit den Stichwörtern Parallelitätstheorie und Konzentrationstheorie 
umreißen lassen. Erstere besagt im Kern, daß die Landwirtschaft in ihrer Entwicklung den 
nichtagrarischen Wirtschaftszweigen folgt, sobald die Gesellschaft die hierfür notwendigen 
Produktionsmittel entwickelt und zur Verfügung gestellt hat. Die Konzentrationstheorie – 
die insbesondere mit Blick auf die Kollektivierung von Bedeutung ist – konkretisiert inso-
fern die erste Behauptung, als sie eine Entwicklung vorauszusehen meint, bei der landwirt-
schaftliche Klein- bzw. Familienbetriebe der Konkurrenz kapitalistischer Agrarbetriebe 
ebenso erliegen werden wie vor ihnen Handwerksbetriebe der industriellen Fabrikferti-
gung.47 
In seiner Schrift „Die Bauernfrage in Frankreich und Deutschland“ wies Engels auf die 
immense Bedeutung der Abschaffung des Privateigentums hin, welche durch eine umfas-
sende staatliche Unterstützung der bäuerlichen Genossenschaften (vor allem durch die 
Ausstattung mit Produktionsmitteln) unabhängig von deren Leistungsfähigkeit befördert 
werden solle, wodurch sich der Staat zudem massive Eingriffsmöglichkeiten sichern kön-
ne. Die Bildung von Agrargenossenschaften unter Zwang schloß Engels indes aus. Im üb-
rigen hielt er ebenso wie Marx diese Genossenschaften nur für eine Übergangslösung auf 
dem Weg zur industriemäßig organisierten Landwirtschaft.48 
Im Unterschied zu den spekulativen Annahmen seiner deutschen Geistesverwandten sah 
sich Lenin in seiner Funktion als verantwortlicher Machthaber des agrarischen Rußlands 
vor die Aufgabe gestellt, in erster Linie Agrarpolitik und diese wiederum als 
Macht(sicherungs)politik betreiben zu müssen. Deswegen ging er mit den Vorgaben von 
Marx und Engels entsprechend flexibel um und agierte oder reagierte gemäß den aktuellen 
Erfordernissen. Da diese in Sowjetrußland offensichtlich nichts anderes zuließen, entschie-
den sich Lenin und seine Mitstreiter für die Umkehrung der Marxschen These, nach der ei-
ne gerechte Verteilung der Produkte nur auf der Basis einer gerechten Verteilung der Pro-
                                                 
46 Aus dem „Kommunistischen Manifest“ (MEW, 481). 
47 Vgl. KREBS, 6. Christian Krebs meint die Konzentrationstheorie mit Verweis auf die tatsächliche Entwicklung relati-
vieren zu können, welche bis zum Jahre 1960 eine Zunahme der Betriebe zwischen 5 und 20 ha ausweist. Mit Blick auf 
die nach 1990 übriggebliebenen Agrargenossenschaften in Ostdeutschland muß dieses Urteil wohl eingeschränkt werden. 
48 Vgl. ebenda, 27-32; WEBER, 54 f. 
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duktionsmittel möglich sei, und beließen es anfangs bei der Verstaatlichung von Großin-
dustrie, Banken und Verkehrswesen.49 
Indes sollte man Lenin später ein Kollektivierungskonzept zuschreiben, das sich aus ver-
schiedenen seiner Gedanken (bzw. denen seiner politischen Freunde) speist, ohne daß ein 
genauer Kanon einzelner Textstellen zur Verfügung stünde.50 Dieser Leninsche Genossen-
schaftsplan sollte eine große Bedeutung bei der (nachträglichen) ideologischen Begrün-
dung der Kollektivierung in der DDR erlangen, deswegen wird an geeigneter Stelle geson-
dert auf ihn eingegangen. 
Von kaum zu überschätzender Bedeutung für das Verständnis einer kommunistischen resp. 
sozialistischen Agrarpolitik ist Lenins Einteilung der bäuerlichen Schichten in Klassen, die 
er 1899 in seiner Schrift „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland“ entfaltete. Darin 
versucht er, die Landbevölkerung in Anlehnung an die Schichtung der urbanen Gesell-
schaft in drei Gruppen aufzugliedern und damit dem Zugriff einer dominant auf das Indust-
rieproletariat zugeschnittenen Gesellschaftsdoktrin verfügbar zu machen. Ein Äquivalent 
zur Bourgeoisie sieht er in den kulaki,51 den Großbauern; dem Kleinbürgertum sind die 
srednjaki,52 die Mittelbauern, zugeordnet; dem Proletariat entsprechen die Angehörigen 
der sogenannten Dorfarmut, die bednjaki.53 Man mag verschiedener Meinung darüber sein, 
wie real und passend diese Vergleiche seien; unstrittig ist die Wertschätzung, der sich die-
ses Beschreibungsmodell insbesondere in der Periode der Zwangskollektivierung in der 
UdSSR erfreute, was unheilvolle Auswirkungen für den gesamten Agrarsektor und die dort 
tätigen Menschen haben sollte.54 
Bereits am sowjetrussischen Beispiel – und das wird in der SBZ/DDR nicht anders sein55 – 
ist der Primat der praktischen Machtpolitik über die in offiziellen Verlautbarungen mitun-
                                                 
49 Vgl. KREBS, 33 f. 
50 Verzeichnisse der in Frage kommenden Äußerungen finden sich bei GABLER, 48 f. und THIEDE, 34. 
51 Ursprünglich Bezeichnung für ländliche Wucherer. 
52 средний (srednij) – Mittel-, mittlerer. 
53 бедный (bednyj) – arm. 
54 Vgl. MALIA, 153. 
55 Matthias Kramer äußert sich zu diesem Phänomen folgendermaßen: „Grenzenlose Not, wirtschaftliches Chaos, Hoff-
nungslosigkeit und Verzweiflung lagen lähmend auf der Bevölkerung der Sowjetzone. Für uns Deutsche waren diese Zu-
stände eine zusätzliche Schwierigkeit beim Beginn des notwendigen Wiederaufbaues, für die Sowjets waren sie der er-
wünschte Nährboden für die Durchsetzung ihrer zweifelhaften Ideale. Daß die Verhältnisse der hochentwickelten und in-
tensiven deutschen Landwirtschaft ganz andere waren als in Rußland, ist dabei von untergeordneter Bedeutung. Maßge-
bend war ausschließlich das angestrebte politische Ziel, wobei vorübergehende Zugeständnisse und Erleichterungen mit 
der Auswirkung einer Verkürzung bzw. Verlängerung der einzelnen Etappen nach den Regeln des dialektischen Materia-
lismus in Kauf genommen wurden.“ (KRAMER, 89). 
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ter gleichsam zum Gesetz erhobene Theorie zu beobachten; dies ist wohl eines der Merk-
male totalitärer Staaten, welche Instrumentarien entwickelt haben, mit denen sie nahezu al-
len Theorien Geltung verleihen können – auch solchen, die eine für nicht mehr opportun 
erkannte gesetzmäßige Theorie ablösen.56 
 
 
5. Entwicklung des Agrarsektors in Sowjetrußland und der UdSSR 
5.1. Kriegskommunismus 1917-1921 
Die Bolschewiki verdankten ihre Machtübernahme im Oktober 1917 nicht zuletzt auch der 
schwierigen Lage der russischen Landwirtschaft. Trotz der Aufhebung der Leibeigenschaft 
1861 und der ambitionierten Agrarreformen seit 1906 hatte sich die alte Verfassung in der 
Landwirtschaft weitgehend erhalten.57 Charakteristisch dafür waren das weitgehende Feh-
len von bäuerlichem Grundbesitz (nur 25,9 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche waren 
überhaupt in Privathand, davon gehörten lediglich 5,5 % den Bauern), die traditionelle Ei-
gentumsform des bäuerlichen Anteillandes (35,3 % der landwirtschaftlich genutzten Flä-
che)58 und das zumeist auf die Eigenversorgung ausgerichtete Wirtschaftsinteresse. Den 
unterschiedlichen Eigentümern entsprechend existierten verschiedene Formen bäuerlicher 
Abhängigkeit. Daraus resultierten soziale Spannungen, zudem führte der Brauch der Um-
verteilung des Gemeindelandes und die damit kaum zu vermeidenden Streitigkeiten zu 
Krisensituationen. Angesichts der zunehmenden Unruhen und der Bauernaufstände zwi-
schen 1902 und 1905 hatte die russische Regierung unter Premier Stolypin Maßnahmen 
zur Überführung von Boden in bäuerlichen Besitz, zur Aufhebung der Feldgemeinschaft 
und zur Flurbereinigung ergriffen.59 
                                                 
56 „Wir sind keine Durchschnittsmenschen. Wir sind Menschen einer Partei, die das Unmögliche möglich macht ... Und 
wenn die Partei es verlangt, wenn es für die Partei notwendig oder wichtig ist, sind wir imstande, uns entschlossen und 
willensstark Ideen aus dem Kopf zu schlagen, die wir jahrelang vertreten haben ... Jawohl, ich werde Schwarz sehen, wo 
ich Weiß zu sehen meinte, es vielleicht noch sehe, denn für mich gibt es kein Leben außerhalb der Partei oder im Bruch 
mit ihr.“ (Jurij Pjatakov; zit. nach MALIA, 262). 
57 Die Abschaffung der Leibeigenschaft hatte die Bauern nicht automatisch zu Besitzern ihres Landes gemacht, da die 
vorgesehenen Ablösungszahlungen die meisten Bauern überforderten. Die als sinnvolle Korrektur bestehender Unzuläng-
lichkeiten konzipierten Reformen Stolypins hatten jedoch bis 1917 nur ungenügend durchgesetzt werden können. 
58 Hier gehörte der Boden der Feldgemeinschaft (мир – Mir) und wurde in regelmäßigen Abständen (ungefähr alle zehn 
bis fünfzehn Jahre) neu verteilt. 
59 Vgl. KRAMER, 10-20; KREBS, 49. 
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Der Erste Weltkrieg hatte eine effektvolle Umsetzung des Stolypinschen Reformwerkes 
verhindert. Die neuen Machthaber sicherten sich die Unterstützung der nach der Oktober-
revolution mehrheitlich auf eine Bodenreform drängenden Landbevölkerung, indem sie die 
nach den strengen Gleichheitsprinzipien der Feldgemeinschaft durchgeführte Neuvertei-
lung des gesamten Bodens (einschließlich des vorher in Privat-, Staats- und Kirchenbesitz 
befindlichen) sanktionierten.60 Außerdem verstanden sie es, die politische Führung der 
Bauernschaft – die Sozialrevolutionäre – mittels Wahlmanipulation, Spaltungsversuchen, 
Bekämpfung und Verfolgung auszuschalten.61 Doch Nahrungsmittelknappheit im Gefolge 
des Kriegskommunismus und schon bald einsetzende staatliche Beschlagnahmungen zer-
störten die Sympathien der Bauern für die Bolschewiki, welche ihrerseits der Dorfarmut62 
Einfluß auf dem Lande zu verschaffen verstanden. Lenins These, wonach die gerechte Ver-
teilung der Agrarerzeugnisse Vorrang vor der Vergesellschaftung der landwirtschaftlichen 
Produktionsmittel haben könne, versagte in der Praxis, da eine staatliche Verfügungsge-
walt über in privater Verantwortung erzeugte Produkte Widerstand hervorrufen mußte, 
zumal der Staat im Gegenzug weder Landmaschinen bzw. Ersatzteile noch Konsumgüter 
anbieten konnte. 
 
5.2. Neue Ökonomische Politik (NĖP) 1921-1927 
Im Ergebnis hatte sich die politische Lage im Frühjahr 1921 so gestaltet, daß es zur unaufschiebbaren 
Notwendigkeit wurde, unverzüglich die entschiedensten und außerordentlichsten Maßnahmen zur Ver-
besserung der Lage der Bauernschaft und zur Hebung ihrer Produktivkräfte zu ergreifen.63 
 
Aufgrund der sich erneut zuspitzenden Konflikte zwischen der Landbevölkerung und der 
Staatsführung, von denen der Tambover Bauernaufstand nur die Spitze des Eisberges dar-
stellte, wurden mit der Einstellung der Beschlagnahme von Getreide, die am 21.03.1921 
auf Beschluß des X. Parteitags der KPR von einer Naturalsteuer abgelöst wurde, und der 
Aufgabe der staatlichen Getreidebewirtschaftung wichtige Zugeständnisse an die Bauern 
                                                 
60 „Dekret über den Boden“ vom 26.10.1917, Bodengesetz vom 14.02.1919. Lenin empfahl diese Methode auch für an-
dere Staaten, um dort die bäuerlichen Schichten für eine revolutionäre Umgestaltung zu gewinnen; demselben Zweck 
dienten Patenschaften zwischen Bauern und aufs Land entsandten Fabrikarbeitern (vgl. KREBS, 34). 
61 Vgl. ebenda, 35. 
62 Gruppe aus landarmen und -losen Bauern, Landarbeitern sowie aufs Dorf gezogenen bzw. dorthin geschickten Perso-
nen aus dem Industrieproletariat (vgl. KRAMER, 30). 
63 Lenin in „Über die Naturalsteuer“ (zit. nach HORZ, 32; dort ohne exakte Angabe der Fundstelle). 
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gemacht. Sie konnten nunmehr nach Ablieferung der als Steuer geforderten Produkte (oder 
später des Gegenwertes in Geld) ihre Überschüsse, die man später in Ostdeutschland „freie 
Spitzen“ nennen würde, auf dem freien Markt absetzen, wodurch sich die angespannte 
Versorgungslage und die unerträglichen Lebensbedingungen auf dem Land vorübergehend 
verbesserten. Dank der nunmehr auch in anderen Bereichen erwünschten privaten Unter-
nehmerinitiative erlebten das kleine und mittlere Gewerbe sowie der Handel einen erstaun-
lichen Aufschwung. Allerdings war diese Neue Ökonomische Politik (NĖP) lediglich eine 
Atempause auf dem Weg zur kommunistischen Landwirtschaft, weshalb sich landwirt-
schaftliche Kollektivbetriebe, wo sie nicht aufgelöst wurden, weiterhin staatlicher Förde-
rung erfreuten und eine bedeutende Rolle bei Produktion und Warenaustausch spielen soll-
ten – was nicht in dem gewünschten Maße gelang. 
Die NĖP sollte letztlich gerade an ihren Erfolgen scheitern, da diese sowohl neue Probleme 
schufen als auch den Zielen der Revolution zu widersprechen schienen. Als sich im Sep-
tember 1923 wegen der zunehmenden Agrarproduktion die Schere zwischen den Erzeu-
gerpreisen für landwirtschaftliche Produkte (58 Prozent des Vorkriegsniveaus) und denen 
für Industriewaren (187 Prozent) extrem öffnete, wurde bereits der Ruf nach neuen staatli-
chen Interventionen laut. Auch wenn sich die Schere bis zum Frühjahr 1924 wieder schloß, 
war damit die Axt an die Wurzel gelegt, und es bedurfte trotz der eindrucksvollen Fort-
schritte z. B. bei der Stabilisierung des Rubels nur noch eines Anlasses, um den sowieso 
nur als Übergangslösung initiierten Kurswechsel rückgängig zu machen.64 
 
5.3. Stalins Kollektivierung 1928-1935 
Gen. Stalin hat, nachdem er Generalsekretär geworden ist, eine unermeßliche Macht in seinen Händen 
konzentriert, und ich bin nicht überzeugt, daß er es immer verstehen wird, von dieser Macht vorsichtig 
genug Gebrauch zu machen. ... Stalin ist zu grob ... Deshalb schlage ich den Genossen vor, sich zu über-
legen, wie man Stalin ablösen könnte ...65 
 
                                                 
64 Vgl. HILDERMEIER, 157 f., 240-244; KRAMER, 35-41; HORZ, 32 f. Für detailliertere Informationen vgl. auch 
MALIA, 168-208 sowie Wehner, Markus, Bauernpolitik im proletarischen Staat. Die Bauernfrage als zentrales Problem 
der sowjetischen Innenpolitik 1921-1928, Köln – Weimar – Wien, Böhlau 1998 und Reißer, Thomas, Menschewismus und 
NEP (1921-1928). Diskussion einer demokratischen Alternative, Münster, Lit 1996 (Arbeiten zur Geschichte Osteuropas, 
2). 
65 Aus Lenins politischem Testament, einem Brief an den XIII. Parteitag der KPR, vom 24./25.12.1922 (zit. nach 
BÖTTCHER/ZIERMANN, 8 f.). Der vollständige Wortlaut des Briefes wurde erst anläßlich des XX. Parteitages der 
KPdSU im Jahre 1956 veröffentlicht. 
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Trotz Lenins weitsichtiger Warnung gelang es dem KPR-Generalsekretär Stalin, seine 
Gegner nach und nach auszuschalten, den eingeschlagenen Weg der NĖP zu beenden so-
wie den Aufbau der Industrie, der kommunistischen Landwirtschaft und der zentralisierten 
Bürokratie zu forcieren. Solches vollzog sich unter erheblichen Anstrengen bis hin zur 
Kriminalisierung und anschließenden psychischen oder physischen Vernichtung ganzer 
Bevölkerungsgruppen, so daß man Stalins diktatorisches Herrschaftsystem später mit 
seinem Namen bezeichnen würde.66 
Den Anlaß für die Beendigung der NĖP brachte die im Vergleich zu den außergewöhnlich 
guten Vorjahreserträgen leicht rückläufige Ernte des Jahres 1927. Die geringen Einbußen 
allein wären wohl zu verschmerzen gewesen, wenn nicht die staatlichen Planbehörden von 
einer erneuten Steigerung des Ergebnisses von 1926 ausgegangen wären und eine dement-
sprechend hohe Naturalsteuer festgesetzt hätten. Um nicht den größten Teil der Ernte zum 
Festpreis verkaufen zu müssen, versuchten sich die Bauern den staatlichen Aufkäufern zu 
entziehen, um ihre Produkte auf dem freien Markt zu höheren Preisen absetzen zu können, 
so daß sich in einigen Regionen wieder einmal erhebliche Versorgungsengpässe abzeich-
neten. 
Nachdem bereits der XIV. Parteitag der KPdSU im Dezember 1925 die wirtschaftlichen 
Planungs- und Lenkungsorgane gestärkt und damit vor allem den freien Handel an einigen 
Stellen (z. B. städtische Brotversorgung) zurückgedrängt hatte, beschloß der XV. Parteitag 
zwei Jahre später vor dem Hintergrund einer drohenden Hungerkrise neben der beschleu-
nigten Entwicklung der Industrie nach Fünfjahresplänen die Kollektivierung der Landwirt-
schaft bei gleichzeitiger „Liquidierung des Kulakentums als Klasse“,67 was nicht nur die 
Großbauern, sondern die Einzelbauern überhaupt meint. Dies führte zuletzt zur vollständi-
gen Vernichtung der in privater Verantwortung betriebenen Landwirtschaft sowie zur mas-
senhaften Verschleppung und Ermordung von wohlhabenderen Einzelbauern und deren 
Familien. Entgegen den Vorgaben des Parteitages, „die bäuerlichen Klein- und Zwergwirt-
schaften allmählich, aber unentwegt, nicht durch Zwang, sondern durch Beispiel und Ü-
berzeugung zu Großwirtschaften zusammenzuschließen“,68 setzte man staatlicherseits we-
                                                 
66 Die Charakteristika des Stalinismus gegenüber dem Leninismus benennt Wolfgang Leonhard in seinem Beitrag auf 
dem Diskussionsforum für modernen Sozialismus am 03.03.1962 in Köln (abgedruckt z. B. in BÖTTCHER/ZIERMANN, 
117-119). Dennoch darf die Rolle Lenins als Initiator des Roten Terrors, der sich als Schreibtischtäter gern solcher Voll-
strecker wie Stalin, Trozkij oder Dzierżyński bediente, nicht übersehen werden. 
67 Zit. nach HILDERMEIER, 392. 
68 Zit. nach KRAMER, 43. 
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niger auf Überzeugungsarbeit als auf die massive ökonomische und vor allem fiskalische 
Benachteiligung der Einzelbauern: man legte ihnen höhere Steuern auf, verlangte die Ab-
lieferung der gesamten Getreideernte zu staatlich festgesetzten Preisen, beschränkte die 
Möglichkeiten der Bodenpacht und der Beschäftigung von Lohnarbeitern, benachteiligte 
sie bei der Nutzung der neu geschaffenen Maschinen-Traktoren-Stationen (MTS), der Zu-
teilung von Saatgut und industriellen Rohstoffen sowie bei der Festsetzung des Abliefe-
rungssolls. 1929 ging man zur direkten Enteignung der Einzelbauern zugunsten der Kol-
lektivwirtschaften über und baute die MTS zu Instrumenten staatlicher Agrarpolitik aus, 
indem man ihnen die Verwaltung der gesamten Technik des Dorfes (der Dörfer) übertrug 
und ihnen einen politischen Apparat beiordnete. Begleitet wurden solche Maßnahmen von 
durch Stoßtrupps aus Parteikadern organisierten Vertreibungen der Kulaken.69 Diese 
Gruppen sollten die bednjaki gegen alle Großbauern sowie gegen die übrigen Bauern mit 
Vorbehalten gegenüber der Kollektivierung mobilisieren und die srednjaki für die Kollek-
tivwirtschaften gewinnen. Die Kulaken selbst durften diesen Kollektiven indes nicht bei-
treten.70 
Trotz wachsender Schwierigkeiten wurde die Kollektivierung in einem beispiellosen Tem-
po vorangetrieben, 1934 arbeiteten 71,4 Prozent der Bauern in Kollektivwirtschaften,71 
zwei Jahre später waren es bereits 90 Prozent. Daneben wurden unter staatlicher Obhut 
stehende sogenannte Rätewirtschaften72 etabliert, welche Landarbeiter gegen Lohn be-
schäftigten, während sich im Kolchos das Einkommen des einzelnen Genossenschaftsmit-
glieds nach dem Einkommen der Kollektivwirtschaft bemaß.73 
Mit dem Abschluß der unter Zwang durchgeführten Kollektivierung hatte die sowjetische 
Landwirtschaft einen großen Teil der erfahrenen Fachkräfte unter den Bauern verloren, die 
KPdSU jedoch ihren Einfluß auf dem Lande durchgesetzt, auf Kosten der Kulaken und e-
benso der Kolchosbauern, die unter den Bedingungen größter Abhängigkeit ihre Arbeit 
verrichten mußten, auch wenn die Tätigkeit in einer funktionierenden Kollektivwirtschaft 
                                                 
69 Hier zeichnet sich allmählich der Ausbau des Straflagersystems (GULAG) zu einer tragenden Säule des Sowjetstaates 
ab. 
70 Vgl. HILDERMEIER, 250, 259 f., 392; KRAMER, 42-54. Zu der von Stalin aus politischen Gründen provozierten 
oder wenigstens geduldeten Getreide- bzw. Hungerkrise vgl. auch KREBS, 50. 
71 Unter der Sammelbezeichnung Kollektivwirtschaft (коллективное хозяйство – Kolchoz) firmierten drei Organisati-
onstypen mit unterschiedlichem Vergemeinschaftungsgrad. 
72 Cоветское хозяйство – Sowchoz. 
73 Vgl. MALIA, 230-233. 
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(und das waren bei weitem nicht alle) für viele von ihnen zunächst eine Hebung ihres Le-
bensstandards bedeutet haben dürfte. 
Quasi im Vorbeigehen wurden bei der Gelegenheit die Strukturen der orthodoxen Kirche 
zertrümmert, Kirchen geschlossen und Priester verjagt.74 Ob damit eventuell eine Umlei-
tung der Volksfrömmigkeit auf die kommunistische Partei angestrebt wurde, bleibt zwei-
felhaft; immerhin gelang dieses – wie sich heute zeigt – bei einem nicht geringen Teil der 
Bevölkerung. 
 
5.4. Fazit 
Nach der recht ausführlichen Darstellung einiger theoretischer Konzepte für eine sozialisti-
sche Agrarpolitik läßt dieses Kapitel nun den Bezug darauf vermissen. Dieser Eindruck ist 
nicht der verkürzten Darstellung der einzelnen Richtungsstreits (die es sehr wohl gab)75 ge-
schuldet, sondern bewußt angestrebt worden, weil er nicht zu vermeiden gewesen wäre. 
Waren die allerersten agrarpolitischen Maßnahmen nach dem Oktoberumsturz lediglich 
der Werbung um die Unterstützung der Bauern geschuldet, erscheinen die meisten der 
nachfolgenden Richtungsentscheidungen als relativ überhastete Reaktionen auf drängende 
Fragen und Probleme der Tagespolitik, die eine durchdachte langfristige Strategie vermis-
sen lassen. 
Dieses pauschale Urteil kann allerdings bei genauerem Hinsehen nicht aufrecht erhalten 
werden. In der Tat war die Politik Sowjetrußlands bzw. der frühen Sowjetunion von kei-
nem durchlaufenden Konzept inspiriert oder wenigstens begleitet, dennoch blieb das mit-
telfristige Ziel einer Kollektivierung der Landwirtschaft (neben dem beschleunigten Auf- 
und Ausbau der Industrie) stets auf der Tagesordnung, selbst wenn vorübergehend gerade-
zu konträre Maßnahmen durchgeführt werden mußten. Dementsprechend wurde beispiels-
weise die außerordentlich erfolgreiche NĖP ausschließlich wegen der Rückkehr zu eben 
dieser Tagesordnung beendet, weil man sich nicht länger auf das Experiment einer sozia-
listischen Marktwirtschaft, wie sie derzeit in China und Vietnam relativ erfolgreich prakti-
ziert wird, einlassen wollte. 
                                                 
74 Vgl. ebenda, 231. 
75 Einzelne Aspekte der Theoriedebatten lassen sich in den entsprechenden Abschnitten bei HILDERMEIER gut verfol-
gen. 
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Als Beleg für die Richtigkeit einer Agrarwirtschaft auf der Basis vom Kollektivbetrieben 
waren in der Sowjetunion die Autorität Lenins sowie unumschränkte Macht Stalins völlig 
ausreichend, in der DDR wurden diese gewichtigen Argumente noch um den Leninschen 
Genossenschaftsplan erweitert. Doch dazu später. 
In der Rückschau lassen sich aus den sowjetischen Erfahrungen mit der Umgestaltung des 
Agrarsektors Leitziele formulieren, die für ähnliche Vorhaben als Richtschnur verwendet 
werden können. Christian Krebs hat diese in folgenden vier Punkten zusammengefaßt:  
• Die Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel ist dem privaten Produzenten mög-
lichst vollständig zu entziehen und den Vertretern der Zentralgewalt zu übertragen. 
• Betriebsgröße und -form sind Resultat des Strebens nach Vergesellschaftung, nicht 
primär auf ökonomische Effizienz ausgerichtet. 
• Die (kommunistische) Partei übt die Leitung der landwirtschaftlichen Produktion aus. 
• Interessenvertretungen der ländlichen Bevölkerung sind den Grundsätzen der Partei zu 
verpflichten.76 
Im nächsten Kapitel gilt es unter anderem nachzuprüfen, ob und wie diese Leitideen in der 
SBZ/DDR umgesetzt worden sind. 
Böse Zungen mögen einwenden, die beiden erwähnten Hauptziele der Industrialisierung 
und Kollektivierung, die seit dem XV. Parteitag der KPdSU mit Vehemenz und ohne 
Rücksicht auf Verluste angesteuert wurden, seien lediglich die für Stadt und Land jeweils 
besten Strukturen, das Volk ruhig zu stellen und unter Kontrolle zu halten.77 So wenig 
fruchtbar solche Spekulationen für die hier stehende Aufgabe sind, öffnet ein solches He-
rangehen den Blick für einen nicht zu unterschätzenden Mechanismus, auf den nicht nur in 
der UdSSR gern zurückgegriffen wurde. Insgesamt gewinnt man den Eindruck, daß es der 
große Vorteil für die Umstürzler von 1917 war, ein durch den Krieg in argen Schwierigkei-
ten befindliches Land zu übernehmen. Das erleichterte nicht nur die Machtergreifung, son-
dern – so absurd das zunächst erscheinen mag – die Machterhaltung mittels der Bewälti-
gung des selbst geschaffenen Durcheinanders und der Bestrafung der an diesem Chaos 
vermeintlich Schuldigen (auf allen Ebenen) mit Hilfe eines schlagkräftigen Einschüchte-
                                                 
76 Vgl. KREBS, 53-56. 
77 So argumentiert beispielsweise Matthias Kramer (vgl. KRAMER, 100). 
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rungs- und Vollzugsapparats.78 Trotz der katastrophalen Mißerfolge wurde es damit mög-
lich, Bürokratie, Agitations- und Kontrollmechanismen sowie Polizeiorgane zu installie-
ren, mißliebige Bürger zu beseitigen, Mitläufer einzuschüchtern, Wohlwollen (z. B. durch 
Schutz vor Verfolgung) zu gewähren – den vormundschaftlichen Staat zu schaffen. 
Eine der tragenden Säulen dieses Staates bildete die Furcht des Regimes vor dem eigen-
ständigen Handeln seiner Untertanen.79 Dieses Mißtrauen war mit verantwortlich für die 
Beendigung der NĖP, und im Laufe der weiteren Entwicklung wurde den Sowjetmenschen 
auf brutalste Weise jede potentiell gefährliche Eigeninitiative abgewöhnt; nicht zuletzt 
deswegen wiederholte sich der Boom der NĖP nach 1991 nicht. 
 
 
6. Agrarpolitik in Sachsen bzw. Ostdeutschland unter sowjetischer Besatzung 
Nach den Schilderungen der Agrarpolitik der Bolschewiki bzw. der KPdSU gilt es im fol-
genden, die Anfänge der politischen Einwirkungen auf die Landwirtschaft in Ostdeutsch-
land zu untersuchen, um ihre entscheidenden Charakteristika aufzuspüren, die als Analo-
gien, aber auch als Unterschiede anschließend in ein Verhältnis zu den dargestellten Maß-
nahmen in der Sowjetunion zu bringen sind. Aufgrund dieses Vergleichsaspektes scheint 
es dem Autor nötig, einen kurzen Blick auch über das Jahr 1949 hinaus zu wagen, um den 
Vollzug der Kollektivierung in der DDR wenigstens in der Vorausschau zu skizzieren. 
 
                                                 
78 Diese Strategie wurde beispielsweise während der ersten Phase der Zwangskollektivierung angewandt: Als sich im 
zeitigen Frühjahr 1930 nach der achtwöchigen Kollektivierungskampagne desaströse Folgen für die Volksernährung ab-
zeichneten, ließ Stalin mit seinem Prawda-Artikel „Vor Erfolgen von Schwindel befallen“ (02.03.1930) das Ruder für die 
Zeit der Frühjahrsbestellung herumreißen und gab den Verantwortlichen vor Ort die Schuld an der Misere (vgl. HIL-
DERMEIER, 396; MALIA, 231 f.). Damit konnte der mittlerweile fast unangefochtene Führer der Sowjetunion zum ei-
nen seine Fehleinschätzungen bemänteln, überdies gewann er aufgrund der vermeintlich unfähigen oder unwilligen Kol-
legen vor Ort den Vorwand für ein härteres Durchgreifen. Dieses Thema wurde in der UdSSR und den Ostblockländern 
in vielen Variationen durchgespielt – besonders perfide während des Stalinschen Großen Terrors 1936-1939, als Millio-
nen von Menschen bereits zu Verbrechern erklärt worden waren, bevor für sie ein konkretes Verbrechen ausgesucht wur-
de. Wo es an tatsächlichen „Volksfeinden“ und „Saboteuren“ gebrach, ließen sie sich mittels der in einem ständigen Pro-
zeß der Perfektionierung befindlichen Methoden des Repressionsapparats leicht herstellen. 
79 „So wurde von Anfang Mai bis Mitte Juni [1945; PZ] alle Initiative von unten im Keim erstickt. ... Es war nicht ein 
Fehler in einer Teilfrage, sondern ein Wesenszug stalinistischer Politik. Der Stalinismus kann nicht zulassen, daß durch 
selbständige Initiative von unten antifaschistische, sozialistische und kommunistische Bewegungen oder Organisationen 
entstehen, denn er liefe stets Gefahr, daß sie sich seiner Kontrolle zu entziehen oder sich gegen Direktiven von oben zu 
stellen versuchten.“ (LEONHARD, 478 f.). 
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6.1. Vorgaben der Siegermächte 
Die Organisation der Landwirtschaft im zu besiegenden bzw. besiegten Deutschland stand 
bei den Beratungen der Antihitlerkoalition aus verständlichen Gründen auf der Tagesord-
nung eher an nachgeordneter Stelle. Deswegen ist es nicht erstaunlich, wenn erst in der 
„Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von Berlin“ („Potsdamer Abkommen“) vom 
02.08.1945 Aussagen über die künftige Struktur der Agrarwirtschaft zu finden sind, welche 
ihrerseits aber nicht über das in der aktuellen Situation zu Erwartende hinausgehen: „Bei 
der Organisation des deutschen Wirtschaftslebens ist das Hauptgewicht auf die Entwick-
lung der Landwirtschaft und der Friedensindustrie für den inneren Bedarf (Verbrauch) zu 
legen.“ (Artikel III Nummer 13); „Es sind unverzüglich Maßnahmen zu treffen zur ... wei-
testmöglichen Vergrößerung der landwirtschaftlichen Produktion ...“ (Artikel III Nummer 
17 c).80 Von einer Bodenreform, über die immerhin schon einige Zeit auch in Deutschland 
diskutiert worden war, war erstmals auf der Pariser Außenministerkonferenz am 
09.07.1946 die Rede, als der sowjetische Außenminister Molotov sich darüber mokierte, 
daß die Bodenreform in der sowjetischen Besatzungszone bereits weit fortgeschritten sei, 
während sie in den westlichen Zonen noch nicht einmal begonnen wurde. Infolgedessen 
faßte der Alliierte Kontrollrat Anfang 1947 einen Beschluß zu diesem Problem, über den 
folgendermaßen berichtet wurde: „Über die Notwendigkeit der Bodenreform herrschte 
grundsätzliches Einvernehmen, über die Art der Durchführung dagegen nicht. Man einigte 
sich, die Bodenreform bis Ende 1947 durchzuführen.“81 
Angesichts dieser wenig konkreten gemeinsamen Vorgaben der Alliierten oblag es also im 
wesentlichen den einzelnen Besatzungsmächten und ihren deutschen Vertrauten, ob und 
wie in ihren Zonen Bodenreformpläne erstellt und umgesetzt werden würden. 
 
6.2. Machtübernahme, Machtsicherung und Bodenreform 
Hinter dieser Überschrift verbirgt sich schon eine implizite Beurteilung der Bodenreform 
in der Sowjetischen Besatzungszone. So wenig sich historische Forschung Vorurteilen 
                                                 
80 HEIDMANN, 63 f. 
81 Zit. nach TÜMMLER, 20. Zur Bodenreform in den Westzonen vgl. Enders, Ulrich, Die Bodenreform in den westli-
chen Besatzungszonen Deutschlands 1945-1949, in: BAUERKÄMPER (1996), 169-180. 
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hingeben sollte, sei ein solches hier dennoch einmal gestattet, schließlich drängt sich dieser 
Nexus bei der Betrachtung der Ereignisse des Jahres 1945 geradezu auf. 
Liegt bereits aufgrund der Machtverhältnisse im Nachkriegsdeutschland der Eindruck na-
he, die Bodenreform sowie die übrigen agrarpolitischen Entscheidungen in der SBZ seien 
auf Befehl der sowjetischen Führung realisiert worden und die deutschen Parteien und Be-
hörden lediglich eines der Vollzugsorgane für diese Politik gewesen, so darf dies dennoch 
nicht darüber hinweg täuschen, daß eine Bodenreform von Anfang an zum Programm der 
Sozialdemokraten und Kommunisten gehörte und seit dem Ende des Ersten Weltkrieges 
auf der politischen Tagesordnung stand.82 Deswegen braucht es nicht zu verwundern, wenn 
auch nach dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen Deutschlands Pläne für eine 
Bodenreform auftauchten. 
 
6.2.1. Bodenreform ja, aber wie – und wie schnell? 
Durch Aufenthalt und Schulung in der Sowjetunion (und den dortigen Großen Terror) auf 
Kurs gebracht, gelang es der Exilführung der KPD nach ihrer Rückkehr ins zerstörte 
Deutschland,83 sich an die Spitze der ostdeutschen Kommunisten zu setzen und den ihr von 
den sowjetischen Behörden eingeräumten Zeitvorsprung zu nutzen, um als erste der wieder 
zugelassenen politischen Parteien mit einem „Aufruf des Zentralkomitees der Kommunis-
tischen Partei Deutschlands an das deutsche Volk zum Aufbau eines antifaschistisch-
demokratischen Deutschlands“ am 11.06.1945 an die Öffentlichkeit zu treten. Darin wurde 
zwar einer sozialistischen Umgestaltung Deutschlands nach sowjetischem Vorbild eine 
klare Absage erteilt, daneben kündigten sich aber auch weitreichende Veränderungen an.84 
                                                 
82 Vgl. dazu WEBER, 56-59. Die Bodenreformverordnung der Landesverwaltung der Provinz Sachsen vom 03.09.1945 
zeigt über weite Stecken auffällige Parallelen zu den entsprechenden Paragraphen einer von Ernst Thälmann und Bernard 
Koenen 1924 in den Reichstag eingebrachten Gesetzesvorlage („Entwurf eines Sozialisierungsgesetzes“), lediglich die 
Sozialisierung bleibt ausgespart (vgl. ebenda, 59). 
83 Bereits vor der endgültigen Kapitulation der Wehrmacht waren drei Initiativgruppen der KPD nach Berlin („Gruppe 
Ulbricht“, unter Führung Walter Ulbrichts), Mecklenburg (unter Gustav Sobottka) und Sachsen (unter Anton Acker-
mann) entsandt worden. 
84 „Mit der Vernichtung des Hitlerismus gilt es gleichzeitig, die Sache der Demokratisierung Deutschlands, die Sache der 
bürgerlich-demokratischen Umbildung, die 1848 begonnen wurde, zu Ende zu führen, die feudalen Überreste völlig zu 
beseitigen und den reaktionären altpreußischen Militarismus mit allen seinen ökonomischen und politischen Ablegern zu 
vernichten. Wir sind der Auffassung, daß der Weg, Deutschland das Sowjetsystem aufzuzwingen, falsch wäre, denn die-
ser Weg entspricht nicht gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen in Deutschland. Wir sind vielmehr der Auffassung, 
daß die entscheidenden Interessen des deutschen Volkes in der gegenwärtigen Lage für Deutschland einen anderen Weg 
vorschreiben, und zwar den Weg der Aufrichtung eines antifaschistischen, demokratischen Regimes, einer parlamenta-
risch-demokratischen Republik mit allen demokratischen Rechten und Freiheiten für das Volk.“ (zit. nach SCHROE-
DER, 654). 
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Zum einen wurde die Privatwirtschaft protegiert, zugleich jedoch die „Enteignung des ge-
samten Vermögens der Nazibonzen und Kriegsverbrecher“, die Sozialisierung aller „Be-
triebe, die lebenswichtigen öffentlichen Bedürfnissen dienen (Verkehrsbetriebe, Wasser-, 
Gas-, Elektrizitätswerke)“,85 sowie eine Bodenreform gefordert: 
 
Liquidierung des Großgrundbesitzes, der großen Güter der Junker, Grafen und Fürsten und Übergabe 
ihres ganzen Grund und Bodens sowie des lebenden und toten Inventars an die Provinzial- und Landes-
verwaltungen zur Zuteilung an die durch den Krieg ruinierten und besitzlos gewordenen Bauern. Es ist 
selbstverständlich, daß diese Maßnahmen in keiner Weise den Grundbesitz und die Wirtschaft der 
Großbauern berühren werden.86 
 
Nach den Erinnerungen von Anton Ackermann (eigentlich Eugen Hanisch, Leiter der säch-
sischen Initiativgruppe der KPD und programmatischer Kopf seiner Partei) hatte Stalin bei 
einer Besprechung über den KPD-Aufruf Anfang Juni 1945 in Moskau auf die Aufnahme 
der Bodenreform in das Papier gedrungen, der letzte Satz zum Schutz der Großbauern sei 
auf eine Intervention Georgij Dimitrovs zurückzuführen.87 Damit und infolgedessen wur-
den alle nachdenklichen Stimmen zum Schweigen gebracht, die angesichts der sich ab-
zeichnenden Ernährungskrise vor einer überstürzten Umgestaltung der deutschen Land-
wirtschaft gewarnt hatten oder warnen würden.88 
Nachdem die anscheinend erhoffte spontane Inbesitznahme des Großgrundbesitzes durch 
die Landarbeiter, Kleinbauern, Flüchtlinge und Vertriebenen ausgeblieben war,89 begannen 
im ZK der KPD sowie bei der SMAD Vorbereitungen für eine gesetzliche Regelung der 
Bodenreform. Der eigentliche Gesetzentwurf entstand am Rande der Potsdamer Konferenz 
unter der Federführung des sowjetischen Volkskommissariats für Auswärtige Angelegen-
heiten und wurde von Stalin autorisiert. Am 20.08.1945 verabschiedete das Sekretariat des 
                                                 
85 Zit. nach ebenda, 655. 
86 Zit. nach ebenda. 
87 Vgl. LAUFER, 22. 
88 Beispielsweise hegte der (parteilose) 3. Vizepräsident der LVS Wilhelm Lenhard (zuständig u. a. für die Landwirt-
schaft) erhebliche Bedenken gegenüber einer künstlichen Destabilisierung der ohnehin geschwächten Landwirtschaft, 
zumal durch eine nicht durch das Potsdamer Abkommen gedeckte Enteignung des Großgrundbesitzes. In seinem Brief 
vom 05.09.1945 an Rudolf Friedrichs, den Präsidenten der LVS, prophezeite er im Falle einer Durchführung der Boden-
reform ohne Korrekturen politische Folgen, die entgegengesetzt zu den erwarteten sein würden (vgl. SächsHStA, LRS, 
MdI, № 11, 1). Wohl auch wegen dieser Bedenken wurde Lenhard wie sein Kollege Richardt Woldt (SPD, zuständig für 
Wirtschaft und Arbeit) kurz danach von seinem Posten entfernt (vgl. RICHTER/SCHMEITZNER, 87). Daneben sind a-
ber auch ähnliche Vorstöße aus der Bevölkerung überliefert (vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 3654, 114, 125-127). 
89 Walter Ulbricht, der spiritus rector im Entscheidungsapparat der KPD, berichtete von einer Inspektionsreise in die 
Provinz Sachsen, auf der er die Bauern zur Enteignung der Großgrundbesitzer aufforderte, diese aber eine gesetzliche 
Regelung verlangten (vgl. LAUFER, 23 f.; STARITZ, 118). 
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ZK der KPD in Kenntnis der russischen Vorlage90 und nach Anhörung von Anregungen 
der Basis, die insbesondere die starre Obergrenze der Neubauernwirtschaften von fünf 
Hektar ablehnte, Anweisungen an die nachgeordneten Parteiorgane zur Umsetzung der 
Bodenreform. Neben der Aussparung der beabsichtigten Rodelandaktion wich die KPD le-
diglich in der Frage der Fünf-Hektar-Höchstgrenze von den russischen Vorgaben ab, in-
dem sie bei der Aufteilung des enteigneten Bodens Rücksicht auf die Bodenqualität zu 
nehmen gestattete.91 
Da es abzusehen war, daß eine Durchführung der Bodenreform nach den Vorgaben der 
KPD-Vorlage im zentralen Blockausschuß der politischen Parteien (wahrscheinlich auch 
von der SPD) abgelehnt werden würde,92 verlegte man sich auf die Umgehung dieser In-
stanz und versuchte die Durchsetzung des eigenen Konzeptes mittels Verordnungen der 
Landesverwaltungen. Den Anfang sollte die Provinz Sachsen aufgrund des dortigen hohen 
Organisationsgrades der KPD und des großen Anteils an Arbeitern unter der Bevölkerung 
bei dennoch umfangreichem Großgrundbesitz machen. Durch eine geschickte Überrumpe-
lungstaktik, eine Mobilisierung der Bauern93 und eine Großoffensive in den Massenmedien 
gelang es der KPD in einer Sitzung des Hallenser Blockausschusses94 am 01.09.1945, die 
anderen Parteien zur prinzipiellen Zustimmung zum Bodenreformprojekt zu bewegen. 
Zwei Tage später, inzwischen hatte der KPD-Vorsitzende Wilhelm Pieck anläßlich einer 
Rede in Kyritz bereits die Grundzüge der Bodenreform verkündet, schloß sich das Präsidi-
um der sächsischen Provinzialverwaltung gegen die Stimme von Präsident Erhard Hübener 
(LDP) und bei einer Enthaltung von Walter Hülse (parteilos) dem Votum des Blockaus-
schusses an und erhob dessen Vorlage zur Verordnung.95 In den folgenden Tagen erließen 
die übrigen Landes- und Provinzialverwaltungen Ostdeutschlands gleichlautende Verord-
nungen, so daß die Bodenreform in der von der KPD im Bunde mit der Besatzungsmacht 
                                                 
90 Selbige war wohl erst kurzfristig eingetroffen, jedenfalls mußte sie von Anton Ackermann, Wolfgang Leonhard und 
zwei Stenotypistinnen in einer Nachtsitzung ins Deutsche übersetzt werden (vgl. LEONHARD, 506). 
91 Vgl. LAUFER, 28. 
92 Zur Bodenreformpolitik der SPD vgl. MALYCHA, zur Haltung der CDUD ist nach wie vor die Arbeit von Peter Her-
mes, dem Sohn des 1945 abgesetzten 1. CDUD-Vorsitzenden, aus dem Jahre 1963 zu empfehlen. 
93 Eine Auswahl der zahlreichen auf Bauernversammlungen „spontan“ entstandenen Resolutionen findet sich bei FIED-
LER, 28, 31-35. Zur entsprechenden Entwicklung in Sachsen vgl. SächsHStA, LRS, MfLF, № 157, Bl. 22-41. 
94 Dieser hatte sich aufgrund der Neuordnung der Provinz Sachsen nach dem Abzug der US-Armee erst am 29.08.1945 
konstituiert, und eigentlich hätten die völlig überraschten Vertreter von CDUD, LDP und SPD dem KPD-Entwurf der 
Bodenreformverordnung bereits auf dieser ersten Sitzung zustimmen sollen (vgl. WILLE, 93). 
95 Vgl. ebenda, 88, 96. Unter Verwendung desselben Aktenmaterials kommt Wolfgang Merker zu dem Schluß, daß die 
Gegenstimme nicht von Hübener, sondern von Ernst Thape (SPD) gekommen sei (vgl. MERKER, 100). 
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geplanten Form trotz des massiven Widerstandes (insbesondere der CDUD-Führung unter 
Andreas Hermes und Walther Schreiber)96 in Angriff genommen werden konnte. Es war 
nicht einmal ein Vierteljahr zwischen dem Aufruf der KPD und der Umsetzung der dort 
geforderten „Liquidierung des Großgrundbesitzes“ mit Hilfe der „Verordnung über die 
demokratische Bodenreform in der Provinz Sachsen“ vergangen. Nach weiteren drei Mo-
naten war die Bodenreform in weiten Zügen durchgeführt, wenn auch längst noch nicht 
abgeschlossen. 
 
6.2.2. „Enteignung der Nazibonzen“ und „Liquidierung des Großgrundbesitzes“97 
Mittels eines Umweges über die im Vergleich zum zentralen Blockausschuß besser steuer-
baren Präsidien der Landes- und Provinzialverwaltungen hatte die KPD – mit Duldung der 
SMAD98 – auf scheinbar demokratische Weise99 ihre Variante der prinzipiell von allen 
Parteien angestrebten Bodenreform durchgesetzt und gleichzeitig ein Exempel am wider-
spenstigen politischen Gegner statuiert, der in Zukunft (nach der Ablösung der CDUD-
Führung) keine entschiedene Widerrede mehr wagen würde. Nun konnte die bereits im 
Aufruf vom 11.06.1945 angekündigte „Enteignung ... der Nazibonzen und Kriegsverbre-
cher“ und die „Liquidierung des Großgrundbesitzes“ in die Tat umgesetzt werden. 
                                                 
96 Die CDUD hatte in der erwähnten Blocksitzung in Halle am 01.09.1945 die Entschädigung von enteigneten Antifa-
schisten gefordert und durchgesetzt, die dann allerdings in der Verordnung der Provinzverwaltung nicht mehr auftauchte. 
Hermes und Schreiber kämpften im zentralen Block für diese Regelung, konnten aber lediglich den Verzicht auf den 
Terminus „entschädigungslose Enteignung“ erreichen. Nachweislichen Antifaschisten, deren Besitz der Enteignung un-
terlag, wurde anfangs nach Zustimmung der Bodenkommissionen aller drei Ebenen und der „antifaschistischen Parteien“ 
ein Restgut von 25 ha belassen (vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 11, 61; HERMES, 37), bis die SMAD diese Praxis mit 
fadenscheinigen Begründungen unterband (vgl. WILLE, 100 f.; SächsHStA, LRS, MdI, № 12, 127 f.). Die beiden 
CDUD-Vorsitzenden wurden wegen ihres andauernden Protestes u. a. gegen die unmenschliche Durchführung der Bo-
denreform im Dezember 1945 durch die SMAD von ihren Ämtern entfernt (vgl. BAUERKÄMPER [1996], 10; HER-
MES, 66-75, 86-96). 
97 Um eine unnötige Redundanz zu vermeiden, verzichtet der Autor bei der Darstellung der Veränderungen durch die 
Bodenreform in Sachsen weitgehend darauf, die von Ulrich Kluge (vgl. KLUGE, 103-117) erarbeiteten Erkenntnisse zu 
wiederholen, sondern konzentriert sich auf Ergänzungen und für den Zusammenhang notwendige Übernahmen. 
98 Ohne die Zustimmung der sowjetischen Besatzungsbehörden wären die ostdeutschen Landesverwaltungen nicht zu 
solch weitreichenden Beschlüssen befugt gewesen. Erst mit dem Befehl № 110 vom 22.10.1945 erhielten die Landes- 
und Provinzialverwaltungen überhaupt das Recht, „Gesetze und Verordnungen, die Gesetzeskraft haben, ... zu erlassen, 
wenn sie den Gesetzen und Befehlen des Kontrollrates oder (sic!; PZ) den Befehlen der Sowjetischen Militärverwaltung 
nicht widersprechen.“ (zit. nach MERKER, 100). 
99 Wolfgang Leonhard über eine Instruktion der „Gruppe Ulbricht“ durch ihren Chef, die Einsetzung von Bezirksverwal-
tungen in Berlin betreffend: „Aber etwa nach einer halben Stunde brach Ulbricht die Diskussion ab. Im klassischen Säch-
sisch gab er uns die letzte abschließende Direktive: ‚Es ist doch ganz klar: Es muß demokratisch aussehen, aber wir müs-
sen alles in der Hand haben.‘ “ (LEONHARD, 440). 
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Die Verordnungen100 sahen vor, alle landwirtschaftlichen Betriebe mit über 100 ha Ge-
samtfläche,101 den Grundbesitz der „Kriegsverbrecher und Kriegsschuldigen“ sowie der 
„Naziführer und der aktiven Verfechter der Nazipartei und ihrer Gliederungen“ entschädi-
gungslos „und mit allen darauf befindlichen Gebäuden, lebendem und totem Inventar, Ne-
benbetrieben und den sonstigen landwirtschaftlichen Vermögen“ zu enteignen. Die in ei-
nen Bodenfond zu überführenden Liegenschaften mit ihrem Zubehör waren zur Verteilung 
an „landlose Bauern, Landarbeiter ... kleine Pächter, Umsiedler und Flüchtlinge“ sowie an 
bereits bestehende Bauernhöfe mit einem Grundbesitz von weniger als fünf Hektar vorge-
sehen. Damit sollte die Bodenreform unter anderem „die Liquidierung des feudal-
junkerlichen Großgrundbesitzes gewährleisten und der Herrschaft der Junker und Groß-
grundbesitzer im Dorfe ein Ende bereiten ...“.102 
Die Begünstigten erhielten ihr Land schuldenfrei gegen Zahlung des Gegenwertes von ei-
ner Jahresernte, die mit zehn bis zwanzig Doppelzentner Roggen pro Hektar angenommen 
wurde. Mit dem Ablauf eines Jahres nach der Zuteilung wurde die erste Rate von zehn 
Prozent fällig, der Rest konnte in Geld und Naturalien in den folgenden zehn (Neu- und 
Aufstockbauern) bis zwanzig Jahren (Flüchtlinge und Vertriebene) entrichtet werden. Eine 
Stundung der ersten Rate von bis zu drei Jahren war möglich. 
Als ausführende Gremien des gesamten Verfahrens wurden auf Orts-, Kreis- und Landes-
ebene Bodenkommissionen gebildet, deren Mitglieder von der jeweils übergeordneten 
Verwaltungsebene zu bestätigen waren und von denen alle auf irgendeine Weise politisch 
zweifelhaften Menschen von vornherein ausgeschlossen waren. Die Ortsbodenkommissio-
nen wurden auf Versammlungen der landarmen Bauern und Umsiedler gewählt, die Kreis-
kommissionen vom jeweiligen Landrat vorgeschlagen und geleitet. Die sächsische Lan-
desbodenkommission stand unter dem Vorsitz des 1. Vizepräsidenten der LVS, Kurt Fi-
                                                 
100 Im Bundesland Sachsen war die Legislation etwas anders als in der Provinz Sachsen verlaufen. Das Präsidium der 
LVS hatte am 05.09.1945 eine „Verordnung über die landwirtschaftliche Bodenreform“ erlassen (vgl. SächsHStA, LRS, 
MdI, № 94, 88 f.), welche – was ansonsten unüblich war – die Unterschriften aller Angehöriger des Präsidiums der LVS 
trug (auch wenn Vizepräsident Lenhard unmittelbar danach Bedenken anmeldete), mit Ausnahme des künftig für die Bo-
denreform zuständigen 1. Vizepräsidenten für Inneres und Volksbildung Kurt Fischer (KPD). Am folgenden Tag fand ei-
ne gemeinsame Sitzung der sächsischen Parteispitzen statt (diesmal war Fischer anwesend), auf der diese Verordnung 
einstimmig gebilligt wurde (vgl. ebenda, 131). Die unveränderte Verordnung wurde am 10.09.1945 nochmals vom Präsi-
dium der LVS ausgefertigt und diesmal von allen ihren Mitgliedern unterzeichnet. 
101 Hierzu zählte nicht nur die landwirtschaftliche Nutzfläche, sondern auch Wald, Teiche, Ödland etc. 
102 KREIKAMP, 58 f. 
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scher.103 Vorbereitung und Durchführung der Bodenreform sollten bis Ende Oktober 1945 
abgeschlossen sein,104 während es daneben natürlich auch die Ernte einzufahren und die 
Herbstbestellung durchzuführen galt. 
Die Enteigneten mußten mit ihren Familien in den meisten Fällen den Landkreis verlassen 
(mitunter binnen weniger Stunden), viele sächsische Familien wurden auf die Insel Rügen 
deportiert, wo sie zum Teil unter erbärmlichen Bedingungen den strengen Winter 1945/46 
zu überstehen hatten.105 
Aus naheliegenden Gründen konnte die angestrebte Frist für die Durchführung der Boden-
reform auch im Bundesland Sachsen nicht eingehalten werden. Zwar war es für die Regie-
renden mit der Besatzungsmacht im Rücken relativ einfach, die zu enteignenden Besitzer 
zu vertreiben, doch waren damit noch längst keine funktionierenden neuen Wirtschaften 
geschaffen. Zum einen verlangten der Abschluß der Ernte und die Herbstbestellung den 
vollen Einsatz der Landbevölkerung, zum anderen war absehbar, daß die meisten der neu 
zu schaffenden Kleinbetriebe zunächst nicht lebensfähig sein würden. Es fehlte an Wohn-
raum, an Vieh, an landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten, an Saatgut, Dünger, Pflan-
zenschutzmitteln etc. Darüber hinaus war im chaotischen Nachkriegsdeutschland nicht so 
viel landwirtschaftlicher Sachverstand versammelt, wie er für diese Vielzahl von Betrieben 
benötigt worden wäre, während er für die Betreuung weniger (dafür größerer) Wirtschaften 
vielleicht ausgereicht hätte. In Gemeinden mit viel frei werdendem Land und dementspre-
chend wenig selbständigen Bauern stockte während der Aufteilung die Arbeit auf dem Feld 
fast völlig, verschärft wurde dieses Problem mitunter noch durch unübersichtliche Pacht-
beziehungen und orientierungslose Landarbeiter. Streitigkeiten anläßlich der bei der Auf-
teilung unvermeidlichen Ungerechtigkeiten,106 die häufige Gemengelage der zugewiesenen 
Flächen,107 die nahezu unkontrollierbaren Eingriffe der allmächtigen Besatzer sowie das 
                                                 
103 Wolfgang Leonhard: „Wenn Fischer einmal Macht in die Hände bekommt, möchte ich ihm nicht unterstellt sein, 
dachte ich damals oft. Meine Vermutungen sollten sich bestätigen. Nach 1945 wurde Fischer Innenminister von Sachsen 
und hat diese Position nicht nur zu rücksichtslosen Verfolgungen Andersdenkender ausgenutzt, sondern auch zur persön-
lichen Bereicherung und zur Eliminierung persönlicher Gegner, die ihm gefährlich schienen.“ (LEONHARD, 376 f.). Ri-
chardt Woldt verglich seinen Kollegen mit Iwan dem Schrecklichen (vgl. RICHTER/SCHMEITZNER, 95). 
104 Vgl. KREIKAMP, 58-64. 
105 Vgl. NAIMARK, 197 f. 
106 Dabei sind nicht nur Auseinandersetzungen über die Bodengüte, sondern auch über die auf der jeweiligen Parzelle 
eingesäten Kulturen und über die Verteilung von Maschinen, Geräten und Vieh denkbar. 
107 Aus einem Bericht des sächsischen Landesnachrichtenamtes vom 18.10.1945: „Aus dem Kreise Leipzig wird berich-
tet, daß ... die einzelnen Parzellen so weit auseinander liegen und so zerstückelt sind, daß eine landwirtschaftliche Nut-
zung gar nicht in Frage kommt.“ (SächsHStA, LRS, MdI, № 11, 72). 
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Damoklesschwert sich abzeichnender immenser Ablieferungsverpflichtungen, verbunden 
mit Anbauvorgaben, trugen ebenfalls nicht gerade zur Verbesserung der Stimmung auf 
dem Land bei.108 
Angesichts dieser Misere, gemischt aus Kriegsfolgen und administrativen Fehlentschei-
dungen, versuchten viele Orts- und Kreiskommissionen, die durch die Bodenreformver-
ordnung vorgegebenen Rahmenbedingungen wenigstens einigermaßen erträglich zu gestal-
ten: sie verzögerten die Aufteilung ihres Bodenfonds, um nach der vielerorts noch gemein-
schaftlich durchgeführten Herbstbestellung auch die Einbringung der Wintersaaten und die 
Bedienung des Ablieferungssolls gemeinsam zu bestreiten. Außerdem wurde, wo genü-
gend Land zur Verteilung anstand, die Obergrenze von fünf Hektar für neu geschaffene 
und aufgestockte Wirtschaften in der Absicht, lebensfähige Betriebe zu schaffen, häufig 
überschritten.109 Trotzdem die bürokratische und überstürzte Bodenreform die nach dem 
Kriegsende ohnehin angespannte Ernährungslage zusätzlich verschlechterte, war die LVS 
zu keinerlei Zugeständnissen bereit, sondern bestand auf einer buchstabengetreuen Umset-
zung der gesetzlichen Vorgaben.110 
Es braucht vor diesem Hintergrund nicht zu verwundern, wenn viele Neubauern angesichts 
dieser äußerst schwierigen Rahmenbedingungen trotz ihrer propagandistischen Apostro-
phierung als „werktätige Bauern“111 und der langsam anlaufenden Hilfsprogramme112 ihre 
Siedlerstelle aufgaben und abwanderten.113 Der Freude über den Neuanfang folgte allzu oft 
neue Verzweiflung.114 Die verlassenen Wirtschaften („devastierte Betriebe“) wurden an 
                                                 
108 Vgl. KLUGE, 107, 109, 112. 
109 Aus dem Protokoll der Sitzung der Landesbodenkommission vom 12.10.1945: „Alle Kreisbodenkommissionen sind 
nochmals darauf hinzuweisen, daß das Gesetz zwingend eine Zuteilung von nur 5 ha Land an den Einzelnen vorschreibt. 
Bis zu 8 ha dürfen nur auf minderwertigem Boden abgegeben werden; während die Verteilung bis zu 10 ha in jedem Fall 
abhängig ist von der Genehmigung der Landesbodenkommission.“ (SächsHStA, LRS, MdI, № 11, 61). 
110 Aus einer Anweisung von Innenminister Fischer an den Sekretär der LBK Sachse vom 18.10.1945: „Nach zuverläs-
siger Mitteilung ... soll Herr Wessel [Fritz Wessel, Landrat von Dresden und Mitglied der LBK; PZ] in Grimma angewie-
sen haben, daß neue Bauernstellen mit 8-9 ha Land geschaffen werden und daß Pächtern und einer ganzen Anzahl frühe-
rer Besitzer Restgüter von 25 ha zu belassen seien. Ersuchen Sie bitte Herrn Wessel, daß er diese falschen Anweisungen 
sofort ... richtig stellt.“ (ebenda, 70). 
111 Dieses Schlagwort entwickelte sich im Zuge der Kursänderung hin zur Kollektivierung zu einem politischen Kampf-
begriff gegen die Großbauern. 
112 „Viehausgleich“ (vgl. KLUGE, 112-114), Wiederzulassung der Genossenschaften (vgl. FIEDLER, 71-73), Aufbau 
der VdgB und der MAS – verbilligte Tarife für Neubauern (vgl. ebenda, 66-68, 91 f.), Kredithilfen für Saatgut (vgl. e-
benda, 85 f.), Bauprogramm (vgl. ebenda, 93-97). 
113 Bis 1953 gaben fast 15 Prozent der Neubauern ihre Wirtschaften auf (vgl. BAUERKÄMPER [1997], 201). 
114 Erinnerungen eines Flüchtlings an den Herbst 1945: „Ich will siedeln. ... Nichts hat mir größere Freude bereitet als 
die Mitteilung der Bodenreform. Ich bin Flüchtling, und vor mir stand immer das Gespenst der Ungewißheit, ich wußte 
nicht, was anfangen, zumal meine Familie neun Personen zählt. ... Mein Traum ist Wirklichkeit geworden.“ (zit. nach 
NAIMARK, 201). Aus dem Bericht eines Neubauern, veröffentlicht am 14.02.1948: „Wir haben keinen Pflug, keine Eg-
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andere Bodenbewerber ausgegeben (wenn es solche gab) oder verpachtet, ab Frühjahr 
1952 war auch eine gemeinschaftliche Bearbeitung solcher Flächen möglich und wurde 
beispielsweise durch Einstufung in die niedrigste Tarifgruppe der MAS gefördert.115 
Als zum 1. Januar 1950 eine (vorläufige) abschließende Statistik über die Bodenreform 
angefertigt wurde, waren über 12.400 Betriebe mit einer Fläche an Boden und Wald von 
3.298.082 ha enteignet worden, davon 76,3 % Privatbesitz über 100 ha. 559.089 Boden-
empfänger erhielten 66,4 % dieses Fonds, Körperschaften und Verwaltungen den Rest als 
Volkseigentum (VEG, Landes- und Kommunalbesitz), was immerhin bereits einige Mög-
lichkeiten zur direkten staatlichen Einflußnahme auf bedeutende Teile der Landwirtschaft 
bot. Nach dem Ende der Bodenreform waren von 888.245 Agrarbetrieben 855.624 bzw. 
96,3 % in Privatbesitz.116 In Sachsen waren per 03.02.1947 insgesamt 315.707,87 ha der 
Enteignung verfallen, wovon 204.260,32 ha (64,7 %) an 80.890 Bodenbewerber ausgeben 
wurden.117 
 
6.2.3. „Durchführung der Bodenreform in direktem Verhältnis zur Partei-Arbeit“ 
Angesichts der schwierigen Situation der Landwirtschaft im materiell und ideell zerstörten 
Deutschland, die auch ohne die Bodenreform viel Kraft zu ihrer Überwindung erfordert 
hätte, drängt sich die Frage auf, weshalb die Verantwortlichen der SBZ in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1945 die Umgestaltung der ostdeutschen Agrarverfassung mit so viel E-
nergie, aber auch so viel Rücksichtslosigkeit gegenüber abweichenden Meinungen sowie 
gut gemeinten Ratschlägen betrieben. 
                                                                                                                                                    
ge ..., nicht einmal einen Spaten. ... Wir wollen gern die Siedlung abgeben, aber es nimmt sie keiner, weil sich das Elend 
der Siedler schon ... herumgesprochen hat. ... Ganze Gruppen von Siedlern haben nachts die Siedlungen verlassen und 
sind nach dem Westen geflüchtet, sie haben alles im Stich gelassen ...“ (zit. nach ebenda, 203). 
115 Vgl. „Verordnung über devastierte landwirtschaftliche Betriebe“ vom 20.03.1952 (SächsHStA, LRS, MdI, № 195, 
Bl. 115-117). Die zugehörigen Ausführungsbestimmungen erlaubten den Landräten, Treuhänder nicht nur für verlassene 
Betriebe, sondern auch für „diejenigen landwirtschaftlichen Betriebe, bei denen infolge Arbeitsunfähigkeit der Eigentü-
mer oder infolge schlechter Wirtschaftsführung des Eigentümers oder Bewirtschafters keine Gewähr auf Verbesserung 
der Produktionsleistung gegeben ... ist ...“, einzusetzen (vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 193, 99). 
116 Vgl. BELL, 8 ff.; HORZ, 72. Daneben existierten 559 VEG mit insgesamt 177.410 ha sowie 32.062 sonstige Betriebe 
(193.927 ha). 
117 Vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 3083, 546. In den Akten und dementsprechend auch in den Publikationen finden sich 
diesbezüglich viele unterschiedliche Zahlen, die den häufig angefertigten Statistiken entstammen und leider bei ihrer Zi-
tierung nicht immer mit dem zugehörigen Stichtag versehen werden. Außerdem wird bei den verschiedenen angestellten 
Berechnungen nicht immer die nötige Sorgfalt an den Tag gelegt (vgl. BELL, 8 ff.), so daß dieses Zahlenmaterial nicht 
nur wegen seiner in Teilen möglicherweise dubiosen Herkunft mit der entsprechenden Vorsicht zu behandeln ist. 
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Matthias Kramer beantwortet diese Frage dahingehend, daß er der Führung der SBZ die 
Absicht unterstellt, die Bauern bewußt an der kurzen Leine führen zu wollen, um sie nach-
her um so leichter in die gewünschte Richtung lenken zu können: 
 
Es war den Sowjets und den deutschen Kommunisten von Anfang an klar, daß die Neubauern unter den 
geschilderten Verhältnissen niemals selbständig wirtschaften konnten; sie strebten es zweifellos auch 
gar nicht an. In irgendeiner Form mußte diesen neuen Landbesitzern ohne Anspannung und Gerät ge-
holfen werden; sie durften dabei aber nicht allzu selbständig werden. Wiederum in Nachahmung des 
sowjetischen Vorbildes schuf man Einrichtungen, welche die Bauern in weitgehender Abhängigkeit 
vom herrschenden System hielten und ihre Kontrolle ermöglichten.118 
 
Es bleibt zu bezweifeln, ob die Bodenreform ausschließlich oder wenigstens in erster Linie 
den unmündigen Bauern zum Zweck hatte, denn dann müßte dieser als Hauptziel aller 
Umgestaltungen in der sozialistischen Landwirtschaft unterstellt werden, was zwar nicht 
vollkommen auszuschließen ist, sich aber kaum beweisen lassen dürfte.119 Infolgedessen 
sind diesbezügliche Spekulationen wenig nützlich. Wesentlich näher liegt die Vermutung, 
die Bodenreform könne als eine Maßnahme zur Herstellung bzw. Sicherung des Einflusses 
der KPD auf dem Land und unter den Bauern begriffen werden, nicht zuletzt weil dafür 
zahlreiche Zeugnisse sprechen. 
Bereits die „Anweisung des ZK der KPD an die Bezirks- und Kreisleitungen über die 
Durchführung der Bodenreform im sowjetisch besetzten Gebiet“ vom 20.08.1945 findet 
deutliche Worte zu den politischen Intentionen dieser Maßnahme: 
 
Die Bodenreform gibt der Partei große Möglichkeiten der Ausdehnung ihres Einflusses auf die bäuerli-
che Bevölkerung und der Schaffung einer festen Zusammenarbeit zwischen den Arbeitern und Bauern, 
bei denen sich der Arbeiter als wahrer Freund und Helfer des Bauern erweisen muß.120 
 
                                                 
118 KRAMER, 100. 
119 Um eine solche Behauptung verifizieren zu können, müßte man entsprechende Aussagen der Verantwortlichen bei-
bringen, was nachgerade unmöglich scheint: nur ein mit nahezu unumschränkter Macht ausgestatteter Diktator wäre in 
der Lage, eine solche Unternehmung ausschließlich zur Verbesserung seiner Machtbasis zu veranlassen, ohne den damit 
provozierten Widerstand seiner Untergebenen als existentielle Bedrohung fürchten zu müssen. Ein solcher Alleinherr-
scher wird nun aber kaum jemals Äußerungen über seine wahren Beweggründe abgeben. Alle (zumindest dem Anspruch 
nach) weniger autokratisch verfaßten Systeme benötigen für solch einschneidende Umgestaltungen wie die Bodenreform 
halbwegs schlüssige Begründungen, um die Verwaltung zu einer möglichst effizienten Arbeit zu befähigen; andernfalls 
lassen sich diese Umgestaltungen nur mittels eines massiven Repressionsaufwandes durchführen – und dieser ist wieder-
um nur in Diktaturen verfügbar. Nun ist Stalin zweifellos ein skrupelloser Diktator gewesen, so daß Kramers Vermutung 
durchaus ins Schwarze treffen mag, doch fehlen dennoch aussagekräftige Belege, die Vermutungen in Gewißheit zu ver-
wandeln. 
120 SächsHStA, LRS, MdI, № 13, 104. 
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In dieselbe Richtung zielt auch die in der Zwischenüberschrift zitierte Notiz vom 
12.11.1945, deren Herkunft sich leider nicht feststellen ließ.121 
Mit überraschender Deutlichkeit wurde von den Vollzugsorganen der Bodenreformverord-
nung verlangt, den Initiator dieser zweifellos für eine Vielzahl entwurzelter und minder-
bemittelter Menschen immens wichtigen Maßnahme herauszustreichen.122 Nur so läßt sich 
das trotz höher gesteckter Ziele doch recht gute Abschneiden der SED bei den Wahlen im 
Herbst 1946 erklären;123 und am 04.12.1946 schließlich kann ein Mitarbeiter der Hauptab-
teilung Bodenordnung in der von Edwin Hoernle (KPD/SED) geleiteten Deutschen Zent-
ralverwaltung für Land- und Forstwirtschaft (ansässig in Berlin) feststellen: 
 
Man kann sagen, daß der Einfluß der SED auf die landwirtschaftliche Bevölkerung, wie er jetzt besteht, 
ohne die Bodenreform in dem Maße nicht möglich gewesen wäre.124 
 
Eine solche parteipolitische Zielsetzung ist ohne das Vertrauen der Neubauern in die Dau-
erhaftigkeit ihres Besitzes an der zugewiesenen Parzelle nicht zu erreichen; dies erklärt die 
beinahe manischen Bemühungen der Regierenden, dem Volk begreiflich zu machen, daß 
die Bodenreform weder eine Sozialisierung bedeute, noch in eine Kollektivierung münden 
könne,125 wie dies warnende Stimmen aus den Westzonen mit Blick auf das sowjetische 
Muster, das sie als Folie für die Zukunft Ostdeutschlands identifizierten, behaupteten.126 
Doch nicht nur dort, sondern auch in der SBZ selbst wurden solche Vermutungen laut. Um 
ihnen den potentiell gefährlichen Wind aus den Segeln zu nehmen, wurden sie bei jeder 
                                                 
121 Vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 12, 101. 
122 Ein Vorgehen, daß Herrscher verschiedenster Provenienz zur Verbreiterung oder Sicherung ihrer Machtbasis gern 
anwendeten, ob sie diesen Mechanismus nun ευαγγέλιον oder beneficium nannten. 
123 Die SED erhielt in Sachsen immerhin 59 von 120 Sitzen im Landtag (vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 1, 533). Viele 
der Stimmen, welche die SED auf dem Land durch die Bodenreform gewinnen konnte, gingen in den Städten angesichts 
der – nicht zuletzt auch aufgrund der Bodenreform – immer noch äußerst gespannten Ernährungslage verloren. Auf 
Stimmzetteln fanden sich eindeutige Bemerkungen: „Komm, Herr Pieck, sei unser Gast und gib, was du uns versprochen 
hast, aber nicht nur Kartoffeln und Alkohol, sondern was du frißt und Grotewohl“; „Die Preise hoch, die Grenzen fest ge-
schlossen, und die Kalorien fallen Schritt für Schritt“; „Gebt uns mehr zu fressen, sonst können wir unsern Adolf nicht 
vergessen“ (ebenda, 542 f.). 
124 Aus: „Feststellungen über die Bodenreform im Bundesland Sachsen“ (SächsHStA, LRS, MdI, № 3065, 329). 
125 Bei der Bodenreform in Polen ging die aus dem Lubliner Komitee hervorgegangene Regierung zu ebendiesem Zweck 
so weit, die genossenschaftliche Bewirtschaftung von Bodenreformland unter Strafe zu stellen (vgl. KREBS, 70). 
126 Vgl. dazu z. B. KRAMER, 5 f. sowie sämtliche Schriften des BMGF. Die massiven Vorbehalte in den Westzonen 
gegenüber der Bodenreform verstand die Führung der SBZ geschickt zu instrumentalisieren, indem sie ihren kompromiß-
losen und daher unannehmbaren Vorschlag zur Vereinigung Deutschlands vom 30.09.1947 u. a. mit der Forderung nach 
„Durchführung einer demokratischen Bodenreform ... durch entschädigungslose Enteignung des Großgrundbesitzes mit 
über 100 Hektar Land“ versah (vgl. HEIDMANN, 99). 
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Gelegenheit zu widerlegen versucht, die Bedeutung des Privateigentums wurde dagegen 
herausgestrichen:127 
 
Auch die von Feinden der Bodenreform oft kolportierte Behauptung, daß die KPD eine Kollektivierung 
der Bauernwirtschaften herbeiführen will, entbehrt jeder Grundlage.128 
 
Und es gibt solche ..., die sich Marxisten nennen und erklären, man hätte den Junkern den Boden zwar 
nehmen, aber nicht unter den Bauern aufteilen sollen. Wir hätten Staatsgüter machen sollen oder zum 
mindesten große, genossenschaftlich verwaltete Güter. Diese Leute sind alles andere, nur keine Marxis-
ten.129 
 
Die Frage der Verwertung des aus der Enteignung der großen Güter anfallenden Landes bzw. der ein-
zelnen Betriebe über 100 ha würde nach zwei Gesichtspunkten hin zu erfolgen haben, da von vornher-
ein die genossenschaftliche Betriebsform als für die deutschen agrarwirtschaftlichen Verhältnisse un-
zweckmäßig ausscheidet.130 
 
Volksentscheid – kein Sozialismus131 
 
Die SED setzt sich für die unbedingte Sicherung des bäuerlichen Privateigentums ein. Wir wollen dem 
Bauern die volle Selbständigkeit seiner Wirtschaft garantieren ... Den zugeteilten Boden erhielten die 
Bauern als Eigentum, und niemand kann ihnen dieses Eigentum wieder abnehmen.132 
 
Wir haben keine volksdemokratische Ordnung. Volksdemokratische Ordnung bedeutet Herrschaft der 
Arbeiterklasse im Bündnis mit der Bauernschaft, wie sie meinetwegen Jugoslawien, Polen usw. haben. 
Wir haben vielmehr eine fortschrittliche, demokratische Ordnung, in der allerdings die Arbeiterklasse 
und die werktätigen Bauern bedeutenden ... Einfluß ... haben.133 
 
Die oft gehörte Behauptung, die Bodenreform stelle eine Sozialisierung dar, bedeutet eine völlige Ver-
kennung der Tatsachen. Gerade weil sie das nicht ist, hat ihr auch die LDP als nichtsozialistische Partei 
ihre Zustimmung gegeben. Die Bodenreform hat nicht die bestehenden Großbetriebe in unveränderter 
Form in die Hand des Staates übergeführt,134 sondern sie hat Kleinbetriebe geschaffen und diese den 
                                                 
127 Die Übereignungsurkunden von Bodenreformland zierte ein Satz aus dem Artikel 1 der Bodenreformverordnung: 
„Der Grundbesitz soll sich in unserer deutschen Heimat auf feste, gesunde und produktive Bauernwirtschaften stützen, 
die Privateigentum ihres Besitzers sind.“ (FIEDLER, 62). 
128 Aus Wilhelm Piecks Rede am 02.09.1945 in Kyritz (zit. nach TÜMMLER, 16). 
129 Aus einer programmatischen Rede Edwin Hoernles auf einer KPD-Massenversammlung am 19.09.1945 in Berlin 
(zit. nach BUCHER, 66; diese Rede wurde damals gemeinsam mit einer Einleitung von Wilhelm Pieck als Broschüre 
veröffentlicht: Pieck, Wilhelm, Hoernle, Edwin, Demokratische Bodenreform. Wilhelm Pieck und Edwin Hoernle auf der 
Großkundgebung im Berliner Admiralspalast am 19. September 1945, Berlin, Neuer Weg 1945). 
130 Aus einem Brief des entmachteten LVS-Vizepräsidenten Lenhard an seinen Nachfolger Walther Gäbler (SPD) vom 
19.09.1945 (SächsHStA, LRS, MdI, № 175, Bl. 165). 
131 Aus einer Rededisposition Kurt Fischers vom 15.07.1946 (SächsHStA, LRS, MdI, № 3097, 109). 
132 Derselbe in einem Interview am 25.08.1946 (zit. nach TÜMMLER, 16). 
133 Aus einer Rede Walter Ulbrichts anläßlich einer Schulungstagung für die sächsischen Oberbürgermeister, Landräte 
und leitenden Regierungsangestellten in der Landesverwaltungsschule Frankenberg vom 19.-21.05.1948 (SächsHStA, 
LRS, MdI, № 264, 20). 
134 Solche Pläne hegten beispielsweise große Teile der SPD und der KPD, die eine sofortige Verstaatlichung oder zu-
mindest eine genossenschaftliche Bewirtschaftung der gewonnenen Flächen forderten (vgl. MALYCHA, 40 u. ö.; STA-
RITZ, 119). 
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Bauern a l s  f r e i e s  E i g e n t u m  übergeben, als Eigentum, das durch die Verfassung besonders 
geschützt ist. 135 
 
Es muß als vollständig unbegründet und falsch bezeichnet werden, daß die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik die Absicht habe, nach den Wahlen Maßnahmen zur Kollektivierung in der 
Landwirtschaft zu ergreifen.136 
 
Der Propagandist muß aufzeigen, welche Lehren wir aus diesem Abschnitt der Geschichte der 
KPdSU(B) ziehen müssen ..., daß alle Versuche, zwangsweise eine Kollektivierung oder gar Vergesell-
schaftung des Besitzes der Bauern durchzuführen, Methoden der Volksfeinde waren, mit dem Ziel der 
Diskreditierung der Kollektivierung und der Maßnahmen der Partei. Die Kollektivierung erfolgte frei-
willig ... Jede andere Darstellung der Kollektivierung ist Antisowjethetze derjenigen Elemente, die im 
Dienst des anglo-amerikanischen Monopolkapitals mit der Vorbereitung des dritten Weltkriegs beschäf-
tigt sind und denen für diesen Zweck jede Verleumdung recht ist. Es sind dieselben Elemente, die den 
deutschen werktätigen Bauern mit der Parole von der „bevorstehenden Kollektivierung in der Deut-
schen Demokratischen Republik“ zu schrecken versuchen.137 
 
Alle diese Lügen rechtfertigte Ulbricht einige Jahre später mit taktischen Überlegungen, 
die es am günstigsten haben erscheinen lassen, die Bevölkerung nicht sofort mit den anste-
henden Umgestaltungen zu konfrontieren: 
 
Man stelle sich doch einmal vor, was geschehen wäre, wenn wir im Jahre 1945 den sofortigen Aufbau 
des Sozialismus proklamiert hätten! Das haben wir nicht getan; sondern wir haben sorgfältig Lenins 
Lehre über die zwei Taktiken in der demokratischen Revolution angewandt, um die Menschen schritt-
weise vorwärtszuführen – und nicht etwa deshalb, weil wir nicht gewußt hätten, daß wir den Weg der 
Diktatur des Proletariats und des Sozialismus vorwärtsschreiten werden ...138 
 
So vorteilhaft eine enge Verknüpfung zwischen KPD/SED und der Bodenreform für deren 
Akzeptanz auf dem Dorf auch immer sein mochte, wurden dadurch zwangsläufig aber 
auch die mit der Bodenreform einher gehenden Mißstände und Fehler mit der Partei ver-
bunden. Als Beispiel für dieses Phänomen sei hier ein vom 1. Vorsitzenden des Kreisver-
                                                 
135 Landwirtschaftsminister Reinhard Uhle (LDP) im „Sächsischen Tageblatt“ (Zeitung der sächsischen LDP) vom 
11.09.1948 (Wiedergabe einer Rede Uhles auf einem Festakt der LRS am Vortag anläßlich des dritten Jahrestages der 
Verabschiedung der sächsischen Bodenreformverordnung; Hervorhebung im Original). Auch in der LDP kursierten Ge-
rüchte über eine bevorstehende Sozialisierung bzw. Kollektivierung, wie der Instrukteur der KPD für die Landtagswahlen 
1946 im Kreis Rochlitz, Johannes Albrecht, von einer Wahlveranstaltung der LDP in Dölitzsch am 31.07.1946 berichtet. 
Der Rochlitzer Kreisvorsitzende Löser habe dort ausgeführt: „Die Marxisten wollen die allgemeine Sozialisierung, die 
wir als LDP ablehnen, da wir für die Privatinitiative ... sind. Die LDP schützt das Privateigentum und wird nicht zulassen, 
daß irgend einem Bauern oder Handwerker sein Eigentum genommen werden soll.“ (SächsHStA, LRS, MdI, № 67, Bl. 
94). Lösers CDUD-Kollege Kern stand ihm in nichts nach, hatte er doch nach Albrechts Auskunft auf einer Wahlver-
sammlung seiner Partei am 20.07.1946 in Spernsdorf bemerkt: „Die Marxisten wollen sozialisieren, d. h. daß euch Bau-
ern euer Besitztum weggenommen werden soll. Man will in dem marxistischen Sozialismus Kollektivierung durchführen, 
d. h. alles gleich machen, ihr hättet nur noch auf eurem ehemaligen Besitztum für diese Kollektiven als Arbeiter zu er-
scheinen.“ (ebenda, Bl. 95). 
136 Otto Grotewohl in seiner Regierungserklärung am 15.11.1950 (zit. nach TÜMMLER, 16). 
137 ZK DER SED, 14. 
138 Aus einer Rede auf der Babelsberger Konferenz am 02./03.04.1958 (zit. nach TÜMMLER, 16). 
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bandes Görlitz der CDUD, Wendelin Sielast, an den sächsischen Landwirtschaftsminister 
Uhle gerichtetes Schreiben vom 12.12.1947 angeführt: 
 
Die angeordnete Überprüfung139 begrüßen wir sehr und sehen in ihr die erste Gelegenheit, um manches 
geschehene Unrecht gutzumachen. Wir müssen Sie jedoch dringend bitten, bei den zuständigen Stellen 
der Landesregierung Terminverlängerung zu erwirken, damit die Überprüfung exakt und korrekt durch-
geführt werden kann. Eine genaue Ausführung darüber erübrigt sich wohl, daß in sehr, sehr vielen Ort-
schaften die Durchführung der Bodenreform nur einseitiges Machwerk der SED oder einzelner Diktato-
ren – die sich nachträglich als ehemalige Nazihäuptlinge entpuppt haben – ist.140 
 
6.3. Auf dem Weg zur Kollektivierung 
Ist es nicht eine unbestrittene Tatsache, daß diese Bodenreform für Hunderttausende bisher eigentums-
loser Existenzen echtes, gesichertes, bei normaler Bewirtschaftung schlechthin unverlierbares Privatei-
gentum neu schafft? ... und da wagt man es, von Gefährdung des Prinzips des Privateigentums zu re-
den!141 
 
Beginnend mit dem Aufruf der KPD vom 11.06.1945 war von den neuen Machthabern 
sorgfältig versucht worden, jegliche Gerüchte über eine geplante Kollektivierung zu unter-
binden. Diesem Zweck gehorchte auch die in Sachsen äußerst rigide gehandhabte Durch-
setzung einer sofortigen und vollständigen Aufteilung des Bodenreformlandes durch Lan-
desverwaltung/-regierung und LBK. Im Gegensatz zu anderen ostdeutschen Ländern142 
wurden weder sinnvolle bzw. unumgängliche Verzögerungen bei der Verteilung des ent-
eigneten Grund und Bodens noch Arbeitsgemeinschaften zur besseren Ausnutzung von 
Arbeitskraft, Vieh und Landtechnik geduldet. Nicht zuletzt diese dogmatische Unbeweg-
lichkeit ist mit dafür verantwortlich, daß die Ernteerträge im Jahre 1946 weit unter dem 
Durchschnitt der Kriegsjahre lagen.143 
Wenig später wurde die Kollektivierung dennoch in Angriff genommen, und dies sollte 
nicht der letzte Kurswechsel in der ostdeutschen Agrarpolitik sein; Lenins Lehre über die 
zwei Taktiken in der demokratischen Revolution wurde in der Tat sorgfältig angewandt. 
                                                 
139 Mit einem Rundschreiben vom 04.12.1947 hatte das MfLF eine Überprüfung der Bodenreform in Sachsen durch die 
drei Parteien und den FDGB bis zum 20.12.1947 angeregt (vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 17, Bl. 13). 
140 Ebenda, Bl. 12. Die Unterstreichungen stammen nicht von Sielast, sondern vermutlich von einem Mitarbeiter des In-
nenministeriums, vielleicht von Minister Fischer selbst. 
141 Edwin Hoernle in der „Täglichen Rundschau“, dem Presseorgan der SMA, vom 21.09.1945 (zit. nach HERMES, 37). 
142 In Mecklenburg hatten anfangs nur etwa 10 % der Neubauern in eigener Verantwortung gewirtschaftet (vgl. BAU-
ERKÄMPER [1994], 124), doch wurden die bestehenden Gemeinwirtschaften auf Druck der SMA bis zum Herbst 1946 
liquidiert (vgl. KUNTSCHE, 66 f.). 
143 Vgl. KLUGE, 116. 
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Die Kollektivierung begann mit einem sich immer weiter verschärfenden administrativen 
Druck auf die Großbauern, deren zunehmender Benachteiligung gegenüber den Neubau-
ern. Spielten dabei letztlich auch Vorstellungen von einer angesichts des mangelnden Er-
folgs der Bodenreform notwendigen Verschärfung des Klassenkampfes auf dem Dorf eine 
Rolle,144 dürfte andererseits – zumal in Gegenden mit einer hohen Dichte an Altbauern – 
eine nachhaltige Förderung der Neubauern ohne die Zurücksetzung der alteingesessenen 
Hierarchie kaum durchzuführen gewesen sein.145 
Ob nun forcierter Klassenkampf oder Bevorzugung der Neubauern, in jedem Fall waren 
die Großbauern durch progressive Steuern und Abgaben, die differenzierten Tarife der 
MAS und überdies durch die gegen sie gerichtete Propaganda146 bereits erheblich belastet, 
bevor anläßlich einer Besprechung Stalins mit Grotewohl, Pieck und Ulbricht am 
01.04.1952 die „Schaffung von Produktiv-Genossenschaften im Dorfe“147 beschlossen 
wurde. Am 03.06. billigte das Politbüro die Gründung der Landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften, und nach der 2. Parteikonferenz (09.-12.07.1952) verabschiedete der 
Ministerrat die drei Musterstatuten für die verschiedenen Typen.148 
In verschiedenen Phasen wurde die Kollektivierung bis 1960 im wesentlichen durchge-
führt, zuletzt mit verschärftem Tempo149 und massiven Einschüchterungen und Drohungen 
gegenüber den Bauern. Häufig waren repressive Maßnahmen allerdings unnötig, schließ-
lich standen viele Wirtschaften aufgrund ihrer geringen Größe, fehlender Arbeitskräfte o-
der mangelnder Erfahrung der Neubauern vor dem Aus. 
Parteiintern wurde mit der Einleitung der Kollektivierung endgültig die These von einem 
eigenständigen deutschen Weg zum Sozialismus aufgegeben; Anton Ackermann, der als 
Theoretiker der KPD/SED für die Ausformulierung dieses Konzepts verantwortlich gewe-
                                                 
144 Vgl. dazu etwa das Memorandum von L. A. Korbut, Chef der SMAD-Verwaltung für Land- und Forstwirtschaft vom 
17.09.1948, das auf die Vernichtung der Kulaken mit Hilfe der VdgB abzielte (vgl. NAIMARK, 208 ff.). 
145 Zu diesem Problem vgl. auch KLUGE, 116. 
146 Die sächsische Landesregierung beschloß am 14.09.1950, „das Amt für Information zu beauftragen, in Presseveröf-
fentlichungen die überragende Ausnutzung der MAS-Erntemaschinen gegenüber den in Privatbesitz befindlichen zu pub-
lizieren“ (SächsHStA, LRS, MdI, № 45, 95-99). 
147 Aus den Notizen von Wilhelm Pieck (zit. nach BAUERKÄMPER [1997], 202). 
148 Vgl. ebenda, 202 f. 
149 Im Bezirk Erfurt stieg der Anteil des genossenschaftlich bewirtschafteten Bodens von 33,4 % am 1. Januar 1960 auf 
85,6 % am 1. April des gleichen Jahres (vgl. GABLER, 80). Im Landesmaßstab lag die Quote bei 84,4 %, es existierten 
zu diesem Zeitpunkt insgesamt 19.345 LPG mit 945.020 Mitgliedern (vgl. BAUERKÄMPER [1997], 204). 
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sen war und der sich ihm besonders verbunden gefühlt hatte, wurde gemaßregelt und auf 
einen unbedeutenden Posten abgeschoben.150 
 
6.4. Exkurs: Der Leninsche Genossenschaftsplan 
Auch wenn es andere Anlässe und Gründe für die Kollektivierung in der Landwirtschaft 
der DDR gegeben haben mag, wurde diese Maßnahme nachträglich immer mit Lenins Ge-
nossenschaftsplan theoretisch begründet bzw. ideologisch verbrämt. 
Aus verschiedenen verstreuten Äußerungen Lenins leitete man Prinzipien für die Kollekti-
vierung sowie für die weitere Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft ab, die im 
wesentlichen mit dem bereits zitierten Merkmalskatalog von Christian Krebs übereinstim-
men und sich in der Lesart der DDR-Verantwortlichen kurzgefaßt mit folgenden Stich-
punkten umreißen lassen: 
• „Führung der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft durch die Arbeiterklas-
se und ihre marxistisch-leninistische Partei; 
• Unterstützung der genossenschaftlichen Entwicklung durch den sozialistischen Staat 
und die Produktionsentwicklung der Industrie; 
• Freiwilligkeit beim Zusammenschluß der Bauern und Genossenschaften und bei ihrer 
weiteren Entwicklung; 
• stufenweises, schrittweises Vorwärtsschreiten zu immer höheren Formen der gesell-
schaftlichen Produktion; 
• Mannigfaltigkeit der genossenschaftlichen Entwicklung entsprechend den unterschied-
lichen Voraussetzungen und Bedingungen; 
• Verbindung der sozialistischen Umgestaltung mit der fortgesetzten und bedeutenden 
Hebung des Bildungs- und Kulturniveaus auf dem Lande“.151 
Der Leser wird hinter diesen Prinzipien unschwer das offizielle Geschichtsbild betreffend 
der Kollektivierung erkennen. Hier werden Thesen verkündet, deren offensichtliche Wi-
                                                 
150 Vgl. dazu LEONHARD, 518-521, 546-548, 566, 576-582, 601 f. 
151 Zit. nach GABLER, 46 f. 
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dersprüche anscheinend kein Problem darstellen – ebensowenig wie die immense Lücke 
zwischen dem geäußerten Anspruch und der Realität.152 
Auf eine eingehende Analyse des Leninschen Genossenschaftsplans kann in diesem Rah-
men verzichtet werden,153 es ist dem Autor lediglich darum zu tun, das Bemühen um eine 
konzeptionelle Anbindung der Kollektivierung in der DDR an die vorangegangenen Ent-
wicklungen in der UdSSR aufzuzeigen, um damit der Umgestaltung der ostdeutschen Ag-
rarwirtschaft nicht nur den Anstrich programmatischer Eingebundenheit zu geben, sondern 
dieses (auch für zukünftige Umgestaltungen offene) Programm zudem als von einer unan-
tastbaren Autorität verantwortet darzustellen. Somit konnte die machtpolitische Begrün-
dung, welche 1958 bezüglich der Bodenreform noch opportun schien,154 zu den Akten ge-
legt werden. 
 
6.5. Fazit und Ausblick 
Stellt man Vergleiche zwischen den Entwicklungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
Sowjetrußlands bzw. der UdSSR und der SBZ/DDR an, lassen sich einige wichtige Paral-
lelen kaum übersehen. 
Ebenso wie die Duldung der Neuaufteilung des gesamten Bodens durch die russischen 
Bauern im Jahre 1917 durch die Bolschewiki kann die Bodenreform in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands als Maßnahme begriffen werden, die ländliche Bevölkerung 
für den neuen Kurs zu gewinnen und sie von unkontrollierbaren Aktionen abzuhalten; au-
ßerdem galt es, den mehr als dreieinhalb Millionen Flüchtlingen155 eine Möglichkeit zum 
Neubeginn zu verschaffen.156 Hier wie dort kam der Primat der Machtpolitik gegenüber 
                                                 
152 Die etablierte Diktatur kann mittels Lenins Lehre über die zwei Taktiken in der demokratischen Revolution und ihres 
Interpretationsmonopols nicht nur abrupte Kurswechsel vollziehen, sondern auch Konzepte mangelnder Stringenz etab-
lieren. 
153 Eine solche findet sich z. B. bei Christian Krebs (vgl. KREBS, 27-33). Die DDR-offizielle Interpretation kann u. a. 
bei Ulrich Thiede nachgelesen werden (vgl. THIEDE, 34-37). 
154 Vgl. obiges Zitat aus Ulbrichts Rede auf der Babelsberger Konferenz. 
155 Anfang 1946 hielten sich 3,6 Millionen Flüchtlinge in der SBZ auf (vgl. BAUERKÄMPER [1994], 119). Daß viele 
von ihnen im Laufe des Jahres 1946 Ostdeutschland in Richtung Westen verlassen würden (aus meinem früheren Wohn-
ort im Erzgebirgsvorland zog nach dem Winter 1945/46 mehr als die Hälfte der dorthin Geflohenen und Vertriebenen 
weiter), war bei der Konzipierung der Bodenreform nicht abzusehen, vielmehr trug deren Umsetzung zu dieser Entwick-
lung bei. 
156 In Thiedes Broschüre zur Geschichte der Bodenreform heißt es über deren Bedeutung: „In erster Linie ging es hierbei 
um die Veränderung der Machtverhältnisse, um die Beseitigung des Hortes der Reaktion auf dem Lande. Zugleich wurde 
damit eine wichtige Grundlage für das Bündnis zwischen Arbeiterklasse und Bauernschaft und für den gesellschaftlichen 
Fortschritt geschaffen.“ (THIEDE, 8). 
 
 
47
der Ideologie deutlich zum Ausdruck, war die Ausdehnung des Einflusses der Partei neuen 
Typs auf das Dorf wichtiger als die Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmit-
teln. 
Weitgehende Ähnlichkeiten sind auch bezüglich der Kollektivierung zu beobachten. Dies 
trifft weniger für die Methoden ihrer Umsetzung zu, dafür um so mehr für ihre Einordnung 
in ein langfristiges Programm (Beschlüsse des XIV. und XV. Parteitages der KPdSU bzw. 
Lenins Genossenschaftsplan), welches jeweils – ganz im Sinne der Theoretiker – die weit-
gehende Nivellierung der Unterschiede zwischen Stadt und Land in Gestalt der Industriali-
sierung der Landwirtschaft vorsah. Daran wurde im folgenden in beiden Ländern gearbei-
tet, und diese Aufgabe produzierte angesichts ihrer weitgehenden Undurchführbarkeit noch 
eine Vielzahl ideologischer Spagate und abrupter Kurswechsel.157 
Sowohl in der Sowjetunion wie in der SBZ/DDR lassen sich dieselben Mechanismen der 
Machtsicherung feststellen, sei es die bereits genannte Methode der Bewältigung des selbst 
geschaffenen Durcheinanders,158 das Unterbinden von Privatinitiative oder die ideologi-
sche Flexibilität in machtpolitisch relevanten Entscheidungssituationen (verbunden mit der 
anscheinend problemlosen Duldung von Widersprüchen innerhalb des theoretischen Ge-
rüsts). 
Mag man auch in der Ähnlichkeit der agrarpolitischen Entwicklungen in der SBZ/DDR mit 
denen in der UdSSR keine Vorbildwirkung des sowjetischen Modells diagnostizieren wol-
len, ist die Übereinstimmung der dabei angewandten Methoden keinesfalls zufällig; sie 
entspringt den verfestigten Denkstrukturen der sowjetischen Mitarbeiter der SMAD und 
den häufig in der Sowjetunion geschulten deutschen Spitzenfunktionären.159 
Am Ende sei ein letztes Mal auf Matthias Kramer verwiesen, der eine sehr enge Verbin-
dung zwischen einem sowjetischem Vorbild und dessen Nachvollzug in Ostdeutschland 
                                                 
157 Vgl. z. B. die Veränderungen von Struktur und Verfassung der LPG in der DDR. 
158 Das vollkommen unrealistische Vorhaben, die Bodenreform neben Ernte und Herbstbestellung bis zum Oktober 1945 
abschließen zu wollen, bildet ein sehr anschauliches Beispiel für dieses Methode: Während jede Eigeninitiative, die nicht 
mit den Vorgaben von oben harmonierte, streng abgestraft wurde, schrieb man später die negativen Folgen der Bodenre-
form mangelnder Eigeninitiative zu: „Dort, wo die Bauern nicht auf Befehle und Anordnungen von oben gewartet, son-
dern wo Gemeinde- und Kreiskommission die Initiative ergriffen haben, da sind heute schon überall fertige Neubauern-
höfe mit eigenen Stallungen und eigenen Scheunen und vor allem mit fest abgemessenen Fluren entstanden, die von den 
neuen Bauern nach eigenem Gutdünken und eigenen Plänen in eigener Verantwortung bestellt worden sind und die sie im 
nächsten Jahre auch völlig selbständig abernten werden.“ (ohne Verfasserangabe, Sächsische Volkszeitung vom 
20.12.1945). 
159 Wolfgang Leonhards Berichte verdeutlichen an einigen Stellen recht gut die Differenzen zwischen den nationalsozia-
listischer Verfolgung entkommenen Genossen und den in der Sowjetunion ausgebildeten Kadern (vgl. LEONHARD 432 
f., 461 f., 467 f., 476-479). 
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ausmacht.160 Sein Urteil kann auch nach knapp fünfzig Jahren unwidersprochen bleiben, 
festzuhalten bleibt aber, daß seine Ansicht nichts darüber aussagt, wie es sich nun mit der 
Sowjetisierung verhält. 
 
 
7. Die landwirtschaftlichen Genossenschaften  
Nachdem schon über die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften gesprochen 
wurde, sei zur Vermeidung von Verwirrung noch einmal darauf hingewiesen, daß in die-
sem Kapitel das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen in der Tradition Friedrich Wil-
helm Raiffeisens im Mittelpunkt stehen soll. 
Betrachtet man die lange Tradition der genossenschaftlichen Idee,161 die im ländlichen 
Raum besonders verwurzelt und fruchtbar war, dann scheint es sinnvoll zu sein, die Ent-
wicklung des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens nach dem Ende des 2. Welt-
krieges zu verfolgen, zumal diesem bedeutenden Sektor der Agrarwirtschaft eine beachtli-
che Eigeninitiative der Genossenschaftler innewohnt, die den neuen Machthabern in Ost-
deutschland verdächtig sein mochte. 
Der Autor, welcher das Wort Genossenschaft bis vor zehn Jahren ausschließlich im Zu-
sammenhang mit den LPG wahrgenommen hatte, war lange Zeit davon ausgegangen, daß 
die landwirtschaftlichen Genossenschaften als direkter Vorläufer der Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften betrachtet werden können. Ist dies auch in dieser Form 
falsch, läßt sich aber trotzdem eine besondere Förderung der landwirtschaftlichen Genos-
senschaften seitens der politisch Verantwortlichen in Ostdeutschland beobachten. Ob die-
ses Wohlwollen Kollektivierungsängste beschwichtigen oder das genossenschaftliche 
Prinzip in Vorbereitung der Kollektivierung stärken sollte, sei erst einmal dahingestellt. 
                                                 
160 „Es soll vielmehr der Versuch gemacht werden, an Hand von Tatsachen zu zeigen, wie die weitere Entwicklung in 
stärkster Anlehnung an das sowjetische Vorbild verlaufen ist. Tun wir das, dann werden wir bald erkennen, daß alle Neu-
erungen und Neueinrichtungen nicht anderes sind als eine fast wortgetreue Kopie der Maßnahmen, wie wir sie bei unse-
rer Schilderung der sowjetischen Agrarrevolution in Rußland kennengelernt haben.“ (KRAMER, 89). 
161 Das antike Vereinswesen kann man ebenso zu den Vorläufern der modernen Genossenschaften zählen wie den größ-
ten Teil der monastischen Orden des Hochmittelalters. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde die Genossen-
schaftsidee als ein Modell zur Lösung der sich zuspitzenden sozialen Frage ausführlich diskutiert. Von verschiedenen Po-
sitionen aus arbeiteten beispielsweise der Mitbegründer der Konservativen Partei und der „Kreuzzeitung“ Victor Aimé 
Huber (1800-1869), der Theologe und Initiator der „Inneren Mission“ Johann Hinrich Wichern (1808-1881), der 
Reichstagsabgeordnete der Fortschrittspartei Hermann Schulze-Delitzsch (1808-1883), der Heddersdorfer Bürgermeister 
Friedrich Wilhelm Raiffeisen (1818-1888) oder auch der Stuttgarter Arbeiterkongreß 1864 am Ausbau des genossen-
schaftlichen Konzeptes für ihre verschiedenen Pläne. 
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Mit dem Befehl № 146 des obersten Chefs der SMAD vom 20.11.1945 wurde die Arbeit 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften im Osten Deutschlands wieder zugelassen. Ihr 
Aufgabenfeld umfaßte das landwirtschaftliche Kreditwesen, den Handel mit Landtechnik, 
Dünger, Saatgut etc., den Aufkauf landwirtschaftlicher Produkte, die Unterhaltung agrari-
scher Servicebetriebe (Trocknungen, Mühlen, Brennereien, Molkereien, Deckstationen 
etc.) sowie in begrenztem Umfang die Viehzucht. Genossenschaften zur gemeinschaftli-
chen Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte waren nicht vorgesehen.162 Auf dieser 
Grundlage nahm das Genossenschaftswesen einen raschen Aufschwung, bereits im April 
1946 waren in den fünf Zentralgenossenschaften 6.325 Einzelgenossenschaften mit 
792.988 Mitgliedern organisiert.163 
Ebenso wie die Bodenreform kann man auch die Wiedereinführung der Genossenschaften 
als Maßnahme zur Herstellung und Sicherung des Einflusses der KPD/SED auf dem Dorf 
verstehen; indem die (Alt-) Bauern zunächst in den gewohnten Strukturen weiterarbeiten 
konnten, mochten sie sich in Sicherheit vor einer baldigen Kollektivierung wiegen. 
Doch die Genossenschaften verloren mit wachsender Konsolidierung der Machthaber in 
Ostdeutschland in gleichem Maße wie die Bodenreform ihre Feigenblattfunktion und wur-
den nun zwar nicht vollständig liquidiert, aber doch ausgeschaltet – auch das ist eine auf-
fällige Parallele zur Bodenreform. 1948 verloren die landwirtschaftlichen Genossenschaf-
ten die Möglichkeit, Agrarprodukte (vor allem „freie Spitzen“) aufzukaufen (Anfang 1949 
Einrichtung der VEAB), zwei Jahre später erfolgte ihre faktische Eliminierung durch den 
Zusammenschluß mit der VdgB.164 
Ein weiterer Grund für die kurze Lebensdauer eines im Rahmen des Möglichen relativ ei-
genständigen Genossenschaftswesens liegt aber auch in dessen finanziellen Problemen. 
Zwar erfreuten sich die Genossenschaften bis zu ihrer Eingliederung einer allzeit guten 
Unterstützung durch die staatlichen Stellen, doch konnte die Verschuldung dennoch nicht 
abgebaut werden, so daß sich die sächsische Landesregierung Ende 1949 zur Vermeidung 
des drohenden Konkurses entschloß, die Zentralgenossenschaft Sachsen zu liquidieren und 
in eine neu zu gründende Gesellschaft zu überführen. Da Sachsens Finanzminister Gerhard 
                                                 
162 Vgl. FIEDLER, 71. 
163 Vgl. TÜMMLER, 34. 
164 Vgl. ebenda, 35. In den VdgB war – mit der Zeit zunehmend erfolgreich – versucht worden, den nach der Vertrei-
bung der Großgrundbesitzer zwangsläufig wachsenden Einfluß der Großbauern im Dorf zurückzudrängen, was bei den 
Genossenschaften aufgrund der gewachsenen Strukturen weitaus schwieriger zu erreichen war. 
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Rohner (CDUD) nicht ausschließen konnte, zur Bedienung der aufgelaufenen Verbindlich-
keiten der Zentralgenossenschaft auf die Einlagen der Anteilseigner zurückgreifen zu müs-
sen, schaltete sich das DDR-Ministerium für Land- und Forstwirtschaft mit der Bitte ein, 
darauf zu verzichten, „um einen Weg zu finden, wie ohne Schädigung der Anteilhaber und 
ohne nachteilige politische Auswirkung diese Frage zu lösen ist.“165 Die Lösung bestand 
im Zusammenschluß mit der VdgB am 20.11.1950 – fünf Jahre nach der Wiederzulassung 
der Genossenschaften durch die SMAD.166 
 
 
8. Ungewollte Alternativen und Abweichungen an der Basis 
Es ist in den entsprechenden Abschnitten veranschaulicht worden, welche katastrophalen 
Auswirkungen die überhastete Bodenreform nach dem Konzept der KPD resp. der SMAD 
zeitigte, so daß durch diese in erster Linie politische Maßnahme die Ernährung der Bevöl-
kerung in unverantwortlicher Weise gefährdet wurde. Deswegen hat es verschiedentlich 
Versuche gegeben, bei der nicht mehr zu verhindernden Umsetzung dieses Konzeptes zur 
Vermeidung der größten Härten flexibel zu verfahren. Acht diesbezügliche Versuche sol-
len im folgenden dargestellt bzw. aufgezählt werden. Die ersten beiden Ansätze sind eher 
konzeptioneller Art und stammen von zwei Männern, die sich „im stillen Kämmerlein“ 
Gedanken über eine sinnvolle Durchführung der sich abzeichnenden Veränderungen im 
Agrarsektor gemacht haben, ohne daß sie damit bei den zuständigen Stellen auf offene Oh-
ren gestoßen wären; die weiteren Beispiele sind aus der Not geborene Entscheidungen vor 
Ort, um die Auswirkungen der Bodenreform erträglicher zu gestalten. Von diesen sei hier 
lediglich die Arbeitsgemeinschaft Steinbach (Kreis Borna) ausführlicher geschildert, da ihr 
die längste Lebensdauer vergönnt war. In Steinbach wurde unter der Leitung eines beson-
nenen Bürgermeisters kurzerhand eine der Situation angepaßte Arbeitsweise gewählt und 
in die Tat umgesetzt; obwohl diese Arbeitsgemeinschaft einige Zeit ungestört gelebt wer-
                                                 
165 SächsHStA, LRS, MdI, № 42, 121. In diesem von Paul Merker (SED), Staatssekretär im Ministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, verantworteten Fernschreiben wird darauf hingewiesen, daß die Verschuldung der Genossenschaften in 
erster Linie Folge der Währungsreform sei. Zum Problem der geplanten Liquidation der sächsischen Zentralgenossen-
schaft vgl. SächsHStA, LRS, MdI, № 42, 120-125; № 43, 203-207. 
166 Anläßlich der Vereinigungssitzung wies der VdgB-Chef Kurt Vieweg darauf hin, daß dieser Zusammenschluß keinen 
Schritt zur Kollektivierung darstelle: „Es ist wohl allen Anwesenden klar, daß keinem von uns dieser Gedanke kommt. 
Deshalb ist im Namen die Handelstätigkeit zum Ausdruck gebracht.“ (SächsHStA, LRS, MdI, № 801, 19 f.). 
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den konnte, änderte letztlich auch ihr Erfolg nichts an der Bestrafung einer solchen Abwei-
chung von der vorgegebenen Linie. 
 
8.1. H. Pachalys „Landständische Corporation Deutschlands“ 
Zwischen dem „Aufruf des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Deutschlands an 
das deutsche Volk zum Aufbau eines antifaschistisch-demokratischen Deutschlands“ vom 
11.06. und der Verabschiedung der Bodenreformverordnung in Halle am 03.09.1945 bilde-
te die Art und Weise der Umsetzung der von allen Seiten angestrebten Bodenreform einen 
zentralen Diskussionspunkt zwischen den „demokratischen Parteien“. Daneben gab es zu 
diesem Thema aber auch Vorschläge von der Basis. 
Im Sommer 1945 legte Diplomlandwirt H. Pachaly aus Jocketa bei Plauen, Landwirt-
schaftsrat a. D. und landwirtschaftlicher Sachverständiger, in mehreren Schreiben an die 
LVS seine Vorstellungen über die künftige Struktur der sächsischen Landwirtschaft auf der 
Basis des Aufrufs vom 11.06. und die dafür nötigen Aktivitäten dar.167 
In einem  
 
Grundgesetz der „B a u e r n g e n o s s e n s c h a f t  V o g t l a n d  i .  V .  (i. V., d. h. „in Vorbe-
reitung“). Gesellschaft bürgerlichen Rechts. 
Vereinigung von Berufsgenossen des Vogtlandes als Einheit der kommenden „L a n d w i r t -
s c h a f t s k a m m e r  S a c h s e n “ im Verbande der in Vorbereitung befindlichen „L a n d -
s t ä n d i s c h e n  C o r p o r a t i o n  D e u t s c h l a n d s “ 
(vorschlagsweiser anderer Name: „Landbund freies Deutschland“ oder „freideutscher Landbund“)168 
 
regt Pachaly die Bildung einer sächsischen Landwirtschaftskammer auf der Basis von 
Bauerngenossenschaften an. Den Dachverband der einzelnen Kammern auf Länderebene 
bildet die „Landständische Corporation Deutschlands“, welche die Aufgaben des Reichs-
nährstands übernehmen soll, ehemalige Nazis sind in der neuen Organisation nicht zuge-
lassen. Pachaly würde die Abwicklung der alten und den Aufbau der neuen Strukturen gern 
selbst leiten und scheint sich überdies sicher zu sein, daß man seine Pläne in Dresden mit 
Begeisterung aufnehmen würde. Doch seitens der LVS würdigte man die gutgemeinten, 
wenn auch nicht uneigennützigen Vorschläge aus dem Vogtland nicht einmal einer schrift-
lichen Reaktion, auch das von Pachaly angekündigte Verfahren zur Bekämpfung des Kar-
                                                 
167 Vgl. SächsHStA, LRS, MfLF, № 157, Bl. 52-78 (gesamter Vorgang). 
168 Ebenda, Bl. 54; Hervorhebungen im Original. 
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toffelkäfers169 schien in der LVS niemanden zu interessieren. Statt dessen hielt man sich an 
den Vorschlag des zuständigen Sachbearbeiters vom 13.08.1945, „die Anregung vorläufig 
auf sich beruhen zu lassen“.170 
Pachalys Konzept enthält durchaus bedenkenswerte Ansätze, die auch für die damaligen 
Verantwortlichen hätten von Interesse sein können. Die „Landständische Corporation 
Deutschlands“ sollte die Aufgaben der landwirtschaftlichen Genossenschaften überneh-
men, sich um die Eintreibung der abzuliefernden Erzeugnisse kümmern und zudem als 
staatliches Aufsichtsgremium (z. B. Saatgutanerkennung) fungieren. Damit wären die Zu-
ständigkeiten von BHG, VdgB und VEAB unter einem Dach organisiert gewesen, wie dies 
in der DDR erst fünf Jahre später angestrebt wurde. 
Neben dem anmaßenden Auftreten Pachalys dürfte vor allem die Einschätzung seiner Vor-
schläge als unzeitgemäß für die Zurückhaltung der LVS gegenüber seiner Initiative ver-
antwortlich sein; schließlich sprach Pachaly bereits zu einer Zeit von der Vermeidung einer 
Kollektivierung mittels effizienter Kontrolle der Ablieferungspflichten,171 als noch nicht 
einmal eine Abstimmung zwischen Besatzungsmacht und KPD-Leitung über die Durch-
führung der Bodenreform erfolgt war. Immerhin spricht es für die Propaganda der KPD 
und die Stimmung auf dem Land, wenn ungefähr einen Monat172 vor dem 03.09.1945 be-
reits selbstverständlich aus dem Aufruf vom 11.06. zitiert und von Enteignung der 
NSDAP-Führer und Liquidierung des Großgrundbesitzes gesprochen wird.173 
Es ist schwer einzuschätzen, ob H. Pachaly mit seinen Vorschlägen nicht lediglich sein be-
rufliches Fortkommen im Auge hatte und deswegen die politischen Absichten der neuen 
Machthaber besonders gut vorausahnen und bedienen wollte, womit er in einer Zeit der ag-
rarpolitischen Meinungsbildung in Berlin und in Moskau scheitern mußte. Sollte Pachaly 
jedoch wirklich in erster Linie an der Realisierung eines selbst konzipierten Programms zur 
Umgestaltung der deutschen Landwirtschaft interessiert gewesen sein (was der Autor be-
zweifelt), wären daran vor allem die Aufgaben- und Machtkonzentration der „Landständi-
                                                 
169 Vgl. ebenda, Bl. 57. 
170 Ebenda, Bl. 58. 
171 Vgl. ebenda, 62. Pachaly unterstellt den Adressaten nicht nur Kollektivierungsabsichten, sondern zudem die Mei-
nung, mittels der Kollektivierung ließen sich die Erträge steigern, was dem im Zusammenhang mit der Bodenreform ver-
fochtenen Glaubenssatz, kleine Agrarbetriebe würden aufgrund intensiverer Bodennutzung am effektivsten wirtschaften, 
diametral zuwiderlief. 
172 H. Pachalys hat in seinen Schreiben statt eines Datums meist nur den Monatsnamen angegeben. 
173 Vgl. SächsHStA, LRS, MfLF, № 157, Bl. 65. 
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schen Corporation Deutschlands“ und die selbstverständliche Durchführung von entschä-
digungslosen Enteignungen im Rahmen einer Bodenreform nach den Vorstellungen des 
Aufrufs vom 11.06.1945 bemerkenswert. 
 
8.2. Otto Mattkes Landbaugenossenschaften 
Auch nach Verkündung der „Verordnungen über die demokratische Bodenreform“ mach-
ten sich einige Bürger ihre eigenen Gedanken über die Zukunft der heimischen Landwirt-
schaft. Zufälligerweise war es wiederum ein Vogtländer, der sich mit einem konzeptionel-
len Vorschlag an die LVS wandte: vom 28.09.1945 datiert ein Schreiben Otto Mattkes aus 
Plauen, seines Zeichens Landwirt und Steuerberater für Agrarunternehmen, an die „Sächsi-
sche Landesregierung“.174 In seinem beigefügten Projekt zur Umsetzung der Bodenre-
form175 schlug er vor, die enteigneten Betriebe nicht sofort aufzuteilen, sondern im Interes-
se eines Eigentümerwechsels ohne Stockungen in der Produktion eine Übergangslösung 
auf genossenschaftlicher Basis zuzulassen. 
Zunächst sollte ein vom Landrat eingesetzter Treuhänder in Zusammenarbeit mit der Orts-
bodenkommission in den aufzuteilenden Wirtschaften eine Bestandsaufnahme veranlassen 
und unmittelbar anschließend die formale Aufteilung durchführen. Bis zur tatsächlichen 
Aufteilung würde eine sogenannte Landbaugenossenschaft vorübergehend die Betriebsfüh-
rung übernehmen, um die Landbewerber angesichts der immensen Schwierigkeiten bei ei-
nem Neuanfang auf eigene Faust nicht zu entmutigen und die vorhandene Arbeitskraft op-
timal zu nutzen. Darüber hinaus könnte bei sachkundiger Beratung der Genossen ein Pro-
duktionsausfall weitestgehend vermieden werden, indem die Herbstbestellung gemeinsam 
durchgeführt wird. Nicht zuletzt hätte Mattkes Konzept die Chance geboten, allen zukünf-
tigen Landbesitzern mittels vorausschauender Planung möglichst gute Startbedingungen zu 
verschaffen (Einbehaltung von Saatgut, Winterfruchtanbau entsprechend den Bedürfnissen 
der Genossenschaftler, Erwerb von Dünger, Geräten etc. als Großabnehmer, Vermessung 
der Parzellen). 
                                                 
174 Vgl. Abbildung 4. 
175 Vgl. Abbildung 5. 
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Am 06.10.1945, drei Tage nach dem Erhalt seines Briefs, unterzeichnete der Sekretär der 
LBK, Sachse, ein Antwortschreiben an Otto Mattke.176 Darin wurde diesem empfohlen, 
sich mit seinen „sehr begrüßenswerten Vorschlägen“ an die Kreisbodenkommissionen zu 
wenden. Es ist nicht bekannt, ob Mattke diesen Versuch unternommen hat. Immerhin kam 
es in mindestens einem Fall zur Gründung einer Landbaugenossenschaft,177 wobei nachzu-
prüfen bliebe, ob und wie lange deren Tätigkeit geduldet wurde. Otto Mattke, der im Un-
terschied zu H. Pachaly wohl nicht zuvörderst eigene Karriereziele verfolgte, wird sich 
nach dem Erhalt von Sachses Brief vermutlich enttäuscht zurückgezogen haben, da die 
LBK in seiner Sache von ihrer Weisungsbefugnis gegenüber den Kreisbodenkommissio-
nen offenbar keinen Gebrauch machen wollte. Damit blieb ein erfolgversprechender An-
satz ungenutzt, der vielleicht hätte dazu beitragen können, die Reibungsverluste aufgrund 
der Bodenreform und damit den Hunger im Land zu lindern. 
 
8.3. „Sabotage an der Bodenreform in der Gemeinde Steinbach Kreis Borna“ 
8.3.1. Ein Dorf hinter den Hügeln 
An einem nach Gewitter riechenden Donnerstag Anfang August ließ sich der Autor vom 
Zug in einer halben Stunde aus dem pulsierenden Leipzig in eine ungemein anziehende 
Gegend südöstlich der Großstadt bringen. Da die Verbindungsstraße zum Bahnhof gerade 
asphaltiert wurde, hatte der als Wanderer getarnte Geschichtsstudent Gelegenheit, die 
zwei, drei Kilometer bis zum Ortseingang unbehelligt vom gewohnten Straßenlärm zu-
rückzulegen, so daß die erste Begegnung mit dem bislang nur aus dünnem Durchschlagpa-
pier der Archivalien bekannten, doch bereits merkwürdig vertrauten Ort recht idyllisch ge-
riet. Vom Bahnhof aus führte der Weg vorbei an wogenden Weizenfeldern, inmitten derer 
bald ein Kirchturm und etwas später ein Dorf auftauchte, doch da war es mit der Idylle ei-
gentlich schon vorbei. 
 
8.3.2. Steinbach, Muldentalkreis 
Ein durchschnittliches ostdeutsches Dorf am Ende der Neunziger. 
                                                 
176 Vgl. Abbildung 6. 
177 Vgl. Abbildung 7. 
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Steinbach, Landgemeinde im Westen des Muldentalkreises mit ungefähr 650 Einwohnern, 
an der Landstraße zwischen Grimma und Borna in der Nähe von deren Schnittpunkt mit 
der Eisenbahnlinie Leipzig – Chemnitz gelegen, begrüßt den Fremden am nordöstlichen 
Ortseingang mit wenig ansehnlichen Plattenbauten, die noch vor einigen Jahren (wie vie-
lerorts) der Stolz der örtlichen LPG gewesen sein dürften. Außer der schmucken Kirche 
und vielen gepflegten Siedlungshäusern findet man auch ein heruntergekommenes bzw. 
zur Unkenntlichkeit umgebautes Rittergut von beeindruckender Größe, in dem nicht nur 
die LPG wirtschaftete, sondern bis vor kurzem auch die Schule des Ortes untergebracht 
war. Einen ähnlich traurigen Eindruck macht ein riesiger Maschinenhof, früher einmal 
MAS, dann wahrscheinlich Kreisbetrieb für Landtechnik (KfL); gleich nebenan ein an-
scheinend florierender mittelständischer Betrieb. 
Die etwas unübersichtliche Ortslage178 bringt es mit sich, daß der Autor fast das ganze 
Dorf durchstreift, ehe er das Haus seiner Gewährsleute findet. Unterwegs geht ihm auf, 
was er in diesem Ort vermißt: Bauernhöfe. An die Waldhufendörfer des Erzgebirgsvorlan-
des gewöhnt, dauert es eine Weile, bis er diesen Eindruck mit dem riesigen Rittergut ver-
bindet und damit die Erklärung für dieses zunächst etwas befremdliche Ortsbild erhält. 
Wenige Minuten später sitzt er mit einem netten älteren Ehepaar auf der Bank vor einem 
niedrigem Siedlungshaus; später gesellt sich noch dessen Tochter hinzu. 
 
8.3.3. Familie M. und die Arbeitsgemeinschaft 
Das Ehepaar M.179 war sehr erstaunt darüber gewesen, als der Autor am Telefon sein Inte-
resse an einigen Auskünften über eine fünfzig Jahre zurückliegende Arbeitsgemeinschaft 
anmeldete, aber dennoch sofort bereit, sich am nächsten Tag mit ihm zu treffen. 
Mit seiner Fahrt ins Leipziger Land wollte der Autor nicht etwa seine Archivstudien durch 
weitere mittels oral history gewonnene Erkenntnisse ergänzen, sondern lediglich die An-
gaben der Akten überprüfen und nicht zuletzt die Chance nutzen, selbst einmal das Dorf in 
                                                 
178 Steinbach ist ein Gassen- und Zeilengruppendorf mit 488 ha Gutsblock-, Block- und Streifenflur (vgl. BLASCHKE, 
146). 
179 Der Autor ist sich sicher, daß das kontaktierte Ehepaar nichts gegen eine Nennung seines Namens einzuwenden hätte, 
allerdings hat er es nicht ausdrücklich um seine diesbezügliche Zustimmung gebeten. Neben Familie M. gibt es in Stein-
bach noch weitere Zeitzeugen der Arbeitsgemeinschaft, auf gerade dieses Ehepaar war der Autor gestoßen, indem er die 
Namen im Protokoll der Auflösung der Arbeitsgemeinschaft mit dem örtlichen Telefonbuch verglich. 
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Augenschein zu nehmen, welchem er sich nach einem Vierteljahr der papierenen Bekannt-
schaft verbunden fühlte und auf das er deswegen einigermaßen neugierig war. 
Das Ehepaar M. war 1946 aus Schlesien (aus der Gegend von Hirschberg) vertrieben wor-
den und hatte in einem Dorf bei Markranstädt vor den Toren Leipzigs bei einer alleinste-
henden Bäuerin Unterschlupf gefunden. Die beiden Bauern mit Leib und Seele bewarben 
sich in Leipzig um eine Neubauernstelle – zunächst vergeblich (die vielen Flüchtlinge, die 
von der Landwirtschaft nichts verstanden, hatten die Behörden abgeschreckt). Herr und 
Frau M. waren einstweilen als Landarbeiter bei der Bäuerin tätig, die allerdings ihr Soll 
nicht erfüllen konnte, weswegen für den 1947 geborenen Sohn der beiden weder Milch 
noch Butter zur Verfügung standen. Durch einen Zufall erfuhr die Familie, daß in Stein-
bach demnächst eine Siedlerstelle frei werden würde, aufgrund der Ausweisung eines 
Steinbachers ist der Zuzug möglich. Anfang 1950 siedelte Familie M. nach Steinbach über, 
das damals noch zum (1994 aufgelösten) Kreis Borna gehörte. Dort hatte sich unter Lei-
tung des Neubauern und Bürgermeisters Willi Kretzschmar, überdies Vorsitzender der ört-
lichen VdgB und Mitglied der Kreisbodenkommission, eine Arbeitsgemeinschaft der örtli-
chen Bauern und Landarbeiter gebildet, in der die Eheleute M. mitarbeiteten. 
Wegen des großen Ritterguts hatte es in Steinbach bis zur Einleitung der Bodenreform le-
diglich eine Handvoll selbständiger Bauern im Hauptberuf gegeben, von denen nur der Be-
sitzer des Freigutes nicht als Kleinbauer bezeichnet werden muß. Der Rest des Landes ge-
hörte zum Rittergut, auf dem der Großteil der Dorfbevölkerung als Landarbeiter tätig war. 
Als dieses Rittergut im Herbst 1945 enteignet wurde und zur Aufteilung anstand, wurde 
diese nur pro forma vorgenommen; die Rittergutswirtschaft konnte unter anderen Vorzei-
chen bruchlos weitergeführt werden. 
Aus denselben Gründen, die auch Otto Mattkes Konzept der Landbaugenossenschaften in-
spiriert hatten, wurde eine funktionierende Wirtschaft erhalten, infolge der besonderen 
Umstände unterblieb jedoch deren Aufteilung nach dem Winter 1945/46. 
Den Steinbachern fehlten in der Mehrzahl Erfahrungen im Führen eines eigenen Betriebs, 
doch ist dies nicht die Hauptursache für die hinausgezögerte Aufteilung des Ritterguts. In 
einem zufälligerweise weitgehend von direkten Kriegseinwirkungen verschonten Dorf in 
einer sehr fruchtbaren Gegend stand ein gut ausgestatteter landwirtschaftlicher Großbetrieb 
zur Verfügung. Ein Flüchtlingstreck aus Schlesien, der bereits im Frühjahr 1945 eingetrof-
fen war, stieß nicht wie vielerorts auf Ablehnung, sondern konnte durch die Überschüsse 
des Ritterguts anscheinend problemlos mit versorgt werden; außerdem waren zusätzliche 
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Arbeitskräfte sowie das mitgeführte Zugvieh höchst willkommen. Bei Sicherung der Integ-
rität des Ritterguts waren somit sehr gute Voraussetzungen für eine effiziente Betriebsfüh-
rung vorhanden, andernfalls drohte durch den Mangel an für Kleinbauernwirtschaften ge-
eigneten Geräten und das weitgehende Fehlen privater Stallungen und Wirtschaftsgebäude 
ein Fiasko. 
Deswegen entschlossen sich die neuen Landbesitzer, auch weiterhin als landwirtschaftli-
cher Großbetrieb zu arbeiten, betreuten Vieh und Nebenbetriebe in kollektiver Verantwor-
tung und erfüllten die Sollforderungen aus den gemeinschaftlichen Erträgen. Von einer 
LPG, Typ III unterschied die Steinbacher Arbeitsgemeinschaft lediglich das Fehlen von 
Statut und Vorstand, die Arbeitsweise entsprach dem ab 1952 propagierten Modell voll 
und ganz. 
Auch die Eheleute M. waren mit dieser Variante zufrieden, konnten sie doch auch ohne ei-
gene Wirtschaftsgebäude als Bauern arbeiten. Sie übernahmen die Neubauernstelle eines 
80jährigen Försters, stellten ein angefangenes Siedlungshäuschen fertig und entschlossen 
sich zu einem zweiten Kind. 
Auch wenn die Arbeitsgemeinschaft stets ihr Soll erfüllen konnte, erregte sie dennoch bald 
den Argwohn der staatlichen Stellen. Nach deren Lesart stellte sich die eben beschriebene 
Entwicklung folgendermaßen dar: 
 
Im Zuge der demokratischen Bodenreform wurde das ehemalige Rittergut in der Gemeinde Steinbach 
Kreis Borna enteignet, aufgeteilt und für die Errichtung von Neubauernstellen vorgesehen. Der ehem. 
Bürgermeister und Neubauer Kretzschmar hat dabei in verbrecherischer Handlungsweise entgegen dem 
Gesetz über die Durchführung der demokratischen Bodenreform vom Jahre 1945 die von dem enteigne-
ten Rittergut geschaffenen Neubauernstellen zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen, wo-
bei es ihm gelang, durch das Ausnutzen von Unklarheiten in ideologischer Hinsicht bei den Neubauern 
den alten Zustand des ehem. Rittergutes zu erhalten.180 
 
Anfangs hatte die Bornaer Kreisbodenkommission das Steinbacher Modell geduldet, sich 
allerdings der Zustimmung des örtlichen sowjetischen Kommandanten versichert. Eine 
Kommission der SMAD aus Karlshorst hatte 1949 diese Vorgehensweise sanktioniert. Im 
Gegensatz dazu hatte ein Dresdner Vertreter der SMA gegenüber der LBK erklärt, daß die 
Arbeitsgemeinschaft aufzulösen sei. Diese widersprüchliche Situation dürfte die Bornaer 
Kreisbodenkommission wohl nicht gerade dazu ermuntert haben, ein funktionierendes 
                                                 
180 Aus einem Schreiben des sächsischen Innenministers Arthur Hofmann (SED) an Ministerpräsident Grotewohl (oder 
an den sächsischen Ministerpräsidenten Max Seydewitz [SED]) vom 24.03.1951 (SächsHStA, LRS, MfLF, № 390, 8). 
Der Betreffzeile dieses Briefs entstammt das Zitat in der Kapitelüberschrift. 
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Modell zu liquidieren, zumal Kretzschmar in diesem Gremium die Sache der Arbeitsge-
meinschaft vermutlich gut zu vertreten verstand.181 
Auf Initiative des Sekretariats der LBK wurde eine Kommission nach Steinbach entsandt 
und aufgrund ihres Berichts am 12.06.1950 unter einem Vorwand182 die Auflösung der Ar-
beitsgemeinschaft beschlossen.183 Im Umlaufverfahren billigten die Mitglieder der LBK 
bis zum 08.09.1950 diese Entscheidung, so daß die Arbeitsgemeinschaft rückwirkend zum 
11.08.1950 für aufgelöst erklärt und der örtliche MAS-Chef Max Dietze mit deren Ab-
wicklung beauftragt wurde.184 
Binnen kürzester Zeit teilte man Vieh und Geräte auf, die Maschinen wurden in die MAS 
eingebracht, welche bis dahin wohl nur auf dem Papier existiert hatte. Den nunmehr auf 
sich allein gestellten Neubauern wurde eine großzügige staatliche Unterstützung gewährt. 
 
8.3.4. Von Steinbach nach Jahna 
Etwa fünfzig Kilometer östlich von Steinbach, an der Bundesstraße zwischen Riesa und 
Döbeln befindet sich das Dorf Jahna. Diesem Ort war neben vier weiteren Gemeinden aus 
den übrigen ostdeutschen Ländern noch vor den Beschlüssen der 2. Parteikonferenz eine 
Vorreiterrolle bei der Durchführung der Kollektivierung zugedacht worden: 
 
Allein am 6. und 7. Juni 1952 kamen Abordnungen aus Jahna, Merxleben, Döppeln, Ilberstadt und Mai-
ersdorf [zum ZK der SED; PZ]. Sie betonten, daß die Ergebnisse ihrer Arbeit noch größer sein könnten, 
wenn sie landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften bilden würden. Diese Meinung äußerten be-
sonders jene werktätigen Bauern, die in den Arbeitsgemeinschaften bereits gute Erfahrungen gesammelt 
hatten.185 
 
Auch wenn später der Anschein einer spontanen Reise nach Berlin erweckt wurde, war der 
Termin dieser fünf Gemeinden beim ZK der SED sorgfältig vorbereitet worden. Vom 
26.05.1952 datiert eine Analyse des sächsischen Landwirtschaftsministeriums über Mög-
                                                 
181 Vgl. Abbildung 9, 1. 
182 Da die Karlshorster Kommission die Arbeitsgemeinschaft nur dann zu tolerieren versprochen hatte, wenn sie auf 
Freiwilligkeit beruhte, war Kretzschmar von Seiten der LBK unterstellt worden, die Dorfbewohner gegen ihren Willen 
zur gemeinsamen Arbeit überredet zu haben (vgl. SächsHStA, LRS, MfLF, № 390, 148). Dies führte zur Festnahme des 
Steinbacher Bürgermeisters (vgl. Abbildung 8). 
183 Vgl. SächsHStA, LRS, MfLF, № 390, 162. 
184 Vgl. Abbildung 11. 
185 THIEDE, 29. 
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lichkeiten der Zusammenarbeit von Neubauern in der Gemeinde Jahna.186 Als hätte es kei-
ne diesbezüglichen eigenständigen Aktivitäten in anderen Orten gegeben (die von der LRS 
ausnahmslos abgewürgt worden waren), lobte man nun in höchsten Tönen das Prinzip der 
Arbeitsgemeinschaft auf der Basis der gegenseitigen Hilfe. Jahna sollte wenig später als 
das erste vollständig genossenschaftlich arbeitende Dorf Sachsens in die Agrargeschichte 
eingehen. 
Nachdem noch im Sommer 1950 Steinbachs Neubauern von der Richtigkeit des privaten 
Wirtschaftens (und der Verurteilung ihres Bürgermeisters) überzeugt worden waren, erhob 
man deren Arbeitsweise zwanzig Monate später zum Modell für die zukünftige Organisa-
tion der DDR-Landwirtschaft. Es ist anzunehmen, daß die Steinbacher Bauern nicht als 
einzige enttäuscht über die mangelnde Glaubwürdigkeit der vorgegebenen Ideologien wa-
ren; doch hatte der Staat bis dahin bereits deutlich zu machen verstanden, wie mit abwei-
chenden Meinungen verfahren werden würde. 
Die abschließenden Merksätze der Jahnaer Analyse über die Bildung von „Produktionsge-
meinschaften“187 klingen recht vertraut, erinnern sie doch stark an die Thesen des Lenin-
schen Genossenschaftsplans. Darüber hinaus zeugt auch der Ausschluß von Wirtschaften 
über 10 ha für eine Anlehnung an das sowjetische Kollektivierungsmodell. 
Inzwischen ist auch in Steinbach eine LPG, Typ I entstanden, der Übergang zum Typ III 
erfolgte im Jahre 1956. 
 
8.3.5. Steinbach als Modell? 
Als noch kurz vor Beginn der Kollektivierung liquidierte Form kollektiven Wirtschaftens 
könnte das Beispiel Steinbach dazu verhelfen, den Kurswechsel vom im Zusammenhang 
mit der Bodenreform propagierten kleinbäuerlichen Privatbetrieb zur Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft ein wenig besser beschreiben zu können. Will man die Vor-
gänge des Jahres 1950 deswegen noch etwas genauer untersuchen, bieten sich dafür meh-
rere Möglichkeiten: Der Autor hat bislang lediglich die Aktenbestände des Hauptstaatsar-
chivs zu Rate gezogen, Steinbach besitzt jedoch ein umfangreiches Gemeindearchiv, das 
man für weiterführende Studien konsultieren müßte (selbiges befindet sich wahrscheinlich 
                                                 
186 Vgl. Abbildung 12. 
187 Ebenda, 3. 
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in Bad Lausick). Darüber hinaus leben in Steinbach nach wie vor mehrere Zeitzeugen, z. 
B. die ehemalige Sekretärin Kretzschmars sowie der letzte Besitzer des Freigutes. Nach 
Auskunft von Familie M. wären die beiden gern zu einer Befragung bereit. 
Die Tochter des Ehepaars M. berichtete überdies von ausgiebigen Forschungen zur Ent-
wicklung der Landwirtschaft in Steinbach, die vor reichlich zehn Jahren von Schülern der 
örtlichen Schule angestellt worden seien. Diese Materialien versprechen nicht nur weitere 
aufschlußreiche Einzelheiten, sondern könnten auch wegen der enthaltenen Beurteilungen 
von Interesse sein. 
Zu überprüfen bleibt außerdem der Hinweis des Verfassers einer der bereits erwähnten 
Broschüren des BMGF. Dort heißt es mit Blick auf den Vergleich zwischen den Verände-
rungen in der ostdeutschen Nachkriegslandwirtschaft und der sowjetrussischen Agrarge-
schichte: 
 
In der Sowjetzone ist bisher nur die erste Phase dieser Entwicklung, die Zerschlagung des Großgrund-
besitzes, durchgeführt worden. Ansätze zur Einführung der Kolchosen sind erstmalig bei der Ernte des 
sächsischen Dorfes Cunnersdorf 1950 festgestellt worden, die landwirtschaftlichen Erträge wurden von 
den Neubauern gemeinsam geerntet und eingebracht.188 
 
Wenn es der Autor unterlassen hat, dieser Spur nachzugehen, so sei dies zunächst damit 
entschuldigt, daß sich im überprüften Aktenmaterial kein Indiz gefunden hat, das eine 
Stütze für diese Behauptung hätte sein können. Des weiteren fehlte in der zunehmenden 
Hektik der Prüfungsvorbereitung die Zeit, um wenigstens die Suche nach dem angespro-
chenen Cunnersdorf aufzunehmen, denn immerhin gibt es im heutigen Freistaat Sachsen 
neun Ortschaften dieses Namens. 
 
8.4. Weitere Maßnahmen gegen arbeitsteiliges Wirtschaften 
Das Steinbacher Beispiel scheint lediglich die Spitze eines Eisbergs von Versuchen gewe-
sen zu sein, die Härten der überstürzt durchgeführten Bodenreform durch Verzögerungs-
taktik oder bewußte Ignoranz gegenüber den staatlichen Vorgaben abzumildern. Zum 
Schluß seien noch einige andere sächsische Beispiele unkommentiert aufgeführt, die zei-
gen sollen, daß es gegen die Umgestaltungen im Agrarsektor durchaus häufig Widerstand 
gab – und daß dieser in keinem Fall von der Landesverwaltung geduldet wurde. 
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1. Eine Rundverfügung der LVS vom 12.12.1945 wendet sich gegen Mißstände bei der 
Umsetzung der Bodenreform: 
 
Überprüfungen haben ergeben, daß in den Gütern, die aufgeteilt sind und schon nicht mehr als Güter e-
xistieren, noch immer die bei Beginn der Bodenreform eingesetzten Treuhänder oder Verwalter im Am-
te sind, daß die Herbstaussaat in diesen Gütern gemeinschaftlich derart geschah, daß die Neubauern, die 
Eigentümer ihres eigenen Landes sein sollten, faktisch als Landarbeiter und sogar für den Lohn eines 
Landarbeiters fungierten.189 
 
2. Der Landrat von Weißwasser, Heiden, rechtfertigt sich am 14.01.1946 in einem Schrei-
ben an Kurt Fischer, welcher in einem Zeitungsartikel behauptet hatte, daß „auf einigen 
Gütern die Neubauern gezwungen waren, die Herbstaussaat auf gemeinschaftlichen Land-
flächen vorzunehmen“: 
 
In einem, vielleicht in zwei Fällen, ist es vorgekommen, daß einige Bauern gemeinsam ihre Ackerstü-
cke bebaut haben. Das geschah aber nur aus dem Grunde, weil wirklich fast nichts an landwirtschaftli-
chen Ackergeräten vorhanden war. Es ist mehr als trostlos, wie arm gerade unser Kreis an landwirt-
schaftlichen Geräten ist, und wenn dann einige Bauern vorübergehend für dieses eine Mal gemeinsam 
den Boden bestellen, so halte ich das für absolut richtig, denn es kommt mir nicht darauf an, irgendeine 
Formel bis auf den i-Punkt zu erfüllen, sondern es kommt mir darauf an, daß der Boden bebaut wird, die 
Aussaat in die Erde kommt, damit Brot wächst.190 
 
3. Der Sekretär der LBK, Sachse, bittet Ministerialdirektor Gladewitz vom Nachrichtenamt 
am 11.02.1946, folgenden Fall auf Bitten Kurt Fischers „in besonderer Aufmachung recht 
schnell zu veröffentlichen“: 
 
In einem Fall handelt es sich um den Gutsverwalter Albin Peschke, welcher es fertiggebracht hatte, 
durch falsche Angaben ein schon aufgeteiltes Gut der Bodenreform zu entziehen, indem er die Bauern 
beeinflußte, genossenschaftlich zu bearbeiten, und weiterhin die schon ausgegebenen Urkunden durch 
Machenschaften den Bauern wieder abnahm. Da klar erkannt wurde, daß dieser Verwalter die größten 
Interessen daran hatte, dieses Gut nicht aufzuteilen, weil er seinen Posten unbedingt erhalten haben 
wollte, brachte es ihm durch das Amtsgericht in Freital ein Jahr Gefängnis ein.191 
 
4. Bauern aus Niederkaina bei Bautzen begründen mit einem Brief vom 10.10.1946 an das 
Landratsamt Bautzen ihre vorübergehende Arbeitsgemeinschaft: 
 
Die Arbeitsgemeinschaft mußten wir im Herbst 1945 durchführen, weil bis Mitte September 1945 eine 
Einheit der Roten Armee die Felder bewirtschaftete. Dadurch war eine frühere Austeilung der Felder 
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nicht möglich. Die SMA forderte uns durch das Landratsamt auf, die Felder sofort zu bebauen, es gab 
keinen anderen Weg, als dies gemeinschaftlich zu tun. Im Laufe des Winters 1945/46 teilten wir die 
Felder unter die Bodennehmer auf ...192 
 
5. Herr Andriefski, LRS, MdI, Hauptabteilung Staatliche Verwaltung, kritisiert in einem 
Brief an den Kreisrat Dresden Abstimmungen der Bauern aus Lübau bezüglich des Dre-
schens: 
 
Dem Ministerium ... wurde bekannt, daß in der Gemeinde Lübau auf Initiative des Bürgermeisters ein 
Druschplan ausgearbeitet wurde, der vorsieht, die 4 größten Betriebe als Druschgemeinschaft zuerst 
dreschen zu lassen. Das Soll der Gemeinde wird dann von diesen unmittelbar gedeckt. Die übrigen 
Bauern sollen danach in aller Ruhe beliebig dreschen können. Es wird die Auffassung vertreten, daß ei-
ne solche Regelung die Kleinbauern in Abhängigkeit bringt und nicht zur Demokratisierung des Dorfes 
beiträgt.193 
 
 
9. Gab es eine Sowjetisierung? 
Nachdem die Veränderungen in der ostdeutschen Nachkriegslandwirtschaft vor dem Hin-
tergrund der Umgestaltungen in Sowjetrußland bzw. der UdSSR recht ausführlich nachge-
zeichnet wurden, dürften vor allem zwei Charakteristika deutlich geworden sein: Die Maß-
nahmen der neuen Machthaber in Ostdeutschland führten zu etwa denselben Ergebnissen 
wie die Agrarpolitik der Bolschewiki (weswegen im Nachhinein für beide Entwicklungen 
der Leninsche Genossenschaftsplan als Maßstab angelegt werden konnte); die dabei je-
weils angewandten Methoden unterscheiden sich nur graduell. 
Wenn man, wie eingangs angedeutet, unter Sowjetisierung nicht mehr als die Übernahme 
des sowjetischen Vorbildes verstehen will, kann man zweifelsohne die Veränderungen in 
der Agrarstruktur der SBZ/DDR bis zum Abschluß der Kollektivierung mit diesem Begriff 
beschreiben. An der Rolle der Sowjetunion als Vorbild für Ostdeutschland kann wohl 
kaum gezweifelt werden; gerade die Brutalität, mit der das sowjetische Vorbild bis 1952 zu 
bemänteln versucht wurde (z. B. in Steinbach), und die aus der sowjetischen Entwicklung 
abgeleiteten Lehren (z. B. Verschleierung der Kollektivierungspläne) sind dafür beredte 
Zeugnisse. 
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Trotz seiner allgemeinen Verwendung muß der Sowjetisierungsbegriff nicht zwangsläufig 
unscharf oder beliebig werden, beispielsweise bietet die von Jürgen Danyel vorgeschlage-
ne Differenzierung des Begriffes sehr gute Ansatzpunkte, die Realisierung des sowjeti-
schen Modells in der SBZ/DDR (bzw. in den anderen Satellitenstaaten) mit ihren Charak-
teristika aufzuzeigen. Damit ließe sich vermutlich auch deutlich umreißen, was man im 
konkreten Fall als sowjetisches Vorbild fassen kann. 
Trotz aller Übereinstimmung, die nach Meinung des Autors die mit Vorbehalten versehene 
Verwendung des Begriffes Sowjetisierung rechtfertigt, dürfen aber auch die Unterschiede 
zwischen der sowjetrussischen und der ostdeutschen Entwicklung nicht übersehen werden. 
Diese betreffen nicht etwa nur das System der politischen Parteien, auch an anderen Bei-
spielen (Vergemeinschaftungsgrad der Kollektivwirtschaften, angewandte Repressalien, 
ausgeübter Anpassungsdruck) ist ein weniger durchgreifendes Vorgehen bei den gesell-
schaftlichen Umgestaltungen ablesbar. Auch bei dieser Differenzierung zwischen detailge-
treuen Übernahmen des sowjetischen Musters und der mit Rücksicht auf die aktuellen Ge-
gebenheiten vorgenommenen Modifizierungen dürfte Danyels Konzept erfolgversprechend 
sein. 
Bei stärkerer Konzentration auf eben diese Unterschiede könnte man in der Einschätzung 
der Agrarpolitik in der SBZ/DDR ohne weiteres auch zu anderen Urteilen hinsichtlich der 
Verwendung des Sowjetisierungsbegriffes gelangen. Am Beispiel des Agrarsektors ließe 
sich übrigens besonders gut zeigen, wie weit vom Ziel einer Nachahmung des sowjetischen 
Modells in der SBZ/DDR (vorübergehend) abgewichen worden ist, um den Herausforde-
rungen des Augenblicks Rechnung zu tragen. Außerdem ist die Landwirtschaft ein an-
schauliches Exempel dafür, welche großen Spielräume sich bei der Realisierung des sowje-
tischen Vorbildes nutzen ließen, wenn damit nicht der eingeschlagene Kurs verlassen wur-
de. Führt man nun diese Abweichungen und Spielräume gegen die eigentlichen Charakte-
ristika des sowjetischen Modells ins Feld, dann könnte man die übereinstimmenden Ent-
wicklungen in der UdSSR und der SBZ/DDR ausschließlich durch ähnliche macht- und 
sozialpolitische Herausforderungen motiviert sehen, die ähnliche Reaktionen nach sich ge-
zogen haben.194 Doch auch dann müßte man immer noch von einer Anlehnung der Macht-
                                                 
194 In diesem Sinne äußert sich Arnd Bauerkämper, wenn er schreibt: „Auch die Sozialstruktur der bis Ende 1952 gebil-
deten 1.906 Genossenschaften, in die 78,1 Prozent der 37.000 Mitglieder ihr Land als Neubauern eingebracht hatten, legt 
nahe, daß der Übergang zur Kollektivierung insgesamt nicht ausschließlich auf ein langfristig umgesetztes Konzept der 
‚Sowjetisierung‘ zurückzuführen ist, sondern – ebenso wie in der UdSSR – durch eine sozioökonomische Krisenlage 
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haber in Ostdeutschland an das sowjetische Vorbild sprechen, schließlich wären in gleich-
artigen historischen Situationen durchaus verschiedene politische Reaktionen denkbar. 
Sowjetisierung in der Landwirtschaft Sachsens bzw. Ostdeutschlands ist nicht als gedan-
kenloser Nachvollzug sowjetischer Agrargeschichte faßbar. Gerade die mitunter erstaunli-
che Flexibilität bei der Durchsetzung ideologisch motivierter Ziele sowie auf der anderen 
Seite die rücksichtslose Brutalität gegenüber allen Gegnern eben dieser Ziele sind charak-
teristische Eigenschaften des sowjetischen Vorbilds, weswegen die Kompromisse gegen-
über der unsicheren Situation im Nachkriegsdeutschland eher für die Verwendung des 
Sowjetisierungsbegriffes sprechen als dagegen.  
 
 
10. Resümee und Ausblick 
Trotz allem Mühen um einen tauglichen Sowjetisierungsbegriff und um eine Analyse des 
sowjetischen Vorbildes und der ostdeutschen Entwicklung auf dem Gebiet der Landwirt-
schaft läßt sich am Ende keine in allen Punkten befriedigende Aussage darüber anstellen, 
ob und auf welche Weise man mit Blick auf die Umgestaltung der Agrarwirtschaft der 
SBZ/DDR im hier verhandelten Zeitraum von einer Sowjetisierung sprechen kann oder 
nicht. Der Autor hat sich nach einer recht ausführlichen Beleuchtung dieses Begriffes zu 
dessen relativ allgemeiner Verwendung entschlossen und ihn damit für seine Zwecke ver-
wendbar gemacht. 
Es käme nun darauf an, am konkreten Faktenmaterial zu überprüfen, wie sich graduelle 
Bedeutungsverschiebungen bei diesem Begriff auf seine Bezeichnungsqualitäten auswir-
ken. Hier dürfte eine Spezifizierung des Sowjetisierungsbegriffes nach dem Vorbild Jürgen 
Danyels recht gute Dienste leisten. Zwar vermutet der Autor, daß Versuche einer engeren 
Begriffsverwendung wenig fruchtbar sind, doch müßte dieser Weg erst einmal beschritten 
werden, um seine Vermutung zu verifizieren. 
Wenn sich die in dieser Arbeit verfochtene allgemeine Begriffsverwendung bezüglich der 
Agrargeschichte der SBZ/DDR für die Periode bis zum Abschluß der Kollektivierung auch 
durch zusätzliche Studien nahelegen würde, wäre es interessant zu überprüfen, ob der Sow-
                                                                                                                                                    
ausgelöst wurde, die sich aus der Bodenreform und der Politik gegenüber den Großbauern ergeben hatte.“ (BAUER-
KÄMPER [1997], 203). Zwar läßt sich die Kollektivierung in der UdSSR eher aus machtpolitischen Erwägungen, denn 
aus sozioökonomischen Schieflagen ableiten, doch dürfte Bauerkämpers Einschätzung für die DDR zutreffen. 
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jetisierungsbegiff auch für die weitere Entwicklung der Landwirtschaft in der DDR taug-
lich sein könnte. Zwar greift die offizielle Interpretation des Leninschen Genossenschafts-
plans auch über die Kollektivierung hinaus, doch ist sich der Autor sehr unsicher, ob man 
nach der Durchsetzung der genossenschaftlichen Arbeit auf dem Dorf auch weiterhin von 
Sowjetisierung sprechen kann. Ihm scheint eher, daß die Agrarpolitik der DDR ausschließ-
lich darauf bedacht war, mittels immer neuer Ideen herrschende Mißstände beseitigen zu 
wollen, was jedoch häufig zur Verschlechterung der Lage führte, die nun ihrerseits Inter-
ventionen erforderte. Aufgrund dieser sich durch mangelnde Stringenz auszeichnenden 
Agrarpolitik ist die DDR nach wie vor sehr eng mit den zeitgenössischen Entwicklungen in 
der UdSSR verwandt; doch macht das (auf beiden Seiten zu beobachtende) Fehlen realisti-
scher Nahziele für die Zukunft der Landwirtschaft den Nachvollzug eines sowjetischen 
Modells unmöglich, denn ein solches ließe sich dann kaum noch beschreiben. Dies sind je-
doch alles Spekulationen, welche erst einmal durch weitere Studien zu beweisen wären. 
Für den hier abgehandelten Zeitraum hängt die Tauglichkeit des Sowjetisierungsbegriffes 
eng mit der Gewichtung der zum konkreten Zeitpunkt vorhandenen Spielräume und Erfor-
dernisse ab. Dafür akzeptable Vorschläge zu erarbeiten dürfte auf den ersten Blick 
schwierig erscheinen. Vielleicht könnten viele solcher kleinräumigen historischen Studien, 
wie sie der Autor am Beispiel Steinbachs zu erbringen versucht hat, Erhebliches zum 
diesbezüglichen Erkenntnisgewinn und damit zur Klärung der Verwendungsmöglichkeiten 
des Sowjetisierungsbegriffes beitragen. 
Der Autor ist sich bewußt, mit der hier vorgelegten Studie lediglich einige schmale Pfade 
in Richtung historischen Erkenntnisgewinns beschritten und vieles nur angerissen zu ha-
ben; immerhin hofft er, der Agrargeschichte Sachsens eine Facette hinzugefügt zu haben. 
                                                                                                                                                    
 
 
 
66
Verwendete Dokumente und Literatur 
a) Dokumente 
• SächsHStA, LRS, MdI 1945-1952, № 1; 11; 12; 13; 17; 42; 43; 65; 67; 94; 175; 195; 
264; 618; 801; 3065; 3083; 3091; 3511; 3654. 
• SächsHStA, LRS, MfLF 1945-1952, № 157; 179; 390. 
 
b) Literatur 
• Anweiler, Oskar, „Sowjetisierung“ im Bildungswesen – Zwanzig Jahre nach den ersten 
Analysen – Ein Rückblick und ein Ausblick, in: LEMBERG, 309-312. 
• Bauerkämper, Arnd, Von der Bodenreform zur Kollektivierung. Zum Wandel der länd-
lichen Gesellschaft in der Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und DDR 1945-
1952, in: Kaelble, Hartmut, Kocka, Jürgen, Zwar, Hartmut (Hg.), Sozialgeschichte der 
DDR, Stuttgart, Klett – Cotta 1994, 119-143. 
• Derselbe, „Junkerland in Bauernhand“? Durchführung, Auswirkungen und Stellenwert 
der Bodenreform in der Sowjetischen Besatzungszone, Stuttgart, Franz Steiner 1996 
(Historische Mitteilungen, Beihefte, 20). 
• Derselbe, Amerikanisierung und Sowjetisierung in der Landwirtschaft. Zum Einfluß 
der Hegemonialmächte auf die deutsche Agrarpolitik von 1945 bis zu den frühen sech-
ziger Jahren, in: JARAUSCH/SIEGRIST, 195-215. 
• Bell, Wolfgang, Enteignungen in der Landwirtschaft der DDR nach 1949 und deren 
politische Hintergründe. Analyse und Dokumentation, Münster-Hiltrup, Landwirt-
schaftsverlag 1992. 
• Birke, Ernst, Neumann, Rudolf (Hg.), Die Sowjetisierung Ost-Mitteleuropas. Untersu-
chungen zu ihrem Ablauf in den einzelnen Ländern, Frankfurt/Main – Berlin, Alfred 
Metzner 1959. 
• Blaschke, Karlheinz, Historisches Ortsverzeichnis von Sachsen, Leipzig, Bibliographi-
sches Institut 1957. 
• Böttcher, Kurt, Ziermann, Klaus (Hg.), Texte zur Krise des Sozialismus, Berlin, Volk 
und Wissen 1990. 
 
 
67
• Bucher, Peter (Hg.), Nachkriegsdeutschland 1945-1949, Darmstadt, Wissenschaftliche 
Buchgesellschaft 1990 (Quellen zum politischen Denken der Deutschen im 19. und 20. 
Jahrhundert, 10). 
• Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (Hg.), Auf dem Wege zum Kolchos. 
Die Sowjetisierung der Landwirtschaft in der Sowjetzone, Bonn 1956.195 
• Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (Hg.), Die rote Flut. Tatsachen und 
Zahlen über die Bolschewisierung der Sowjetzone, s. l. 1951 (zit.: BMGF [1951a]). 
• Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (Hg.), Die Sowjetisierung der deut-
schen Länder. Brandenburg, Mecklenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Bonn 
1950. 
• Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (Hg.), Die Sowjetisierung der Land-
wirtschaft in der Sowjetzone, Berlin 1951 (zit.: BMGF [1951b]). 
• Danyel, Jürgen, Politische Rituale als Sowjetimporte, in: JARAUSCH/SIEGRIST, 67-
86. 
• Fiedler, Helene (Red.), Bündnis der Arbeiter und Bauern. Dokumente und Materialien 
zum 30. Jahrestag der demokratischen Bodenreform, Berlin, Dietz 1975. 
• Gabler, Diethelm, Entwicklungsabschnitte der Landwirtschaft in der ehemaligen DDR, 
Berlin, Duncker & Humblot 1995. 
• Heidmann, Eberhard (Hg.), Potsdamer Abkommen. Ausgewählte Dokumente zur 
Deutschlandfrage 1943 bis 1949, Berlin, Staatsverlag der DDR 21967. 
• Hermes, Peter, Die Christlich-Demokratische Union und die Bodenreform in der Sow-
jetischen Besatzungszone Deutschlands im Jahre 1945, Saarbrücken, Saarbrücker Zei-
tung 1963. 
• Hildermeier, Manfred, Geschichte der Sowjetunion 1917-1991. Entstehung und Nie-
dergang des ersten sozialistischen Staates, München, C. H. Beck 1998. 
• Horz, Gerhard, Die Kollektivierung der Landwirtschaft in der Sowjetischen Besat-
zungszone Deutschlands. Unter Berücksichtigung des sowjetischen Vorbildes. Ziele, 
Methoden, Wirkungen, Univ. Diss., Berlin 1961. 
                                                 
195 Diese Schrift war in erster Auflage bereits drei Jahre früher erschienen (Bundesministerium für gesamtdeutsche Fra-
gen [Hg.], Auf dem Wege zur Kolchose. Die Sowjetisierung der Landwirtschaft in der Sowjetzone, Berlin 1953), jedoch 
nun an einigen Stellen etwas im Ton entschärft und um ein Kapitel über die Weiterentwicklung der Kollektivierung er-
gänzt worden. 
 
 
68
• [Humm, Antonia Maria, Auf dem Weg zum sozialistischen Dorf? Zum Wandel der dörf-
lichen Lebenswelt in der DDR von 1952 bis 1969 mit vergleichenden Aspekten zur 
Bundesrepublik Deutschland, Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht 1999].196 
• Jarausch, Konrad, Siegrist, Hannes (Hg.), Amerikanisierung und Sowjetisierung in 
Deutschland 1945-1970, Frankfurt/Main – New York, Campus 1997. 
• Kluge, Ulrich, „Die Bodenreform ist in erster Linie eine politische Angelegenheit“. 
Agrarstruktureller Wandel in Sachsen 1945/46, in: BAUERKÄMPER (1996), 103-117. 
• Kramer, Matthias, Die Bolschewisierung der Landwirtschaft. In Sowjetrußland - In den 
Satellitenstaaten - In der Sowjetzone, Köln, Rote Weißbücher 1951. 
• Krebs, Christian, Der Weg zur industriemäßigen Organisation der Agrarproduktion in 
der DDR. Die Agrarpolitik der SED 1945-1960, Bonn, Forschungsgesellschaft für Ag-
rarpolitik und Agrarsoziologie e. V. 1989. 
• Kreikamp, Hans-Dieter (Hg.), Quellen zur staatlichen Neuordnung Deutschlands 1945-
1949, Darmstadt, Wissenschaftliche Buchgesellschaft 1994 (Ausgewählte Quellen zur 
Geschichte der Neuzeit, 35). 
• Kuntsche, Siegfried, Bodenreform in einem Kernland des Großgrundbesitzes: Meck-
lenburg-Vorpommern, in: BAUERKÄMPER (1996), 51-68. 
• Laufer, Jochen, Die UdSSR und die Einleitung der Bodenreform in der Sowjetischen 
Besatzungszone, in: BAUERKÄMPER (1996), 21-35. 
• Lemberg, Hans (Hg.), Sowjetisches Modell und nationale Prägung. Kontinuität und 
Wandel in Ostmitteleuropa nach dem Zweiten Weltkrieg, Marburg, Johann-Gottfried-
Herder-Institut 1991 (Historische und landeskundliche Osteuropa-Studien, 7). 
• Lemke, Michael (Hg.), Sowjetisierung und Eigenständigkeit in der SBZ/DDR (1945-
1953), Köln – Weimar – Wien, Böhlau 1999 (Zeithistorische Studien, 13). 
• Leonhard, Wolfgang, Die Revolution entläßt ihre Kinder, Köln, Kiepenheuer & Witsch 
1990. 
• Malia, Martin, Vollstreckter Wahn. Rußland 1917-1991, Stuttgart, Klett – Cotta 1994. 
                                                 
196 Dieses Buch hätte der Autor gern für seine Studien verwendet, doch ist derzeit es in der SLUB nicht auffindbar, ob-
wohl es im Katalog bereits verzeichnet ist; aufgrund dieser Tatsache war es der Bibliothek auch nicht möglich, das Buch 
per Fernleihe zu besorgen. 
 
 
69
• Malycha, Andreas, Privatbäuerliche oder staatliche Landwirtschaft? Die Auseinander-
setzungen über die Bodenreform zwischen SPD und KPD in der Sowjetischen Besat-
zungszone im Sommer/Herbst 1945, in: BAUERKÄMPER (1996), 37-49. 
• Marx, Karl, Engels, Friedrich, Werke, hgg. v. Institut für Marxismus-Leninismus beim 
ZK der SED, Bd. 4, Berlin, Dietz 1983 (zit.: MEW). 
• Mehringer, Hartmut, Schwartz, Michael, Wentker, Hermann (Hg.), Erobert oder be-
freit? Deutschland im internationalen Kräftefeld und die sowjetische Besatzungszone 
1945/46, München, R. Oldenbourg 1999. 
• Merkel, Konrad, Schuhans, Eduard, Die Agrarwirtschaft in Mitteldeutschland. „Sozia-
lisierung“ und Produktionsergebnisse, Bonn – Berlin, Deutscher Bundesverlag 21963 
(Bonner Berichte aus Mittel- und Ostdeutschland). 
• Merker, Wolfgang, Landes- und Zentralverwaltungen – Konstituierung und Ausrich-
tung der SBZ-Vewaltungsspitze durch die SMAD, in: MEHRINGER/SCHWARTZ/ 
WENTKER, 93-107. 
• Naimark, Norman M., Die Russen in Deutschland. Die sowjetische Besatzungszone 
1945 bis 1949, Berlin, Propyläen 1997. 
• Reimann, Michael, „Sowjetisierung“ und nationale Eigenart in Ostmittel- und Südost-
europa. Zu Problem und Forschungsstand, in: LEMBERG, 3-9. 
• Richter, Michael, Schmeitzner, Mike, „Einer von beiden muß so bald wie möglich ent-
fernt werden“. Der Tod des sächsischen Ministerpräsidenten Rudolf Friedrichs vor dem 
Hintergrund des Konfliktes mit Innenminister Kurt Fischer 1947, Leipzig, Gustav Kie-
penheuer 1998. 
• Schroeder, Klaus, Der SED-Staat. Geschichte und Strukturen der DDR, München, 
Bayerische Landeszentrale für politische Bildungsarbeit 1998. 
• Schröter, Harm G., Perspektiven der Forschung: Amerikanisierung und Sowjetisierung 
als Interpretationsmuster der Integration, Freiberg, TU Bergakademie 1995 (Freiberger 
Arbeitspapiere, 95/15).197 
• Staritz, Dietrich, Die Gründung der DDR. Von der sowjetischen Besatzungsherrschaft 
zum sozialistischen Staat, München, Deutscher Taschenbuch Verlag 31995. 
                                                 
197 In einer Kurzfassung erneut veröffentlicht in JARAUSCH/SIEGRIST, 147-166. 
 
 
70
• Thiede, Ulrich, Unsere Saat trägt reiche Früchte. Von der Bodenreform zur industrie-
mäßig organisierten sozialistischen Landwirtschaft in der DDR, Berlin, Dietz 1980. 
• Tümmler, Edgar, Die Agrarpolitik in Mitteldeutschland – Historische Entwicklung der 
Landwirtschaft in Mitteldeutschland und ihre agrarpolitische Konzeption, in: Tümmler, 
Edgar, Merkel, Konrad, Blohm, Georg, Die Agrarpolitik in Mitteldeutschland und ihre 
Auswirkung auf Produktion und Verbrauch landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Berlin, 
Duncker & Humblot 1968 (Wirtschaft und Gesellschaft in Mitteldeutschland, 3), 1-
167. 
• Weber, Adolf, Zur Agrarpolitik in der ehemaligen DDR. Rückblick und Ausblick, in: 
Merl, Stephan, Schinke, Eberhard (Hg.), Agrarwirtschaft und Agrarpolitik in der ehe-
maligen DDR im Umbruch, Berlin, Duncker & Humblot 1991. 
• Wille, Manfred, Die Verabschiedung der Verordnung über die Bodenreform in der 
Provinz Sachsen, in: BAUERKÄMPER (1996), 87-102. 
• ZK der SED, Abteilung Propaganda (Hg.), Der Aufbau der sozialistischen Gesellschaft 
in der UdSSR, Berlin, Dietz 1951 (Methodische Anleitungen für Propagandisten und 
Lehrer der Parteischulen, 1. Teil, Thema III). 
 
 
 
 
71
Anhang 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 1: Titelblatt einer Broschüre des BMGF, 1951. 
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Abbildung 2: Titelblatt einer Broschüre des BMGF, 1953. 
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Abbildung 3: Historische Synopse aus einer Schrift des BMGF, 1951. 
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Abbildung 4: Brief Otto Mattkes an die LRS vom 28.09.1945. 
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Abbildung 5: Otto Mattkes Konzept der Landbaugenossenschaften (3 Seiten). 
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Abschrift der zweiten Hälfte des Dokumentes auf der vorhergehenden Seite: 
 
 
1. Zum landwirtschaftlichen Vermögen gehören alle Teile (insbesondere Grund und Boden, Gebäude, 
stehende und umlaufende Betriebsmittel, Nebenbetriebe und Sonderkulturen) einer wirtschaftlichen 
Einheit, die dauernd einem landwirtschaftlichen Hauptzweck dient (landwirtschaftlicher Betrieb). 
 
2. Als Teile des landwirtschaftlichen Betriebes gelten nicht     
 1. Zahlungsmittel, Geldforderungen und Wertpapiere     
 2. Geldschulden. 
 
3. Als landwirtschaftliche Betriebe gelten auch Tierzuchtbetriebe, Viehmästereien, Abmelkställe, Ge-
flügelfarmen und ähnliche Betriebe, wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung überwiegend Erzeugnisse 
verwendet werden, die im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb gewonnen werden. 
 
4. Als landwirtschaftliche Betriebe gelten auch das Erbpachtrecht und sonstige Grundstücksgleiche 
Rechte, die eine landwirtschaftliche Nutzung zum Gegenstand haben. Die §§ 34 bis 44 gelten für 
diese Rechte nicht. 
 
5. Als landwirtschaftlicher Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der dem landwirtschaftlichen Hauptbetrieb 
zu dienen bestimmt ist. 
 
 
Eine Anlehnung an diese Abgrenzung dürfte schon deswegen richtig sein, um bei irgendeiner Verwen-
dung des Einheitswertes nicht ein falsches Beurteilungsergebnis zu bekommen. 
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Abbildung 6: Antwort der LBK an Otto Mattke vom 06.10.1945. 
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Abbildung 7: Gründung der Landbaugenossenschaft Kröstau am 23.10.1945 (3 Seiten). 
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Abbildung 8: Meldung der Festnahme des Steinbacher Bürgermeisters vom 17.07.1950. 
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Abbildung 9: 1. Bericht aus Steinbach vom 18.07.1950 (5 Seiten). 
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Abbildung 10: 2. Bericht aus Steinbach vom 21.07.1950 (6 Seiten). 
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Abbildung 11: Auflösung der Siedlergemeinschaft Steinbach am 08.09.1950. 
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Abbildung 12: Analyse über Arbeitsgemeinschaften in Jahna vom 26.05.1952 (3 Seiten). 
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Abschrift der letzten beiden Absätze des Dokumentes auf der vorhergehenden Seite: 
 
 
Es wurde in der Bauernversammlung eingehend darüber diskutiert, und es kam zu dem Entschluß, Ar-
beitsgemeinschaften zu bilden, in denen 3 – 4 Bauern entsprechend der einzelnen Größengruppen sich 
zusammenschließen, um jetzt in gegenseitiger Hilfe gemeinsam eine bessere Arbeit durchzuführen. Es 
wurden auf dieser Basis 22 Arbeitsgemeinschaften gebildet, 4 davon arbeiteten jedoch nicht. 
Den Großbauern wurde auf dieser Grundlage derselbe Vorschlag unterbreitet. Auch sie wollten sich in-
nerhalb der Arbeitsgemeinschaften bei auftretenden Schwierigkeiten gegenseitig helfen. 
Es stellte sich jedoch heraus, daß in diesen Größengruppen die gegenseitige Hilfe sich nicht entwickelte. 
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